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1 Die Anfänge bundesdeutscher Indonesienpolitik (1952–1955)

Kontinuitäten, Neubeginn und Schwierigkeiten: Gutachtertätigkeit Hjalmar
Schachts, Eröffnung diplomatischer Beziehungen und interne Unstimmigkeiten

Indonesien hatte als erstes asiatisches Land die Bundesrepublik Deutschland aner­
kannt und sich zur Aufnahme diplomatischer Beziehungen bereiterklärt.¹ Wann ge­
nau auf Bonner Seite die Entscheidung gefallen ist, diplomatische Beziehungen zu
Indonesien aufzunehmen, lässt sich aus den zugänglichen Akten nicht rekonstruie­
ren. Möglich geworden war die Herstellung diplomatischer Beziehungen erst durch
die von den drei Westalliierten vorgenommene „kleine“ Revision des Besatzungssta­
tuts imMärz 1951, die auchdieWiedereinrichtungeinesAußenministeriumserlaubte.²
Im Juli 1951 ließ das Auswärtige Amt verlauten, es sei „in absehbarer Zeit“ mit der Er­
richtung einer Vertretung in Jakarta zu rechnen.³ Die erste amtliche deutsche Mission
in Richtung Ost- und Südostasien nach Kriegsende fand ebenfalls 1951 statt.⁴

Unterdessen war ein prominenter Deutscher für die Regierung des neugegründe­
ten Indonesien als Berater tätig geworden. Aufgrund der geographischen Besonder­
heiten, dem Mangel an staatlichen Strukturen und der extremen gesellschaftlichen
Heterogenität waren Indonesiens Aufbau- und Modernisierungsprobleme noch grö­
ßer als diedermeistenanderenneuentstandenenStaaten.Nachder völkerrechtlichen
Unabhängigkeit suchten indonesische Politiker auch die ökonomische Emanzipation
Indonesiens: Wichtige Wirtschaftszweige wie die Erdölindustrie, die Transportwirt­
schaft oder das landwirtschaftliche Kreditwesen waren niederländisch, britisch und
chinesisch dominiert.⁵ Für den Aufbau einer modernen Volkswirtschaft waren, man­
gels eigener Expertise, ausländische Fachleute gefragt. Die indonesische Regierung
engagierte im Juni 1951 den ehemaligen Reichsbankpräsidenten und Wirtschaftsmi­
nister Hjalmar Schacht, der über mehrere politische Systeme hinweg eine der schil­
lerndsten und umstrittensten Figuren der deutschen Wirtschafts- und Finanzwelt

1 PA AA, B 1, 222. Informationsmappe für den Staatsbesuch des Bundespräsidenten in der Republik
Indonesien vom 28.10.–3.11.1963.
2 Lappenküper, Außenpolitik, S. 8.
3 PA AA, B 11, 342. Abteilung III des AA: Schreiben Nr. 2674/51 vom 19.7.1951 an Wilhelm Blaufuhs.
4 Siehe dazu: Heß, Diplomatenpaß, S. 116–138, und AAPD 1951, Dok. 147, S. 478. Legationssekretär
a. D. Hess: Aufzeichnung „Errichtung amtlicher deutscher Vertretungen in Ost- und Südostasien“ vom
29.8.1951.
5 Ricklefs, Indonesia, S. 239.
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war.⁶ Ab August 1951 hielt sich Schacht in Indonesien auf, um der indonesischen Re­
gierung schließlich einen 36 Seiten starken Bericht mit Vorschlägen für Maßnahmen
zum Aufbau der indonesischenWirtschaft zu überreichen. Auszüge aus dem Schacht-
Bericht veröffentlichten die deutschen Presseorgane Der Spiegel und Die Zeit.⁷

Zu den von Schacht vorgeschlagenen Schritten zählten: Die indonesische Regie­
rung solle möglichst viele Beamte zum Studium ins Ausland schicken; dafür kämen
neben englischsprachigen vor allemdeutschsprachige Länder in Frage. Beschränkun­
gen für ausländische Kapitalinvestitionen sollten aufgehoben werden, da ausländi­
schesKapital zur Errichtung von Industrie und Infrastruktur dringendbenötigtwerde.
Zugleich sollten die indonesischen Bodenschätze staatlich kontrolliert werden. Auf­
grund von Indonesiens Importabhängigkeit bei gleichzeitigem Devisenmangel müss­
ten sich die Einfuhren auf Waren konzentrieren, die eine Erhöhung der Produktivität
versprechen; aus demAusland sollten also eher moderneMaschinen statt Konsumgü­
ter gekauft werden. Dass das indonesische Finanzministerium seinerzeit den Import
von Luxusartikeln einschränken ließ, beurteilte Die Zeit als Ergebnis der Vorschläge
Schachts.⁸ In vielen Punkten riet Schacht den Indonesiern, sich an deutschen Model­
len zu orientieren. Der frühere Reichsbankpräsident legte sich dabei keine besondere
Zurückhaltung auf: Er empfahl der indonesischen Regierung „dringend das Studium
der deutschen Arbeitsgesetze aus der Mitte der dreißiger Jahre, die zur Beseitigung
der Klassenkämpfe und zu geregelter Arbeit wesentlich beigetragen haben“.⁹ Streiks
und Aussperrungen müssten zumindest in „lebenswichtigen Betrieben [. . . ] gesetz­
lich verboten“ sein.¹⁰ Schacht legte dar, dass die Modernisierung der indonesischen
Landwirtschaft auchUmsiedlungen aus demdichtbesiedelten Java in die ungenutzten
Gebiete Sumatras undBorneos beinhaltenmüsse: „DieÜbersiedlung aus denübervöl­
kerten Gebieten in das jungfräuliche Land ist eine Lebensfrage für Indonesien“.¹¹

Für die Bundesregierung, die noch keine Vertretung in Jakarta unterhielt, war der
Auftritt Schachts aus zwei Gründen unangenehm: Zum einen zeigten sich amerikani­
sche Stellen über die Aktivitäten von „Hitlers Bankier“ in Südostasien nicht erfreut;
die Beratertätigkeit des ehemaligen Reichswirtschaftsministers wurde „von amerika­
nischer Seite mit beißender Kritik kommentiert“.¹² Zum anderen habe sich Schachts
Gutachten negativ auf das deutsche Ansehen in Indonesien ausgewirkt, weil die Auf­
traggeber von dem „sehr an der Oberfläche“ bleibenden Abschlussbericht enttäuscht

6 Siehe: Kopper, Schacht.
7 „Chancen einer Zukunft für Indonesien“. Der Spiegel, 16.1.1952. „Vorschläge an einen jungen Staat“.
Die Zeit, 6.3.1952, 13.3.1952, 20.3.1952 sowie 27.3.1952.
8 Die Zeit, 13.3.1952, S. 11.
9 Der Spiegel, 16.1.1952, S. 23.
10 Die Zeit, 20.3.1952, S. 11.
11 Die Zeit, 13.3.1952, S. 11.
12 PAAA, B 11, 108. Abteilung III: Aufzeichnung vom13.2.1952. Frey, Dekolonisierung, S. 188, erwähnt
die „außenpolitischen Komplikationen“ der Beratertätigkeit Schachts.
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seien. Zugleich, so das Auswärtige Amt, habe Schacht durch bestimmte Bemerkun­
gen den „mimosenhaft empfindlichen Nationalismus der Indonesier“ verletzt.¹³ Das
Auswärtige Amt sah sich Anfang der fünfziger Jahre mit dem Problem konfrontiert,
dass deutscheGeschäftsreisende in Indonesien aufgrund des Fehlens einer amtlichen
deutschenVertretung gerne denAnschein erweckten, sie seien in einer halboffiziellen
Funktion tätig. Dies habe bei Indonesiern „leider häufig einen ungünstigen Eindruck
hinterlassen, der zusammenmit den negativen Ergebnissen der Tätigkeit Schachts die
Aufnahme der Tätigkeit der zu eröffnenden deutschen Botschaft in Jakarta nicht er­
leichtert“.¹⁴

Kurze Zeit später entsandte die Bundesregierung den Sinologen und früheren
Wilhelmstraßen-Diplomaten Horst Böhling mit dem Auftrag nach Indonesien, dort
eine Botschaft der Bundesrepublik zu eröffnen. Er traf am 24. April 1952 in Jakarta
ein.¹⁵ Positiv vermeldete Böhling die sehr freundliche Haltung der Indonesier gegen­
über Deutschland und den Deutschen: „Wir haben hier einen sehr großen Fundus von
Goodwill. Man erwartet aber auch sehr viel von uns.“¹⁶

Am 25. Juni 1952 überreichte der neue Botschafter Werner Otto von Hentig Prä­
sident Sukarno das Beglaubigungsschreiben.¹⁷ Es bestanden erstmals diplomatische
Beziehungen zwischen der neugegründeten Republik Indonesien und der neuge­
gründeten Bundesrepublik. Im Herbst 1952 entsandte die indonesische Regierung
den Juristen Zairin Zain nach Bonn, um dort als Geschäftsträger eine indonesische
Botschaft zu eröffnen. Bei seinem ersten Gesprächmit Staatssekretär Walter Hallstein
trug Zain vor, Indonesien „habe besonderes Zutrauen zur Bundesrepublik“, da die­
se „keinerlei koloniale Ziele“ verfolge.¹⁸ Der wiederkehrende Topos der „kolonialen
Unverdächtigkeit“ der Bundesrepublik wurde hier zum ersten Mal von einem indo­
nesischen Diplomaten explizit formuliert. Indonesien, so Zain, rechne bei seinem
Aufbau auf deutsche Hilfe. Hallstein äußerte sich zuversichtlich über die Aussichten
der deutsch-indonesischen Zusammenarbeit, reagierte aber zurückhaltend auf Zains
Frage nach deutschenMilitärberatern: Hier seien „durch unsere augenblickliche Lage

13 PA AA, B 11, 108. Abteilung III: Aufzeichnung vom 13.2.1952.
14 Alle wörtlichen Zitate aus: PA AA, B 11, 108. Abteilung III: Aufzeichnung vom 13.2.1952.
15 PA AA, B 11, 342. Abteilung III: Vermerk vom 19.3.1953. – Zum Werdegang von Horst Böhling
(1908–1999): Jurist und Sinologe, 1935 Eintritt in den Auswärtigen Dienst, Tätigkeiten in der Politi­
schen Abteilung, 1936/37 Generalkonsulat Amsterdam; 1938 NSDAP- und SS-Mitglied; 1938–1939 Ge­
neralkonsulat Batavia, 1939–1945 Botschaft Chinamit Verwendung in Shanghai, Peking undNanking;
1946–1950 Dozent an verschiedenen Universitäten in China, u. a. Tongji in Shanghai; 1952 Wiederein­
tritt in denAuswärtigenDienst, 1952/53 Botschaft Jakarta, 1953–1955Abteilung III, 1955–1959Botschaf­
ter in Bangkok, 1959–1961 Abteilung 4 und 6, 1961–1970 Botschafter in Kuala Lumpur, 1970 Eintritt in
den Ruhestand. Vgl. Biographisches Handbuch, Bd. 1, S. 194–196.
16 PA AA, B 11, 108. Gesandtschaftsrat Böhling, Jakarta: Privatdienstschreiben an v. Etzdorf vom
27.6.1952.
17 Ebenda.
18 PA AA, B 11, 370. AA: Schrifterlass an die Botschaft Jakarta vom 27.10.1952.
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bedingte Schwierigkeiten“ zu bedenken.¹⁹ Im Mai 1953 nahm der an der Universität
Leiden ausgebildete Rechtsanwalt Alexander Maramis von Bundespräsident Heuss
das Beglaubigungsschreiben als neuer Botschafter entgegen. Maramis war nach der
Unabhängigkeitserklärung 1947 bis 1948 Finanzminister und 1949 sogar Außenmi­
nister der entstehenden Republik Indonesien gewesen. Durch die Entsendung eines
so hochkarätigen Vertreters nach Bonn unterstrich die indonesische Regierung, dass
sie der Bundesrepublik Deutschland erhebliche politische Bedeutung zumaß.²⁰

Auch der von der Bundesregierung nach Jakarta entsandte Botschafter war in vie­
ler Hinsicht ein hochkarätiger Vertreter seines Berufsstandes: Werner Otto von Hen­
tig (1886–1984) verkörperte die Kontinuität deutscher Diplomatie, die bei ihm sogar
bis ins Kaiserreich zurückreichte, in dessen Diplomatischen Dienst er 1911 eingetre­
ten war. Er gehörte zu den „Arabisten“ bzw. „Orientalisten“ des Auswärtigen Amts
und blickte auf eine bewegte Laufbahn zurück.²¹ Das Auswärtige Amt beschäftigte
den 66-jährigen Hentig „nur“ auf Vertragsbasis und nicht als Beamten. Der erfahrene
und eigenwillige Hentig fühlte sich durch den vergleichsweise prestigearmen Posten
in Indonesien nicht angemessen gewürdigt. Aus Hentigs Memoiren spricht Verbitte­
rung über die Umstände seiner Wiederanstellung und seiner Entsendung nach Indo­

19 Ebenda.
20 PA AA, B 11, 370. Protokollabteilung des AA: Vermerk Nr. 3030/53 vom 12.5.1953.
21 Alle folgenden biographischen Daten aus: Hentig, Zeugnisse und Selbstzeugnisse, S. 224. Ferner
die Autobiographie: Hentig, Dienstreise. Auf seinem ersten Posten in Peking hatte Hentig den Sturz
der Qing-Dynastie und die chinesische Revolution miterlebt. Nach kurzen Stationen in Konstantino­
pel und Teheran führte er im Ersten Weltkrieg 1915/16 zusammen mit Oskar Ritter von Niedermayer
die legendenumwobene und literarisch verklärte Afghanistan-Expedition an. Nach Stationen in Ost­
europa, San Francisco, Bogota undAmsterdam leitete Hentig 1937 bis 1939 das Orientreferat Pol VII im
AA. Hier widersprach er gelegentlich der offiziellen Linie der NS-Diplomatie (vgl. Conze, Amt, S. 110,
155 f.). 1939 war er kurzzeitig Gesandter in Kairo, wo er – eigener Auskunft zufolge – den NS-Propa­
gandaminister Goebbels bei dessen Kairo-Besuch darauf hingewiesen habe, die Araber seien keines­
wegs antisemitisch im Sinne der nationalsozialistischen Ideologie, sondern sähen sich lediglich in
einem Abwehrkampf gegen die jüdische Einwanderung ins damals noch britisch kontrollierte Paläs­
tina (Hentig, Dienstreise, S. 326). Im Krieg wurde Hentig als Vertreter des Auswärtigen Amts (VAA) in
die Wehrmacht eingezogen: Im Sommer 1942 berichtete er kritisch über deutsche Kriegsverbrechen
auf der Krim (Conze, Amt, S. 209 f., 213). In seinen Erinnerungen gibt Hentig an, er sei aufgrund seiner
„politischenUnzuverlässigkeit“ 1943 von denNationalsozialisten aus demAmt verabschiedet worden
(Hentig, Dienstreise, S. 357). Auch berichtet er davon, in die Staatsstreichpläne militärischer Kreise
eingeweiht gewesen zu sein,was ihmnachdem20.7.1944 einVerhör durchdieGestapo eingebrachtha­
be (Hentig, Dienstreise, S. 359–367). Wenngleich Hentig als einer der wenigenWilhelmstraßen-Diplo­
maten nicht derNSDAPbeigetreten undnachweislichDistanz zurNS-Rassenideologiewahrte, so blieb
er nach seinem Ausscheiden aus dem Diplomatischen Dienst doch für die Außenpolitik NS-Deutsch­
lands tätig: Unter anderem war er für die Betreuung von Amin al-Husseini zuständig, dem Großmufti
von Jerusalem, der ab 1941 in Berlin lebte und von dort aus antisemitische und antibritische Radio­
propaganda in den arabischen Raumhinein betrieb. Nach der Internierung durch die amerikanischen
Besatzungsbehörden 1945/46 undwechselndenErwerbstätigkeiten meldete sichHentig 1952 beimneu
konstituierten Auswärtigen Dienst.
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nesien. Somit stand seine Mission in Jakarta von Beginn an unter keinen günstigen
Vorzeichen.²²

Schon bald, nachdem die Botschaft in Jakarta ihre Arbeit aufgenommen hatte,
brach zwischenHentig undder Bonner ZentraleDissens über die einzuschlagendePo­
litik aus. Die Linie des Auswärtigen Amts sah vor, in Indonesien pointierte politische
Stellungnahmen zu vermeiden und möglichst Rücksicht auf fortbestehende nieder­
ländische Interessen zu nehmen: Das Hauptziel der Niederlande in seiner ehemali­
gen Kolonie war, dort die beherrschende wirtschaftliche Stellung zu erhalten. Zudem
sollte das von Indonesien beanspruchte Niederländisch-Neuguinea unter Kontrolle
Den Haags bleiben; umgekehrt war die „Rückgewinnung“ Westneuguineas das The­
ma, das Sukarno in den fünfziger Jahren zum zentralen Thema des indonesischen Na­
tionalismusmachte.²³ Hentig wollte sich allerdingsmit einer „Nicht-Politik“ und einer
passiven Rolle der Bundesrepublik nicht abfinden. Er sympathisierte stark mit indo­
nesischen Bestrebungen, sich aus der wirtschaftlichen Abhängigkeit der Niederlande
zu lösen. Überdies befürwortete er ein stärkeres Engagement in Handelsfragen – hier
sah er gute Chancen für die Bundesrepublik, dasjenige wirtschaftliche Terrain einzu­
nehmen, das die Niederländer ohnehin würden räumen müssen. Hentig verwies auf
die wichtige Rolle der Besuchsdiplomatie und drängte darauf, die Bundesregierung
möge einen hochrangigen Vertreter zu einer Visite nach Indonesien entsenden.²⁴

Bereits das erste Interview, das Hentig der indonesischen Nachrichtenagentur
Antara gab, sorgte für Irritationen. Hentig war zugespitzt wiedergegeben worden, er
habe den Indonesiern „empfohlen, künftig ihrewirtschaftlichen Beziehungen zu drit­
ten Ländern möglichst selbstständig und direkt zu gestalten“ – also die Niederländer
aus ihrer privilegierten Position im indonesischen Außenhandel zu verdrängen. Ein
niederländischer Beamter erklärte gegenüber dem Bundeswirtschaftsministerium,
seine Regierung sei über die Worte des deutschen Botschafters „bestürzt“; auch der
deutsche Botschafter in Den Haag wurde mit dem angeblichen Vorfall konfrontiert.²⁵

22 Hentig, Dienstreise, S. 383–402, hier S. 384 f.: „Der einzige noch für mich gebliebene Posten war
Jakarta. Jakarta hatte ein anerkannt schlechtes Klima. [. . . ] Für meine Kinder gab es kaum Fortbil­
dungsmöglichkeiten. Somusste ichmichdarauf gefasstmachen, vonmeinen inAmerika studierenden
Söhnen weitere Jahre getrennt zu sein. Selbst brachte ich für den Posten keine besonderen Vorausset­
zungen mit. [. . . ] Das Amt hielt mich aber für besonders geeignet, weil Indonesien ein Angelpunkt
zwischen demmir bekannten Nahen und Fernen Osten Asiens sei. Über meine politische Aufgabe an
Ort und Stelle konnte mich die Personalabteilung nicht unterrichten. Ich sollte lediglich mit der Ein­
richtung und Leitung der Botschaft als Angestellter auf beiderseitige sechswöchige Kündigung ‚be­
schäftigt‘ werden. Während ichmündlich und schriftlich jeweils wiederholt um eine Unterredung mit
dem Außenminister [also Adenauer selbst] nachsuchte, wurde auf die immer dringenderen Bitten der
indonesischen Regierung ein Vorkommando nach Jakarta entsandt.“
23 Siehe dazu: II.2 und III.3.
24 PA AA, B 11, 414. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 485/53 vom 19.7.1953.
25 PA AA, B 11, 342. Abteilung III: Vermerk (ohne Datum); Ministerialdirektor Kordt: Aufzeichnung
vom 16.7.1952.
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Hentigs private und halbprivate Korrespondenzen lassen keinen Zweifel daran, dass
er die – ihm von Den Haag unterstellte, in dem betreffenden Interview jedoch nicht
wörtlich geäußerte – Ansicht durchaus teilte, es sei im Interesse Indonesiens, die
Niederlande aus dem indonesischenWirtschaftsleben „auszuschalten“. Einen Draht­
erlass der Handelspolitischen Abteilung im Auswärtigen Amt, der Hentig im Juli
1952 zur Vorsicht bei Interviews mahnte, empfand Hentig als Tadel.²⁶ Verfasser des
Erlasses war Helmut Allardt, damals noch Vortragender Legationsrat in der Handels­
abteilung. Noch bis in den November des Jahres korrespondierten Hentig und Allardt
über die eigentlich schon erledigte „Interview-Affäre“.²⁷ Allardt hielt dem Botschafter
vor, wenn er in der Mahnung zur Vorsicht einen Verweis erblicke, „so könnte er nur
in dem Hinweis liegen, dass Sie mit dem Interview eine Linie bezogen haben, die mit
den Ihnen auf den Weg gegebenen Instruktionen nicht übereinstimmte“.²⁸ Die Linie
des Auswärtigen Amts fasste Allardt wie folgt zusammen:

„Man vertritt hier die – in der Länderabteilung Ihnen vor Ihrer Abreise vorgetragene – Auf-
fassung, dass es für uns in Indonesien nur eine Politik gäbe, nämlich die, keine zu betreiben.
Wir hätten [. . . ] in Indonesien keine eigentlichen politischen Interessen undmüssten vermeiden,
durch Hervortreten in einzelnen Fragen den Eindruck zu erwecken, als ob wir eine politische
Entwicklung anbahnen oder fördern wollten. Was uns an Indonesien interessiere, seien unsere
Wirtschaftsbeziehungen. Unsere Bemühungen, in Bonn und in Jakarta diese zu fördern, müss­
ten jedoch eine Grenze finden, wo die Gefahr bestehe, dass schädliche Rückwirkungen auf das
deutsch-holländische Verhältnis eintreten. Diesem gehöre durchaus das Primat.“²⁹

Allardt schloss mit dem Hinweis, die Angelegenheit dürfe nun als abgeschlossen gel­
ten. Hentig beklagte sich daraufhin bei Hasso von Etzdorf, der in der Politischen Ab­
teilung des Auswärtigen Amts tätig war, über seine Behandlung durch Allardt und
die Handelspolitische Abteilung. Die Ansicht, die Bundesrepublik habe in Indonesi­
en keine politischen Interessen, könne „bei einer Macht, die in das Weltgeschehen so
weit einbezogen ist wie wir“, allenfalls „bedingt gelten“.³⁰ Ein Verzicht auf eine bun­
desdeutsche Indonesienpolitik würde, so Hentig, die Gefahr erhöhen, dass Indonesi­
en entweder kommunistisch werde oder aber unter die wirtschaftliche Abhängigkeit
Japans gerate. Hentig schrieb zudem, die verfälschende Wiedergabe seiner Äußerun­
gen in dem Antara-Interview sei „Teil einer ausgedehnten holländischen Kampagne
gegen uns“, die sich Allardt zu eigen gemacht habe.³¹

26 Hentig, Dienstreise, S. 395, 402.
27 PA AA, NL Hentig, 166. VLR I Allardt: Privatdienstschreiben an Botschafter v. Hentig vom
26.11.1952.
28 Ebenda.
29 Ebenda. Hervorhebung im Original.
30 PA AA, NL Hentig, 166. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Privatdienstschreiben an Hasso von Etzdorf
vom 10.12.1952.
31 Ebenda.
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Hentig maß Indonesien und seiner Modernisierung eine hohe politische Bedeu­
tung zu. Die deutsche Rolle in Indonesien sei nicht zu unterschätzen. Schon in sei­
nem ersten Lagebericht beschrieb der Botschafter, wie sehr man Vertrauen und Hoff­
nungen in die Deutschen setze: Indonesien sei zurzeit das einzige Land, „auf dessen
beispielhafte Behandlung uns ein ganz besonderer Einfluss von Seiten der indonesi­
schen Regierung sowohl wie der Bevölkerung eingeräumt wird“.³² Im deutschen wie
im indonesischen Interesse sei es, jungen Indonesiern das Studium in Deutschland
zu ermöglichen. Indonesien sei noch lange nicht gefestigt; Teile des Volkes seien an­
fällig für Demagogie und Fanatismus. Als immer noch übermächtig schilderte Hentig
den niederländischen Einfluss: Nur rund zwölf Prozent des Handels seien in indo­
nesischem Eigentum; selbst dieser geringe Anteil sei de facto häufig chinesisch.³³ Die
Rolle der Niederlande in Geschichte undGegenwart Indonesiens bewertete Hentig ne­
gativ.³⁴

Das indonesische Streben, sich aus niederländischer Bevormundung zu lösen
und die Hoffnungen der Indonesier, Deutschland als Partner zu gewinnen, wurde
eine Art Leitmotiv von Hentigs Berichterstattung an das Auswärtige Amt. Eine typi­
sche Aussage lautet: „Es hoffen die geistig und wirtschaftlich führenden Kreise des
indonesischen Volkes auf Deutschland als die große Industriemacht zwischen Osten
und Westen.“³⁵ Das indonesische Bestreben, „eine unabhängige Mittellinie zwischen
Ost und West zu halten“, habe der Bundesrepublik eine „Sonderstellung geschaf­
fen“; diese deutsche Sonderstellung begegne „naturgemäß der vollen Feindschaft
holländischer konservativer Bestrebungen, wie sie auch die heutige niederländische
Regierung vertritt“. Hentig ging so weit, in Indonesien ein Konkurrenzverhältnis zwi­
schen der Bundesrepublik und den Niederlanden anzunehmen und diagnostizierte
bei den Niederländern „die Bitterkeit der Gehenden gegen die Kommenden“.³⁶ Als die
beiden bestimmenden Themen des Konflikts zwischen Den Haag und Jakarta sah der
Botschafter die Aufhebung des Unionsstatuts und den Streit um Westneuguinea.³⁷

32 PA AA, NL Hentig, 166. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 140/52 „Allgemeine Lage
Indonesiens und unsere sich daraus ergebenden Aufgaben“ vom 30.7.1952.
33 Ebenda.
34 PA AA, B 11, 1408. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 352/52 „Indonesien und
Deutschlands Verantwortlichkeit“ vom 26.9.1952: „Indonesien ist in Deutschland weitgehend unbe­
kannt [. . . ] auch die Kolonialgeschichte des Landes wird kaum in Betracht gezogen. Sie unterscheidet
sich grundlegend von der [Geschichte] anderer Kolonialreiche insofern, als die Holländer zeitweise
ein sehr hartes Regiment geführt haben und die Masse in völliger Unwissenheit gehalten haben. Wie
bei manchen Bevölkerungsteilen Südamerikas von der Conquista ist auch hier ein seelisches Trauma
zurückgeblieben.“
35 PA AA, NL Hentig, 166. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 444/52 vom 24.10.1952.
36 Alle Zitate aus: PA AA, B 11, 1408. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 352/52 vom
26.9.1952. Hentig verweist dort auf seinen Schriftbericht Nr. 334/52 vom 19.9.1952, den der Verfasser
allerdings nicht ausfindig machen konnte.
37 PA AA, B 80–500, 36. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 477/52 vom 6.11.1952.
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Hentig deutete an, dass die Bundesrepublik hier nicht völlig abstinent bleiben solle
und könne: „Der aus unserer Sonderstellung heraus uns gewordenen europäischen
folgenschweren Verantwortung werden wir uns gerade in der nächsten Zeit bewusst
werden und bleiben müssen.“³⁸

Aus Paraphen und Eingangsstempeln geht hervor, dass auch Staatssekretär Wal­
ter Hallstein zu den regelmäßigen Lesern von Hentigs Berichten gehörte. Zwischen
Hallstein und Hentig kam es zum offenen Dissens. Auch wenn die Aktenlage in die­
sem Punkt etwas lückenhaft ist, steht fest, dass Hallstein mehrfachDrahterlasse nach
Jakarta sandte, um Hentig für seine Berichterstattung und die darin vertretenen Posi­
tionen zurechtzuweisen. So wandte sich Adenauers Staatsekretär imMärz 1953 gegen
den Inhalt eines Bericht Hentigs: „Die Bundesrepublik ist als besetztes Gebiet von den
drei westlichen Besatzungsmächten abhängig. Auch nach Inkrafttreten des Deutsch­
land-Vertrags wird die Politik der Bundesrepublik im grundsätzlichen Einklang mit
denWestmächten sein. [. . . ] Somit kommt eine Politik ‚sich möglichst weit vom Osten
und Westen abzusetzen‘ [offensichtlich Zitat aus einem Hentig-Bericht] für die Bun­
desrepublik nicht in Frage.“³⁹ Der Erlass Hallsteins sprach einen außenpolitischen
Grundsatzkonflikt der frühen Bundesrepublik an: Hentig warb für eine deutsche Poli­
tik „zwischen“Ost undWest und knüpfte damit an ältere Traditionen an.⁴⁰Hallstein –
ohnehin ein Außenseiter im Auswärtigen Amt, da kein Berufsdiplomat, sondern Uni­
versitätsprofessor – war dagegen ein überzeugter Vertreter von Adenauers Politik der
Westbindung.

Der umfangreiche Nachlass Hentigs ist eine aussagekräftige Quelle, weil er seine
Motive und Überzeugungen klarer hervortreten lässt: Aus Hentigs Briefwechseln wird
noch unverstellter deutlich, dass er nicht nur mit der Bonner Indonesienpolitik dis­
sentierte, sondern der Außenpolitik Konrad Adenauers insgesamt ablehnend gegen­
überstand. Viele seiner Korrespondenzpartner waren Männer, die in den vorherigen
politischen Systemen –Kaiserreich,Weimarer Republik und auchNS-Diktatur –wich­
tige Ämter bekleidet hatten. Hierzu gehörten der frühere Reichskanzler Franz von Pa­
pen, der ehemalige deutschnationale Reichsinnenminister (1927/28) Walter von Keu­
dell, der NSDAP-„Abtrünnige“ und spätere Emigrant Hermann Rauschnig sowie der
frühere Generaloberst Eberhard vonMackensen, demHentig 1952 zur Freilassung aus
alliierter Strafhaft gratulierte.⁴¹ Nach Herkunft und Laufbahn waren sie Angehörige

38 PA AA, B 11, 1408. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 352/52 „Indonesien und
Deutschlands Verantwortlichkeit“ vom 26.9.1952.
39 PA AA, B 11, 1408. Staatssekretär Hallstein: Drahterlass an die Botschaft Jakarta vom 18.3.1953
(Abschrift). DieserDrahterlass bezog sichauf: Botschaft Jakarta: SchriftberichtNr. 161/53 vom25.2.1953
(im Archiv nicht auffindbar).
40 Hentig stand damit im AA nicht alleine. Zu den Differenzen von Diplomaten mit der Adenauer-
Regierung in den fünfziger Jahren siehe: Conze, Amt, S. 641–647.
41 Vgl. Botschafter v. Hentig: Brief an Reichsminister a. D. Walter von Keudell vom 15.10.1952; Bot­
schafter v. Hentig: Brief an Eberhard von Mackensen vom 15.10.1952: „Sie werden in der Welt, die sie
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vormaliger Eliten, die mit den neuen Verhältnissen unzufrieden waren, vor allemmit
der aus ihrer Sicht einseitigen Westorientierung der Adenauer-Regierung. Gegen die
Westintegration ausrichten konnten diese – entweder pensionierten oder fernab der
politischen Machtzentren tätigen – Männer freilich kaum etwas; der Tonfall der Kor­
respondenzen ist resignativ.⁴²

Hentig pflegte auch seine alten Verbindungen in den Nahen Osten. Er schal­
tete seinen früheren Mitarbeiter Alim Idris, der von 1916 bis 1945 für das Orient­
referat des Auswärtigen Amts gearbeitete hatte und Anfang der fünfziger Jahre in
Kairo für die Arabische Liga tätig war, in ein brisantes Vorhaben ein. Dieses richtete
sich gegen eine Entscheidung der Adenauer-Regierung, die sowohl für die politische
Kultur der Bundesrepublik als auch für ihr Ansehen im westlichen Ausland enorm
wichtig war.⁴³ Hentig betrieb dabei mit beachtlicher Eigenmächtigkeit „eine Art Ge­
gendiplomatie“⁴⁴ gegen das Luxemburger Abkommen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und Israel. Das Abkommen sah die Zahlung von 3,5 Milliarden DM an
Israel und an jüdische Opfer des Nationalsozialismus vor.⁴⁵ Schon auf seiner Hin­
reise nach Jakarta, also im Juni 1952, hatte Hentig einen Zwischenhalt in Ägypten
eingelegt und sich mit Alim Idris getroffen. Im Anschluss an einen Bonn-Aufenthalt
Anfang 1953 plante Hentig erneut, auf der Rückreise nach Indonesien in Ägypten
Station zu machen. Am 8. Februar 1953 wollte er in Kairo zu Gesprächen weilen,
darunter auch mit Amin al-Husseini, dem Großmufti von Jerusalem. Staatssekre­
tär Hallstein erfuhr durch die Botschaft in Kairo von dem Vorhaben. Sofort erteilte
er Hentig die Weisung, von dem Besuch in Kairo abzusehen und sich künftig der­
lei Absichten genehmigen zu lassen.⁴⁶ Hentig antwortete an Hallstein: „Ihre mich
etwas befremdende, aber natürlich sehr wertvolle Weisung vom 4.2. habe ich hier
erhalten. [. . . ] Ihre – ich weiß nicht worauf zurückzuführende – Befürchtung hät­

jetzt sehen, nicht alles gut finden. Manche Enttäuschungen, die wir gehabt haben, werden Sie nach­
holen. Aber Sie werden nun wenigstens wieder an unserem Leben, Kämpfen und Leiden unmittelbar
teilnehmen dürfen.“ Beide Briefe in PA AA, NL Hentig, 166. Briefwechsel mit Rauschnig in PA AA, NL
Hentig, 173.
42 An den früheren Reichskanzler von Papen schrieb Hentig: „Es ist sehr freundlich von Ihnen, dass
Sie mir noch nützliche Arbeit wünschten. Allerdings ist mir zweifelhaft, ob ich sie hier wirklich wer­
de leisten können, so dringend und tageswichtig die Fragen sind, die wir hier zu lösen hätten. [. . . ]
unsere Industrie ist mehr auf Einzelgeschäfte als eine Politik auf lange Zeit und unvermeidliche Opfer
abgestellt. Eine solche Politik müsste der Bundmachen, doch davonmerken wir nichts. Die allgemei­
ne Tendenz ist nicht anzustoßen. In einem Lande, das aber um die Befreiung von noch sehr starken
ihm angelegten kolonialen Fesseln kämpft, eine fast oder sogar ganz bestimmt unlösbare Aufgabe.“
PA AA, NL Hentig, 166. Botschafter v. Hentig: Brief an Franz von Papen vom 15.10.1952.
43 Hentig warb in Bonn auch dafür, den gebürtigen Turko-Tataren Idris entweder erneut zu beschäf­
tigen oder ihm eine Rente zu gewähren. Vgl. Briefe in: PA AA, NL Hentig, 166.
44 Conze, Amt, S. 579–581, hier S. 580.
45 Lappenküper, Außenpolitik, S. 9.
46 Conze, Amt, S. 580.



62 | III Von der Aufnahme diplomatischer Beziehungen bis zur Belgrader Konferenz

te ich zerstreuen können.“⁴⁷ Später stellte sich heraus, dass Hentig die arabischen
Staaten dazu aufgefordert hatte, ihre Eingaben gegen das deutsch-israelische Ab­
kommen fortzusetzen.⁴⁸ Hentigs Memoiren schweigen sich über seine Aktivitäten
in Ägypten sowie deren Motive aus. Selbst wenn es sich um eine weniger sensible
Angelegenheit als die des deutsch-israelischen Verhältnisses gehandelt hätte, so lag
allein schon in dem eigenmächtigen Vorgehen gegen denWillen der Bundesregierung
eine erhebliche Verletzung der Amtspflichten eines weisungsgebundenen Diploma­
ten.

Zusätzlich zu allen Miss- und Unverständnissen zwischen dem Botschafter und
seiner Behörde verlief auch die Zusammenarbeit innerhalb der Botschaft in Jakarta
alles andere als konfliktfrei: Im Mai 1953 bat Horst Böhling, der Stellvertreter des Bot­
schafters, offiziell bei der PersonalabteilungdesAuswärtigenAmts darum, nichtmehr
mit Hentig zusammenarbeiten zumüssen.⁴⁹ Auslöser der Bitte war ein Streit zwischen
Hentig und Böhling im Büro des Botschafters, bei dem es zu Handgreiflichkeiten ge­
kommen war.⁵⁰ Das Auswärtige Amt berief Böhling aus Jakarta ab, sein Nachfolger
wurde Elgar von Randow.⁵¹ Angesichts seiner Entfremdungmit demAuswärtigen Amt
nahte auch Hentigs Abschied aus Indonesien.⁵² Er ersuchte Ende September 1953 um
die Kündigung seines Dienstvertrages, sobald er „sich ohne Schaden für die eingelei­
teten Arbeiten und die von uns zu vertretende Sache zurückziehen“ könne.⁵³ Seine
Kündigung wurde am 4. Februar 1954 angenommen.⁵⁴

47 PA AA, NL Hentig, 166. Botschafter v. Hentig, z. Zt. Frankfurt amMain: Telegramm an Staatssekre­
tär Hallstein vom 7.2.1953.
48 Conze, Amt, S. 581. Das am 20.9.1952 unterzeichnete Abkommen wurde im März 1953 vom Deut­
schen Bundestag ratifiziert, vgl. Lappenküper, Außenpolitik, S. 9.
49 PAAA, NLHentig, 99. Gesandtschaftsrat Böhling, Jakarta: Schreiben an die Personalabteilung des
AA vom 22.5.1953.
50 Über die genauenUmstände der Szene liegen nur die beiden subjektivenBerichte des Botschafters
und seines Stellvertreters vor: Böhling bezichtigte Hentig des tätlichen Angriffs, Hentig Böhling der
Beleidigung und des Vertrauensbruchs. Der Botschafter vermutete, Böhling sei aufgrund einer Nie­
renerkrankung vonHysterie befallen, und schrieb demAA-Abteilungsleiter v.Welck, um ihn „über die
psychologischen Grundlagen des Falles Böhling aufzuklären“. Vgl. PA AA, NL Hentig, 99. Botschaf­
ter v. Hentig, Jakarta: Privatdienstschreiben an Ministerialdirektor v. Welck vom 28.5.1953. Sämtliche
andere Privatdienstschreiben zu diesem Vorgang ebenfalls in: PA AA, NL Hentig, 99.
51 ZumWerdegangvonElgar vonRandow (1904–1977): Jurist, 1926Eintritt in denAuswärtigenDienst,
1930–1933 Gesandtschaft Peking, 1933–1939 Generalkonsulat Shanghai; 1935 NSDAP-Mitglied (zu­
vor schon 1925/26); 1939–1941 AA-Vertreter beim Generalstab der Luftwaffe, 1941–1945 Dienststelle
Shanghai der Botschaft in China, 1945–1947 amerikanische Internierung in China und Deutschland,
1947–1952 Angestelltentätigkeit; 1952 Wiedereintritt in den Auswärtigen Dienst; 1953–1957 Botschafts­
rat in Jakarta, 1957–1962 Gesandter und später Botschafter in Rangun, 1962–1964 Referatsleiter im AA,
1964–1969 Generalkonsul in Kalkutta. Vgl. Biographisches Handbuch, Bd. 3, S. 565 f.
52 In seinen Erinnerungen schreibt Hentig unumwunden, dass sein Verhältnis zur Bonner Zentrale
„weniger erfreulich“ war, vgl. Hentig, Dienstreise, S. 402.
53 PA AA, NL Hentig, 166. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Privatdienstschreiben an das AA vom
29.9.1953.
54 PA AA, B 80–500, 1100. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 198/54 vom 9.3.1954.
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Nach Hentigs Rückkehr aus Indonesien kam es zu dem von ihm seit Langem er­
betenen Gespräch mit Adenauer. Der nun ehemalige Botschafter verfasste danach,
auf ausdrücklichenWunsch des Bundeskanzlers, eine Aufzeichnung über Indonesien
und die bundesdeutsche Indonesienpolitik.⁵⁵ Als das Papier Adenauer im Juni 1954
vorgelegt wurde, fügte Abteilungsleiter Welck Hentigs Thesen mehrere Seiten kriti­
scher Anmerkungen bei.⁵⁶Welck kommentierte: Hentig stehe der in Indonesien disku­
tierten Bildung eines neutralistischen Blocks asiatischer und arabischer Länder „mit
deutlich antiwestlicher Spitze“ positiv gegenüber und gehe „offenbar sogar so weit,
eine Beteiligung der Bundesrepublik an einem derartigen Staatenblock in Erwägung
zu ziehen“.⁵⁷ Noch im gleichen Jahr nahm Hentig eine Beratertätigkeit für die Regie­
rung des Königreichs Saudi-Arabien auf, die er zwei Jahre lang ausübte.⁵⁸ 1961 gehör­
te er zu den Mitbegründern der neutralistischen „Vereinigung Deutsche Nationalver­
sammlung“, die politisch heterogene Kräfte unter dem Rubrum eines bündnisfreien
Gesamtdeutschlands zu sammeln bestrebte.⁵⁹ Zum Nachfolger Hentigs als Botschaf­
ter in Jakarta wurde Helmut Allardt bestimmt, mit dem Hentig zuvor in Streit über die
„Antara-Affäre“ geraten war.⁶⁰ Es gehört zu den leisen Ironien der Personalpolitik,
dass Allardt als Botschafter von seiner vormals zurückhaltenden Linie abwich und
nun selbst für ein stärkeres bundesdeutsches Engagement in Indonesien plädierte.⁶¹

Relikte, Fortschritte und heikle Anliegen:
Kriegszustand, Altvermögen, Handelsabkommen und Militärinstrukteure

Die bundesdeutsche Indonesienpolitik der frühen Jahre sah sich vor das Problem ge­
stellt, zweimiteinander verbundeneRelikte aus demZweitenWeltkrieg zu bewältigen:
das juristische Problemdes Kriegszustandes sowie der Umgangmit den kriegsbedingt

55 PA AA, B 11, 110. Bundeskanzler Adenauer: Schreiben an Staatssekretär Hallstein vom 18.6.1954.
56 PA AA, B 11, 110. Botschafter a. D. v. Hentig: Aufzeichnung für Bundeskanzler Adenauer vom
16.6.1954.
57 PA AA, B 11, 110. Gesandter v. Welck: Vermerk vom 26.6.1954.
58 Hentig, Dienstreise, S. 402–439.
59 Hierzu: Gallus, Neutralisten, S. 271–273.
60 Zum Werdegang von Helmut Allardt (1907–1987): Jurist, 1936 Eintritt in den Auswärtigen Dienst,
Tätigkeiten u. a. in der Handelspolitischen Abteilung, in Teheran, Kopenhagen und Ankara, 1939
NSDAP-Mitgliedschaft; 1944–1946 Internierung; 1952 Wiederaufnahme in den Auswärtigen Dienst,
1954–1958 Botschafter in Jakarta, 1958–1960 Tätigkeit für die EWG-Kommission, 1960–1963 Handels­
politische Abteilung des AA, 1963–1967 Botschafter in Madrid, 1967–1968 Leiter der Politischen Abtei­
lung I, 1968–1972 Botschafter in Moskau, 1972 Eintritt in den Ruhestand. Vgl. Biographisches Hand­
buch, Bd. 1, S. 21 f.
61 Zu den weiteren Ironien gehörte, dass Allardt auf seinem letzten Posten, ähnlichwie Hentig, stän­
dig mit der Bundesregierung dissentierte: Die „neue Ostpolitik“ der sozialliberalen Bundesregierung
hielt Allardt als Botschafter in Moskau (1968–1972) für naiv und den Sowjets zu entgegenkommend.
Siehe: Allardt, Tagebuch, insbesondere S. 378–397.
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enteigneten Vermögen deutscher Staatsangehöriger in Indonesien. Als Schwierigkeit
sollte sich die Verbindung der Vermögensfrage mit der völkerrechtlichen Frage erwei­
sen, ob zwischen Deutschland und Indonesien je ein Kriegszustand bestanden habe
und, falls ja, inwelcher Formdieser aufgehoben werdenmüsse. Nach demAngriff der
deutschen Wehrmacht auf die Niederlande am 10. Mai 1940 hatten die Behörden im
damaligen Niederländisch-Indien das Eigentum dort lebender deutscher Staatsange­
höriger als „Feindvermögen“ entschädigungslos eingezogen. Ende 1950 hatte ein Mit­
arbeiter eines Hamburger Handelshauses Kontakt zu amtlichen Stellen in Jakarta auf­
genommen und Möglichkeiten einer Vermögensrückgabe eruiert. Der Ostasiatische
Verein informierte die Bundesregierung, dass Jakarta grundsätzlich eine Rückgabe
befürwortete. Allerdings vertrete das indonesische Justizministerium die Auffassung,
„dass alles erst in einem Friedensvertrag geregelt werden“ müsse.⁶²

Geschäftsträger Böhlingwurde in der Sache imMai 1952 im Justizministeriumvor­
stellig und stieß eigenen Angaben zufolge auf eine entgegenkommende Haltung.⁶³
Doch die indonesische Position erwies sich als taktierend und hinhaltend. Die Rechts­
lage war unter anderem deshalb unklar, da keines der niederländisch-indonesischen
Übergangsabkommen Vorschriften enthielt, unter die man die deutschen Rückgabe­
forderungen hätte subsumieren können. Aus diesem Grund hielt sich die indonesi­
sche Regierung „für berechtigt, mit dem deutschen Vermögen nach freiem Belieben
zu verfahren“.⁶⁴ Zwar erklärten sowohl die Regierung in Jakarta als auch der indonesi­
sche Geschäftsträger in Bonn, Zain, sich der Frage wohlwollend anzunehmen; gleich­
zeitig argumentierten indonesische Beamte aber, die Vermögensfrage sei so lange of­
fen, als der – angeblich formell fortbestehende – Kriegszustand zwischen Deutsch­
land und Indonesien nicht offiziell beendet sei.⁶⁵

Nach Bonner Auffassung hatte niemals Krieg zwischen beiden Ländern ge­
herrscht, da Indonesien seine Staatlichkeit erst 1949 erlangte und sich ein Kriegs­
zustand bei Staatensukzession nicht auf den Rechtsnachfolger übertrage.⁶⁶ Überdies
galt nach herrschender Völkerrechtslehre ein Kriegszustand zwischen zwei Staaten
dann als beendet, wenn diese Staaten diplomatische Beziehungen zueinander auf­
nahmen. Jedoch gab es einen Unterschied zwischen dem völkerrechtlichen „äußeren“
Kriegszustand und einem innerstaatlichen Kriegszustand. Letzterer musste durch ein
„Gesetz, Dekret oder eine Proklamation“ beendet werden.⁶⁷ Die bundesdeutsche Seite

62 PA AA, B 11, 834. Ostasiatischer Verband Hamburg-Bremen: Rundschreiben „Das deutsche Eigen­
tum in Indonesien“ vom 23.1.1951.
63 PA AA, B 11, 834. Gesandtschaftsrat Böhling, Jakarta: Schriftbericht Nr. 8/52 vom 2.5.1952.
64 PA AA, B 11, 834. Abteilung V: Aufzeichnung „Das deutsche Vermögen in Indonesien“ (ohne Ver­
fasser und Datum). Eingangsstempel der Abteilung III des AA vom 13.2.1953, Tgb.-Nr. III 3131/53.
65 PA AA, B 11, 834. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 619/52 vom 30.12.1952.
66 PA AA, B 80–500, 1100. Abteilung V: Aufzeichnung vom 11.12.1952 und Drahterlass Nr. 17 an die
Botschaft Jakarta vom 4.3.1953.
67 PA AA, B 11, 834. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schreiben an Staatsrat Helfferich vom 12.11.1952.
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batdieRegierung Indonesiens imOktober 1952 förmlichumeine solcheFeststellung.⁶⁸
Außenminister Mukarto sicherte zu, er werde einen förmlichen Kabinettsbeschluss
über das Nicht-Bestehen des Kriegszustandes beantragen. Allerdings äußerte Mukar­
to gewisse Bedenken, die Bundesrepublik als Interessenvertreterin aller deutschen
Vermögensinhaber, indirekt daher auch möglicher Ansprüche aus der DDR, anzuer­
kennen.⁶⁹ Über den Gesamtumfang der enteigneten deutschen Vermögen gingen die
Angaben auseinander: Laut der indonesischen Nachrichtenagentur Antara bezifferte
Bonn diesen auf 180 Millionen niederländische Gulden – nach dem Wechselkurs der
frühen fünfziger Jahre rund 200 Millionen DM oder 47 Millionen US-Dollar.⁷⁰ Andere
Quellen gingen nur von Werten zwischen 50 und 90 Millionen indonesischer Rupien
aus, damals 20 bis 36 Millionen DM.⁷¹

Der angekündigte Beschluss der indonesischen Regierung wurde immer wieder
verschleppt. Indonesien war acht Jahre nach der bedingungslosen Kapitulation der
Wehrmacht das einzige Land der Welt, das sich formell noch im Kriegszustand mit
Deutschland sah. Etwas ratlos ließ die Rechtsabteilung des AuswärtigenAmts die Bot­
schaftwissen, es sei eine „Erklärungüber Nichtbestehen [des] Kriegszustandes bisher
von keinem anderen Staate abgegeben“ worden, „da ähnliche Schwierigkeiten wie in
Indonesien in anderen Staaten nicht bestehen“ würden.⁷²

Inzwischen war eine Bonner Delegation in Jakarta eingetroffen, um die Moda­
litäten eines deutsch-indonesischen Handelsabkommens auszuarbeiten. In dieser
Situation versuchte die Bundesregierung, die Lage mit einer vom Bundespresseamt
verbreiteten Mitteilung zu klären, wonach „zwischen der Republik Indonesien und
der Bundesrepublik kein Kriegszustand bestanden“ habe.⁷³ Die prompte Reaktion
aus Indonesien war nicht im Sinne des Auswärtigen Amts. Das indonesische Au­
ßenministerium widersprach der deutschen Position ausdrücklich. Die Deutsche
Presse-Agentur meldete am 3. März 1953, das indonesische Außenministerium habe
verlauten lassen, die Republik Indonesien sei als Rechtsnachfolgerin Niederländisch-
Indiens „noch ‚im Kriegszustand‘ mit Deutschland“.⁷⁴ „Gut unterrichteten Kreisen“
zufolge stünden gar die Frage einer Friedenskonferenz sowie nach Reparationen im
Raum und schließlich: „[. . . ] separate deutsch-indonesische Verhandlungen über
die beschlagnahmten deutschen Vermögenswerte könnten gegenwärtig nicht geführt

68 PA AA, B 80–500, 1100. Botschaft Jakarta: Verbalnote an das Außenministerium der Republik In­
donesien vom 16.10.1952.
69 PA AA, B 11, 834. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Drahtbericht Nr. 14 vom 20.2.1953.
70 PA AA, B 11, 834. Antara-Meldung vom 15.1.1953.
71 PA AA, B 11, 834. Notiz Nr. 15699/54.
72 PA AA, B 80–500, 1100. Abteilung V: Brieftelegramm an die Botschaft Jakarta vom 13.2.1953.
73 PA AA, B 80–500, 1100. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung: Mitteilung vom
25.2.1953.
74 PA AA, B 80–500, 1100. dpa-Meldung vom 3.3.1953.
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werden; die Frage könnte erst auf einer Friedenskonferenz zur Sprache kommen“.⁷⁵
Grundlage der dpa-Meldung waren entsprechende Mitteilungen der indonesischen
Nachrichtenagenturen ANETA und Antara. Ein hoher Beamter des Außenministeri­
ums in Jakarta bestätigte auf Nachfrage von Botschafter Hentig die Aussage, wonach
der Kriegszustand weiterhin bestehe.⁷⁶

Am Tag nach der Unterzeichnung des deutsch-indonesischen Handelsabkom­
mens (22. April 1953) trafen Außenminister Mukarto und Ministerialrat Daniel, der
Delegationsleiter aus Bonn, zusammen. Im Gespräch stellte der Außenminister klar,
dass zwar kein Kriegszustand im eigentlichen Sinne herrsche, jedoch „der Krieg zwi­
schen Holland und dem Deutschen Reich noch gewisse Rechtsfolgen“ habe, „die
Indonesien berücksichtigen müsse“.⁷⁷ Das Auswärtige Amt hielt die bundesdeutsche
Position in mehreren völkerrechtlichen Kurzgutachten fest und überreichte der indo­
nesischen Botschaft in Bonn einMemorandum: Im Sinne der Bundesregierung sei es,
wenn sich Jakarta der Auffassung anschließen würde, dass keinerlei Kriegszustand
herrsche.⁷⁸

Doch die gegensätzlichen Positionen blieben einstweilen bestehen. Die Juristen
des Auswärtigen Amts waren sich im Klaren darüber, dass die indonesische Regie­
rung fürchtete, das sequestrierte Eigentum zurückgeben zu müssen, ohne weitere
Bedingungen stellen zu können. Zugleich verwies das Auswärtige Amt auf die re­
lativ schwache Position der Bundesregierung, solange das Besatzungsstatut in der
Bundesrepublik noch galt: Regierungsamtliche Verhandlungen über die Rückgabe
von sequestrierten Vermögen bedurften bis 1955 der Genehmigung der Alliierten Ho­
hen Kommission. Daher sei in der Zwischenzeit vor allem darauf zu achten, dass
die beschlagnahmten Vermögen nicht „liquidiert“, also zu Geld gemacht würden.⁷⁹
Zusätzlich kompliziert wurde die Angelegenheit durch die ungeklärten Pensionsan­
sprüche von rund 200 Deutschen, die einst in der Verwaltung von Niederländisch-
Indien gedient hatten und 1940 aufgrund ihrer Nationalität „unehrenhaft“ entlassen
wurden.⁸⁰ Die Frage des Kriegszustands sollte noch über drei Jahre lang offenbleiben.
Auchwenn Sukarno den Informationen der Botschaft zufolge das offizielle Festhalten
an der Kriegsfiktion „lächerlich“ fand, konnte das „amtliche“ Indonesien seine Auf-
fassung durchsetzen.⁸¹ Die Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts wurde zusehends
ungehalten über die Lage. Der Zustand bei der Vermögensfrage sei „äußerst unbe­
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friedigend“ und das indonesische Vorgehen „unvereinbar mit dem indonesischen
Wunsch, sich mit Hilfe deutscher Bankkredite vom holländischen Einfluss zu lösen“,
schrieb das Auswärtige Amt im Oktober 1954 nach Jakarta.⁸² Der neue Botschafter
Allardt setzte auf sanften Druck und wies seine Gesprächspartner immer wieder dar­
auf hin, der „groteske Kriegszustand“ müsse beendet werden, bevor an deutsche
Hilfen für Indonesien zu denken sei.⁸³

Im August 1955 ließ das Auswärtige Amt die indonesische Botschaft erneut wis­
sen, dass eine Klärung des Problems dringend erwünscht sei. Die indonesische Re­
gierung bot schließlich an, der Bundesregierung offiziell mitzuteilen, es habe niemals
Krieg zwischen der Bundesrepublik und Indonesien bestanden.⁸⁴ Doch diese Aussa­
ge weckte bei der AA-Rechtsabteilung Bedenken wegen der darin wahrgenommenen
Mehrdeutigkeit: „Sie könnte besagen, dass es sich auf beiden Seiten um staatliche
Neugründungen handelt, zwischen denen ein Kriegszustand gar nicht möglich war.
Eine derartige Auslegung entspräche aber nicht der von der Bundesregierung stets
vertretenen These, wonach das Deutsche Reich nicht untergegangen ist.“⁸⁵ Im Sin­
ne des Anspruchs, allein die Bundesrepublik könne für das fortbestehende Gesamt-
Deutschland sprechen, forderte man Jakarta auf, in der offiziellen Mitteilung „Bun­
desrepublik“ durch „Deutschland“ zu ersetzen. Die Lösung verzögerte sichwiederum.
Im Herbst 1956 teilte Allardt der Zentrale mit, er glaube nicht, dass es sich bei der Ver­
schleppung der Kriegs- und Vermögensfrage „um bösen Willen handelt, sondern um
die Unzulänglichkeit der gesamten indonesischenAdministration und denMangel an
Unterhändlern, die überhaupt fähig sind, juristische Fragen zu beantworten“.⁸⁶ Intern
galt der Kriegszustand dem Auswärtigen Amt als ein „Schönheitsfehler, der den tat­
sächlich bestehenden freundschaftlichen Beziehungen“ nicht entspräche.⁸⁷ Ende des
Jahres 1956 sah Allardt „gewisse Fortschritte“, nachdem er den Ausbau der deutsch-
indonesischen Beziehungen von einer Klärung abhängig gemacht hatte.⁸⁸ Am 30. Ja­
nuar 1957 schließlich teilte das indonesische Außenministerium der deutschen Bot­
schaft in einer Note mit, „that there has never existed a state of war between the Re­
public of Indonesia and Germany“.⁸⁹
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Die bundesdeutsche Seite hatte sich hinsichtlich der Formulierung „Deutsch­
land“ statt „Bundesrepublik“ durchgesetzt; ein Erfolg der indonesischen Seite war
es, dass die Frage der Vermögensrückgabe ausdrücklich von der Frage des Kriegszu­
standes abgetrennt wurde. Der Umgang mit dem sequestrierten Eigentum blieb offen.
Die ungelöste Frage der Altvermögen kehrte in den folgenden anderthalb Jahrzehnten
gelegentlich wieder auf die Tagesordnung der deutsch-indonesischen Beziehungen
zurück.⁹⁰ Offensichtlich wurde in den siebziger Jahren von Seiten der Bundesrepu­
blik endgültig der Versuch aufgegeben, eine Rückgabe der deutschen Altvermögen zu
erreichen.⁹¹

Abgesehen von den bisher beschriebenen Querelen gab es auch praktische Fort­
schritte in den deutsch-indonesischen Beziehungen. Das sehr starke Interesse der in­
donesischen Regierung an guten Wirtschaftsbeziehungen zu Deutschland stand au­
ßer Frage.⁹² EinWarenverkehrsabkommenhatten die Bundesrepublik und Indonesien
schon im Dezember 1950 geschlossen, noch vor der Aufnahme diplomatischer Bezie­
hungen – dies war das erste selbstständige internationale Abkommen der jungen Re­
publik Indonesien überhaupt.⁹³ Beide Seiten beabsichtigten, die wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit durch einen darüber hinausreichenden Handelsvertrag auszubauen.
Die Botschaft spielte nur eine Nebenrolle in den eigentlichen Verhandlungen: Geführt
wurden sie von einer aus Bonn angereisten Delegation unter Ministerialrat Kurt Da­
niel vom Bundesministerium für Wirtschaft. Die Gespräche begannen am 23. Februar
1953.⁹⁴ Den Indonesiernwar vor allemdaran gelegen,mit der Bundesrepublik „direkte
Handelsbeziehungen“ zu etablieren, sich also aus dem niederländisch kontrollierten
Handelsregime zu lösen.⁹⁵

Da sichAnfangder fünfziger Jahre die LiberalisierungdesWelthandels nochnicht
als allgemeines Leitbild durchgesetzt hatte, spielten bei Handelsverträgen Fragen der
Kontingentierung eine wichtige Rolle: Bei den Verhandlungen in Jakarta ging es zu­
nächst um die Quotierung indonesischer Einfuhren in die Bundesrepublik. Sie wurde
erst einmal auf einen Jahresgesamtwert von 300 Millionen Gulden festgesetzt. Die in­
donesische Seite wollte innerhalb dieser Gesamtsumme eine möglichst hohe Export­
menge für Kautschuk und Palmöl durchsetzen. Die deutsche Delegation war wieder­
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um eher an einer möglichst hohen Importmenge an Kopra interessiert.⁹⁶ Angesichts
der Devisenknappheit Indonesiens kam Bonn der Bitte entgegen, für Indonesien ei­
ne aktiveHandelsbilanz festzuschreiben: Interne Vermerke sahen vor, die Exporte der
Bundesrepublik nach Indonesien auf 255Millionen Gulden zu begrenzen, Indonesien
also eine „Aktivspitze“ von 45Millionen zuzugestehen. Das Bonner Wirtschaftsminis­
terium gab der Delegation Spielraum, Indonesienmaximal sogar eine Aktivspitze von
100 Millionen Gulden zuzugestehen.⁹⁷

Die deutschen Unterhändler gewannen dennoch den Eindruck, die indonesische
Seite wollte die deutschen Einfuhren – unabhängig von den zugestandenen indone­
sischen Ausfuhren – möglichst minimieren, um durch einen Exportüberschuss ihre
Devisenlage zu verbessern.⁹⁸ Zusätzlich brachten die Indonesier – trotz der eigent­
lich schon verabredeten Kontingentierung der indonesischen Einfuhr auf 300 Millio­
nen Gulden – den Wunsch vor, die Bundesrepublik möge den indonesischen Export
komplett und ohne Gegenleistungen liberalisieren, das heißt keine Mengenbeschrän­
kungen festschreiben. Die Verhandlungen standen EndeMärz kurz vor dem Scheitern
und wurden bis Mitte April „zur Klärung prinzipieller Fragen“ unterbrochen.⁹⁹ Nach
der Wiederaufnahme der Verhandlungen gelang trotzdem rasch eine Einigung. Dem
indonesischen Export nachWestdeutschland wurden tatsächlich keine quantitativen
Beschränkungen auferlegt. Für die Dauer der Devisenprobleme Indonesiens wurde ei­
ne indonesische Aktivspitze – also ein garantierter Abstand zwischen Exporten und
Importen – von 45 Millionen Gulden garantiert. Das Gesamthandelsvolumen sollte
sich auf 640Millionen Gulden belaufen. Am 22. April 1953 wurde das Handelsabkom­
men unterzeichnet.¹⁰⁰

Das Abkommen wurde 1955 verlängert und mit einem Zusatzprotokoll versehen.
1957 wurde ein Abkommenüber wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit zwi­
schen Indonesien und der Bundesrepublik geschlossen.¹⁰¹ Im Auswärtigen Amt ging
man davon aus, Indonesien und die Bundesrepublik hätten die Voraussetzungen für
eine „ideale Partnerschaft“ wegen der Komplementarität ihrer jeweiligen Volkswirt­
schaften: Indonesien exportierte Kautschuk, Kopra, Zinn, Tabak, Kaffee und Gewür­
ze; die Bundesrepublik lieferteMaschinen,Metallwaren, chemischeGüter unddiverse
elektrische Geräte. BisMitte der fünfziger Jahrewuchs das bilaterale Handelsvolumen
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zwischen der Bundesrepublik und Indonesien von 492,2Millionen DM (1952) auf 573,0
Millionen DM (1955) an.¹⁰²

Sehr viel heikler als die Wirtschaftsbeziehungen war ein anderes indonesisches
Anliegen, nämlich eine Zusammenarbeit mit Bonn in militärpolitischen Fragen. Als
Außenminister Mukarto Ende 1952 in der Bundesrepublik war, empfing ihn Konrad
Adenauer zu einem Gespräch. Mukarto sprach vom „besonderen Wunsch“ der indo­
nesischen Regierung, „deutsche Sachverständige auf allen Gebieten zuzuziehen, vor
allem aber auf militärischem Gebiet, wo die bisherigen holländischen Berater durch
andere ausländische Sachverständige ersetzt werden sollen“.¹⁰³ Das Protokoll hielt
fest: „Der Herr Bundeskanzler legt Wert darauf, dass diese indonesischen Probleme
intensiv beachtet werden und dass alles getan wird, so weit wie möglich den indo­
nesischen Wünschen entgegenzukommen.“¹⁰⁴ Im Auswärtigen Amt überwog die Zu­
rückhaltung.Hasso vonEtzdorf vonder PolitischenAbteilung äußerte Bedenken, dass
die Holländer „sich auf das Heftigste gegen das Eindringen deutscher Sachverstän­
diger sträuben“ würden.¹⁰⁵ Gut zwei Wochen nach dem Gespräch zwischen Adenau­
er und Mukarto erkundigte sich ein niederländischer Diplomat bei Etzdorf nach dem
Stand der Dinge. Der Niederländer wollte wissen, ob es stimme, dass Adenauer dem
indonesischen Außenminister versprochen habe, ihn in der Frage der Militärberater
mit der Dienststelle Blank in Verbindung zu setzen. Etzdorf verneinte dies und versi­
cherte, „dasswir dasdeutsch-indonesischeVerhältnis immer in einemRahmenhalten
würden, der für Holland erträglich sei“. Die Beziehungen zu Den Haag genössen Vor­
rang.¹⁰⁶ Etzdorf wies seine niederländischen Kollegen allerdings darauf hin, amtliche
deutsche Stellen müssten bei dem indonesischen Vorhaben eingeschaltet bleiben, da
Indonesien sonst auf eigene Faust „Abenteurer und andere unqualifizierte Leute“ re­
krutieren würde. Aus diesem Grund sollte der indonesischen Botschaft ein seriöser
deutscher Ansprechpartner vermittelt werden.¹⁰⁷ Ende Januar 1953 empfahl das Aus­
wärtige Amt den Indonesiern Generalmajor a. D. Rudolf von Gersdorff als möglichen
Vertrauensmann, um geeignete Militärberater zu rekrutieren.¹⁰⁸

Obwohl die niederländische Militärmission zum Ende des Jahre 1953 aus Indo­
nesien abgezogen wurde, kam die indonesisch-deutsche Zusammenarbeit über Be­
sprechungen nicht hinaus. NiederländischeDiplomaten zeigten sich beunruhigt über
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die Möglichkeit eines deutschen Engagements für Indonesien. Den Haags Geschäfts­
träger Henri Arnold Helb sprach in Bonn das Thema gegenüber Hasso von Etzdorf
immer wieder an. Mittlerweile, so Helb, rücke eine militärische Eskalation im nieder­
ländisch-indonesischen Konflikt um Westneuguinea in den Bereich des Möglichen.
Sollten in dieser Situation deutsche Militärinstrukteure in Indonesien wirken, werde
dies zu einer Belastungder Beziehungen zwischendenNiederlandenundder Bundes­
republik führen. Nach der Besprechung mit dem niederländischen Geschäftsträger
verfasste Etzdorf einen Vermerk für Hallstein, wonach es im Bonner Interesse liege,
„nachMöglichkeit zu verhindern, dasswir gegenüber denHolländern in ein ähnliches
Dilemma geraten wie jetzt gegenüber England durch unsere ‚Partisanenausbilder‘ in
Ägypten“.¹⁰⁹ Zu weiteren Irritationen kam es, als Ulrich de Maizière vom Amt Blank
das Auswärtige Amt darauf hinwies, in München habe sich eine „Interessengemein­
schaft Indonesien“ formiert, welche ehemalige Wehrmachtsoffiziere für Indonesien
rekrutieren wolle. Auch de Maizière war der Meinung, eine Entsendung von Militär­
beratern nach Südostasien sei nicht wünschenswert: Unter anderem argumentierte
er, die geplante „Europaarmee“ brauche sämtliches qualifiziertes Personal.¹¹⁰

DerWillensbildungs- und Entscheidungsprozess in derMilitärberaterfrage ist aus
dem offenen und dem offengelegten Aktenmaterial nicht lückenlos rekonstruierbar.
Als sicher kann jedoch gelten, dass Bonn die indonesischen Anfragen aus Rücksicht
auf Den Haag – und auch aus mit der westdeutschen Wiederbewaffnung zusammen­
hängenden personalpolitischen Gründen – im Sande verlaufen ließ. Das Thema wur­
de schließlich von keiner Seite mehr aufgegriffen. Der seltsame Umstand, dass die in­
donesischeRegierung sichumdieMilitärberatungdurch eine fremdeMacht bemühte,
mit der sie nach eigener Rechtsauffassung zu dieser Zeit noch imKrieg stand, ist – au­
ßer von Sukarno selbst – von niemandem angesprochen worden.¹¹¹

Das Auftreten der DDR in Indonesien 1954

Vor Mitte der fünfziger Jahre hatten die Sowjetunion und ihre Satelliten in den aller­
meisten dekolonisierten Staatennoch kaumProfil gezeigt. In Indien,mit dem seit 1947
diplomatische Beziehungen bestanden, begann die UdSSR erst ab 1955 politisch ak­
tiv zu werden; nach Indonesien entsandte Moskau sogar erst 1954 einen Botschafter,
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als die Amerikaner dort schon jahrelang präsent waren.¹¹² Die Gründe dafür, dass In­
donesien anfangs „nicht sehr weit oben auf der Prioritätenliste der sowjetischen Füh­
rung stand“¹¹³, lagen unter anderemanStalinsDesinteresse für die überseeischeWelt.
Chruschtschow, der sich im innerparteilichen Machtkampf nach Stalins Tod durch­
gesetzt hatte, fand dagegen in den dekolonisierten Ländern ein neues Aktionsfeld
sowjetischer Außenpolitik.¹¹⁴

Der Umstand, dass Indonesien im Kalten Krieg zwischen Ost und West neutral
bleiben wollte, während die Bundesrepublik ein Frontstaat in diesem Konflikt war,
belastete 1954 erstmals das bilaterale Verhältnis. In diesem Jahr begann ein deutsch-
deutscher Kleinkrieg in Jakarta: Nachdem die DDR bis dato nicht in Indonesien prä­
sent gewesen war, gelang es Ost-Berliner Stellen 1954, eine Vertretung in Indonesien
zu eröffnen. Am 13. Februar 1954 wurde eine DDR-Delegation nach Jakarta eingela­
den, um Gespräche über ein Handelsabkommen zu führen. Als die bundesdeutsche
Botschaft vom Eintreffen der Delegation erfuhr, bat Hentig den indonesischenAußen­
minister Sunario darum, nichts zu unternehmen, was von der Abordnung als diplo­
matische Anerkennung interpretiert werden könnte.¹¹⁵ Einen knappen Monat später
erkundigte sich Sunario, ob die Bundesregierung „ernste Einwendungen gegen den
eventuellen Abschluss [eines] Handelsabkommens Indonesiens mit der Sowjetzone
habe“. DiplomatischeBeziehungen Indonesiens zuOst-Berlin seien ohnehin nicht ge­
plant.¹¹⁶ Hallsteinwies daraufhin die Botschaft telegraphisch an, in dieser Angelegen­
heit bei der indonesischen Regierung zu demarchieren und den „dortigen Außenmi­
nister nicht im Zweifel darüber zu lassen, dass [die] Bundesregierung Abschluss Han­
delsabkommen Indonesienmit Sowjetzone nicht stillschweigend hinnehmen könnte,
sondern darin Haltung sehen müsste, die geeignet wäre, Fortbestehen und weiteren
Ausbau gutenVerhältnisses Bundesrepublik-Indonesien ernstlich zu beeinträchtigen.
Abschluss solchen Handelsabkommens würde von Sowjetzone als de-facto-Anerken­
nung ausgelegt werden und Sowjetzone überdies zu neuen Forderungen [. . . ] ermuti­
gen.“¹¹⁷

Aus den DDR-Akten geht hervor, dass die bundesdeutsche Intervention wahr­
scheinlich teilweise Erfolg hatte: Zwar konnte die DDR-Außenhandelskammer am 9.
Juni 1954 einWarenaustauschabkommenmit der indonesischenHandelsorganisation
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abschließen.¹¹⁸ Zugleich durfte eine „Außenstelle der Kammer für Außenhandel der
DDR“ in Jakarta eröffnet werden. Doch die DDR konnte nicht – „entgegen vorheriger
mündlicher Zusage“ – das von ihr gewünschte Handels- und Zahlungsabkommen auf
Regierungsebene schließen. Das indonesische Außenministerium verweigerte seine
Zustimmung.¹¹⁹ Die Angelegenheit war für die Bundesregierung trotzdem ärgerlich,
weil die DDR zuvor – abgesehen vom „Sonderfall“ Finnland – mit keinem anderen
Staat außerhalb des kommunistischen Blocks einen Handelsvertrag hatte abschlie­
ßen können.¹²⁰ Ende 1954 gelang es denwestdeutschen Diplomaten, die „vertrauliche
Geschäftsordnung“ der DDR-Handelsvertretung zu beschaffen. Aus der Geschäftsord­
nung gehe eindeutig hervor, berichtete Botschafter Allardt, dass die Vertretung auch
politische Aufgaben wahrnehme. In den ersten Monaten ihrer Anwesenheit in Jakarta
seien allerdings die „sowjetzonalen Vertreter kaum hervorgetreten“.¹²¹

Mitte der fünfziger Jahrewurden damit die eigentlichen politischen Interessen der
Bundesregierung in Indonesien virulent: nämlich die Eindämmung derjenigen Kräfte
in diesemLand, die imweitesten Sinne einer deutschenWiedervereinigung zudenBe­
dingungen der Bundesrepublik entgegenstanden, ob dies nun DDR-Diplomaten oder
indonesische Kommunisten waren. Indonesien war kein Einzelfall: In so wichtigen
Ländernwie Indien undÄgypten konnte die DDR ebenfalls 1954Handelsvertretungen
einrichten.¹²² Aufgrund der bundesdeutschen „Frontstellung“ gegen die Sowjetunion
und den Kommunismus begann die der kommunistischen PKI nahestehende Presse,
die Bundesrepublik anzugreifen. Auf bestimmte Publikationen reagierte Bonn reso­
lut: Nachdem ein Artikel der kommunistischen Zeitung Nanyang Post vom Juli 1954
über das angebliche Wiedererstarken des deutschen Militarismus geschrieben und
AdenauermitHitler gleichgesetzt hatte, reichtedieBotschaft aufWeisungdesAuswär­
tigenAmts offiziell Beschwerde beim indonesischenAußenministeriumein.¹²³ DieAn­
gelegenheit wurde dem Generalstaatsanwalt zugeleitet. Zwar wurde der Herausgeber
der Zeitung polizeilich vorgeladen und vernommen; eine Anklage unterblieb jedoch

118 Boden, Grenzen, S. 63.
119 PA AA, MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 039–046, hier Bl. 040. Schedlich, Jakarta: Bericht über den
Stand der Beziehungen zwischen der DDR und der Republik Indonesien im 4. Quartal 1957 (ohne Da­
tum). ImDezember 1956 waren die Bemühungen Ost-Berlins um einen regierungsamtlichen Handels­
vertrag schließlich erfolgreich. Vgl. ebenda. Schedlich, Jakarta: Bericht über den Stand der Beziehun­
gen zwischen der DDR und der Republik Indonesien im 4. Quartal 1957 (ohne Datum).
120 PA AA, B 11, 1409. Referat 353: Vermerk vom 5.5.1954.
121 PA AA, B 12, 95. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1119/54 vom 30.12.1954.
122 Berggötz, Nahostpolitik, S. 424; Das Gupta, Südasienpolitik, S. 102.
123 Hier und im Folgenden siehe Dokumente in: PA AA, B 11, 1408. Botschaft Jakarta: Schriftbericht
Nr. 625/54 „Antideutsche kommunistische Propaganda in Indonesien“ vom 26.7.1954; LR I Böhling:
Schrifterlass an die Botschaft Jakarta vom9.8.1954; Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: SchriftberichtNr.
749/54 vom 3.9.1954; Botschaft Jakarta: Schriftbericht Nr. 994/54 „Angriffe gegen den Bundeskanzler“
vom 22.11.1954.
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aus formalen Gründen – da es sich bei dem Angegriffenen nicht um ein Staatsober­
haupt handelte.

2 Wahrnehmungen und Wahrnehmungsmuster
in der Berichterstattung

Inder Einleitung ist begründetworden,warumauchdieWahrnehmungenderAkteure
ausführlich thematisiert werden sollen. Für dieAnalyse dieser Arbeit ist es vorteilhaft,
dass erstens viele Berichte vorhanden sind, die über die jeweiligen Perzeptionen di­
rekten Aufschluss geben, und dass die Diplomaten jener Zeit recht urteilsstark schrie­
ben. Andererseits ist auffällig, dass der frühere, „literarische“ (hier ragen besonders
Berichte des Botschaftsrates Elgar von Randow heraus) und wertungsfreudige Duk­
tus der Botschaftsberichte seit etwa Mitte der sechziger Jahre allmählich von einem
nüchtern-technokratischen Duktus verdrängt wurde. Bereits die kursorische Durch­
sicht des Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre entstandenen Schriftver­
kehrs ergibt, dass sich diese Tendenz fortsetzte. Viele Berichte des hier berücksichtig­
ten Zeitraums von 1952 bis 1961waren zwar gewiss urteilsstark; dennochhattenBonns
Diplomaten zu dieser Zeit insofern noch einen unbefangeneren Blick auf Indonesien
und seine Politiker, da hier noch kein deutschlandpolitischer Krisenherd entstanden
war (wie nach 1961).

Indonesien: „Volkscharakter“, entstehende Nation und Krisenland

Im amtlichen Schriftverkehr treten die folgenden Charakterisierungen Indonesiens
auf: Indonesien als „unbekanntes Land“, über das imWesten ein beklagenswert nied­
riger Wissensstand herrscht; Indonesien als im Entstehen begriffene „junge Nation“;
da die Ausgangsbedingungen schwierig waren, erscheint Indonesien zugleich als
Krisenland, das unter Separatismus und einer unzuverlässigen politischen Klasse
zu leiden hatte. Schließlich wird gelegentlich der „Volkscharakter“ der Indonesier
thematisiert. Bei letztgenanntem Thema schrieben damalige Diplomaten zuweilen
stark verallgemeinernde Wertungen, die aus heutiger Sicht befremden. Jedoch ist die
Betrachtung Indonesiens nicht so stereotyp und undifferenziert, wie es eine „postko­
loniale“ Lesart erwarten ließe. Erkenntniskritisch muss berücksichtigt werden, dass
Ansichten über „die“ Indonesier ganz überwiegend aus Begegnungen mit gehobenen
Schichten in Jakarta zustande gekommen sind.¹²⁴

124 Kritisch zumWert diplomatischer Berichterstattung und zu den Problemen einer epistemic com­
munity von Diplomaten: End, Diplomatie, S. 29–31.
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Indonesien gehörte zu den Ländern, über die dasWissen auch in gebildeten Krei­
sen der Bundesrepublik gering war, gerade im Vergleich zu anderen asiatischen Län­
dern wie Japan, China und Indien. Ein Indiz für das geringe Wissen war, dass noch
Mitte der fünfziger Jahre in deutschen Zeitungen gelegentlich von „Niederländisch-
Indien“ die Rede war oder Indonesien mit Indochina verwechselt wurde.¹²⁵ Werner-
Otto von Hentig, der erste Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in Jakarta
(1952–1954), sah in dieser Ignoranz auch deshalb einen Makel, weil er annahm, Deut­
sche und Indonesier verbinde eine Art geistige Verwandtschaft:

„Fast wichtiger als all diese Momente ist eine nicht zu unterschätzende, im vollen Umfang viel­
leicht nicht in Deutschland bekannte kulturelle Verbindung. Dem Indonesier eignet ein philoso­
phischer Zug, den er bei unswieder zu finden glaubt. Durch die Kenntnis des Holländischen fällt
es ihm leicht, die deutsche Sprache zu lernen. [. . . ] Es ist erstaunlich, wie viele Indonesier noch
die deutsche Literatur beherrschen und sich auchnochmit deutschen Fragen befassen, ja unsere
letzten Schicksale mit innersten Anteil und Bewunderung beobachten. Hier liegen für uns ganz
eigenartige Ansatzpunkte.“¹²⁶

Diese Ausführungenwaren allerdings dieAusnahmeunter den Indonesien-Perzeptio­
nen. Vorherrschendwaren die – in den Berichtenmit reicherMetaphorik umschriebe­
nen – Phänomene des Entstehens einer Nation und der damit verbundene Krisenweg.
Der zweite Botschafter (1954–1958), Helmut Allardt, sah Indonesien in einem organi­
schen Prozess. In einem Referat vor Kollegen umschrieb er diesen Prozess mit Meta­
phern des menschlichen Lebensalters:

„So ist es meine Aufgabe, über 3000 Inseln zu sprechen, deren Bevölkerung erst dabei ist, sich
diejenigen Formen staatlicher und sozialer Organisationen zu schaffen, in denen sie zu leben
wünscht. Indonesien ist, mit anderenWorten, mit einem Kinde zu vergleichen, das mitten in sei­
nen natürlichen Entwicklungsproblemen steht – Problemen, die erst überwunden sein müssen,
bis aus dem Kind ein Erwachsener geworden ist. Nicht unwichtig ist, dass dieses, um im Bilde
zu bleiben, übrigens sehr liebenswerte und intelligente, wenn auch dem Ernst des Lebens nicht
sonderlich zugetane Kind in den Besitz der größten Erbschaft gekommen ist, die in Asien im Zeit­
alter des Antikolonialismus vergeben wurde. Die Welt – vor allem auch die westliche, die 300
Jahre lang alles getan hat, um die Entwicklung des besagten Kindes zu hemmen – beobachtet
daher nicht ohne Besorgnis, welchen Gebrauch es von dieser seiner Erbschaft machen wird. Das
indonesische Inselreich mit rund 2 Millionen Quadratkilometern und 80 Millionen Menschen,
die sich jährlich um 1,5 Millionen vermehren, übt mit seinem enormen Potenzial an Rohstoffen
und auf Grund seiner geographischen Lage eine außerordentlich starke Anziehungskraft nach
Ost und West aus, eine Anziehungskraft, die diesem Lande allein aus wirtschaftlichen Gründen
eine immer stärkere Rolle in Asien zuweist.“¹²⁷

125 PA AA, B 11, 1408. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 352/52 „Indonesien und
Deutschlands Verantwortlichkeit“ vom 26.9.1952.
126 PA AA, NL Hentig, 166. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 140/52 „Allgemeine Lage
Indonesiens und unsere sich daraus ergebenden Aufgaben“ vom 30.7.1952.
127 PA AA, AV Tokio, 6767. Botschafter Allardt, Jakarta: Referat über Indonesien. Protokoll der Kon­
ferenz der Missionschefs im asiatisch-pazifischen Raum vom 18.–23.2.1957, S. 283.
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In diesen heute altväterlich klingenden Worten fasst Allardt drei verbreitete Perzep­
tionender politischenGrundbedingungen Indonesiens zusammen: SeineModernisie­
rungsprobleme, seinen Ressourcenreichtum und seine wachsende politische Rolle.
Gleichzeitig wird dem „Volkscharakter“ ein „kindlicher Unernst“ zugeschrieben. Die­
ser, sowie die gelegentlich beschriebene „Friedfertigkeit“ und „Leichtlebigkeit“¹²⁸ der
Indonesier stehen in einem bemerkenswerten Kontrast zu der andernorts ausführlich
geschildertenGewaltsamkeit und Instabilität des Landes. StaatssekretärHallstein gab
seineWahrnehmungen nacheinem Indonesien-Besuch folgendermaßen wieder: „Der
zusammengefasste Eindruck aus diesen und vielen anderen Gesprächen [. . . ] ist der,
dass das Land noch nach einem rechten Gebrauch der ihm zugefallenen Selbststän­
digkeit sucht. [. . . ] Für das Böse im Kommunismus hat kaum ein Mensch ein Gefühl.
Dem Volkscharakter ist es fremd, die Dinge ernst zu nehmen. Die fast spielerische Ge­
lassenheit, mit der das von der Natur verwöhnte Volk auch an schwierige Fragen her­
antritt, ist keine bloße Form der Ablenkung.“¹²⁹

Auch wenn viele Berichte einerseits hervorhoben, dass Indonesien ein sehr hete­
rogener Staat mit verschiedenen Volksgruppen ist, schienen die Autoren andererseits
doch von charakteristisch indonesischen Eigenschaften auszugehen. Neben dem ge­
nannten „Unernst“ und der „Kindlichkeit“ gehörte dazu auch die angebliche „Emp­
findlichkeit“ der Indonesier: Vom„mimosenhaft empfindlichenNationalismus der In­
donesier“ war schon 1952 im Zusammenhangmit dem Schacht-Gutachtendie Rede.¹³⁰
Im Zusammenhangmit außenwirtschaftlichen Fragen ging die Botschaft – in einer ty­
pischen Nebenbemerkung – davon aus, „die empfindlichen und stets misstrauischen
Indonesier werden sich verletzt fühlen“.¹³¹ Indonesien leide unter einem „Minderwer­
tigkeitskomplex“.¹³² Die diagnostizierten Ressentiments undKomplexe erzeugten den
„national-chauvinistischen Argwohn dieses typischen Entwicklungslandes“.¹³³

Als besonders schweres Erbe der niederländischen Kolonialherrschaft galt die
fehlende Tradition von Staatlichkeit und der Mangel an politischem, juristischem,
ökonomischem und technischem Sachverstand. Hentig wie Allardt äußerten den Vor­
wurf an die Niederlande, keine brauchbaren administrativen Strukturen hinterlassen
und zu wenig für die Bildung der Indonesier geleistet zu haben.¹³⁴ Als Folge mach­
ten Bonns Diplomaten – in heutiger Terminologie gesprochen – Staatsversagen und

128 PA AA, B 11, 1411. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 813/53 vom 21.10.1953.
129 PA AA, B 1, 114. Staatssekretär Hallstein, z. Zt. Jakarta: Drahtbericht Nr. 9 vom 7.2.1957. Das Tele­
grammwar allerdings von Hallstein gemeinsammit Botschafter Allardt verfasst worden, sodass nicht
klar ist, ob dies Hallsteins eigene „Erkenntnisse“ waren.
130 PA AA, B 11, 108. Abteilung III: Aufzeichnung vom 13.2.1952.
131 BArch, B 102, 57325. VLR Seeliger: Schreiben an das BMWi vom 14.6.1956.
132 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 430/56 vom 26.4.1956.
133 PA AA, B 12, 1348. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1105/60 „Indonesien 1960“
vom 20.12.1960.
134 PA AA, B 11, 1408. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 352/52 „Indonesien und
Deutschlands Verantwortlichkeit“ vom 26.9.1952; PA AA, AV Tokio, 6767. Botschafter Allardt, Jakarta:
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eine entsprechend schlechte Sicherheitslage in Indonesien aus.¹³⁵ Die Botschaft stell­
te Anfang 1956 in einer ausführlichen Bestandsaufnahme über die vielen Krisenge­
biete fest: „Innerhalb der letzten 8 Monate ist die allgemeine Sicherheit in Indonesi­
en unverändert schlecht geblieben. Hauptunruheherde des ‚Darul Islam‘ [eine ortho­
dox-islamische Gruppe] sind weiterhin West-Java, Süd- und Mittel-Sulawesi und Aceh
(Nord-Sumatra). Völlig ruhig ist eigentlich nur das – stark kommunistisch eingestell­
te – Ost-Java!“; im Norden Sumatras habe Darul Islam einen „Islamitischen Staat In­
donesien“ gegründet, „der bereits eine Verfassung besitzt, eigenes Geld herausgibt
und sogar eine illegale Vertretung in Singapore unterhält“.¹³⁶ Neben den religiös mo­
tivierten Kriegern des Darul Islam gebe es weitere Krisengebiete mit Aufständischen
anderer Ideologien und Interessen: Außer den Süd-Molukken gehöre auch Bali da­
zu. Allerdings würden die dortigen Unruhen „von Regierungsseite möglichst bagatel­
lisiert und vertuscht“.¹³⁷ Wie schlecht es um die Sicherheitslage bestellt war, wurde
vom Botschafter selbst in einem sehr konkreten Sinne „wahrgenommen“: Als Helmut
Allardt im Juli 1955 zu einem offiziellen Besuch auf der Insel Sulawesi eintraf, wurde
seine Wagenkolonne auf der Fahrt in die Provinzhauptstadt Makassar von Freischär­
lern beschossen. Der Botschafter entging nur knapp den Kugeln, die vermutlich von
Männern des Darul Islam abgefeuert wurden. Allardt war höchstwahrscheinlich nur
zufällig ins Visier der Attentäter geraten, die andere Insassen in der Limousine ver­
muteten.¹³⁸ Dem Vorfall wurde von beiden Regierungen bewusst wenig Publizität ge­
geben.¹³⁹

Ab 1956/57 vermittelte die fortlaufende Berichterstattung der Botschaft einen Ein­
druck von Indonesien als vielfach fragmentiertem Krisenland mit „kreuz und quer
durcheinanderlaufenden Interessengegensätzen der Parteien, Provinzen, Militärs
und Persönlichkeiten“.¹⁴⁰ Einerseits gab es die stark zentrifugalen Tendenzen durch
Separatisten, die sich von der Zentrale in Jakarta absetzen wollten. Der Botschafter
konstatierte – vor allem im Hinblick auf die Lage auf Sumatra – sogar eine „völli­

Referat über Indonesien. Protokoll der Konferenz der Missionschefs im asiatisch-pazifischen Raum
vom 18.–23.2.1957, S. 284.
135 Vgl. folgende Dokumente in PA AA, B 11, 109. Gesandtschaftsrat Böhling, Jakarta: Schriftbericht
Nr. 36/53 vom9.1.1953 und Schriftbericht Nr. 110/53 vom 5.2.1953; Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schrift­
bericht Nr. 433/53 vom 24.6.1953; Referat 309: Vermerk vom 24.5.1954; PA AA, B 12, 1352. Referat 309:
Aufzeichnung „Republik der Süd-Molukken“ vom 11.4.1956.
136 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 13/56 „Bandenwesen in Indone­
sien“ vom 4.1.1956.
137 Ebenda; siehe weitere Berichte in: PA AA, B 12, 1352: Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht
Nr. 406/56 vom 20.4.1956 und Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1091/56 vom 31.10.1956.
138 PAAA, B 11, 1411. Botschafter Allardt, Jakarta: Drahtbericht Nr. 32 vom 13.7.1955. Der Überfall wird
ausführlicher beschrieben in: Allardt, Kulissen, S. 181–184.
139 PA AA, B 1, 114. Botschafter Allardt, Jakarta: Schreiben an Bundesminister v. Brentano vom
23.7.1955.
140 PA AA, B 12, 1353. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 281/57 vom 14.3.1957.
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ge Macht- und Bedeutungslosigkeit der Zentralregierung von Java“.¹⁴¹ Zum anderen
war die Lage auch in der Hauptstadt verfahren, da es den verschiedenen Kräften
nicht gelang, zu einem funktionierenden Regierungs- und Verwaltungshandeln zu
kommen.¹⁴² Als nach dem Rücktritt des Kabinetts Sastroamidjojo im März 1957 über
ganz Indonesien der Kriegs- und Belagerungszustand verhängt wurde, sah es für die
Botschaft kurzzeitig nach einer sehr gefährlichen Entwicklung und einem Sturz ins
völlige Chaos aus. Trotzdem blieb Indonesiens Lage einstweilen relativ stabil, wenn
auch das Jahr 1957 einen „bisher nie dagewesenen Rekord an schwersten Krisener­
scheinungen“ markierte.¹⁴³ Angesichts der permanenten Krise Indonesiens befürch­
tete die Botschaft jedoch, Jakarta könnte dem Kommunismus als „reife Frucht in die
Hand fallen“ und Indonesien sich auflösen; die hochproblematische Situation lasse
Prognosen über die weitere Entwicklung unmöglich erscheinen.¹⁴⁴

1955 hatte es noch nach einer hoffnungsvolleren, demokratischen Zukunft Indo­
nesiens ausgesehen: Die für den Herbst 1955 angesetzten ersten Parlamentswahlen
waren für die Bonner Diplomaten Anlass, sich grundsätzlich mit der politischen Kul­
tur und den politischen Strukturen Indonesiens auseinanderzusetzen. Die demokrati­
schenWahlen im zweitgrößten entkolonialisierten Land der Erde erschienen als „his­
torischer Schritt aus der Revolution in den Aufbau des Landes“.¹⁴⁵ Als wesentliche
Charakteristika der indonesischen Politik galten die starke Personenzentriertheit und
die geringe Rolle von Parteiprogrammatik trotz real vorhandener ideologischer Unter­
schiede.¹⁴⁶ Hentig hatte zwei Jahre vor den ersten Parlamentswahlen noch „die all­
gemeine Einstellung der Bevölkerung“ beklagt, „die kein Interesse an den Wahlen
nimmt [sic!],weil sie keine politische Erziehung“ erfahren habe.¹⁴⁷ Botschafter Allardt
dagegen beschrieb kurz vor den Wahlen im September 1955 positive Aspekte dieses
vermeintlichen Mangels:

„Fest steht jedenfalls, dass der Wahlkampf [in Indonesien] sich nach wesentlich zivilisierteren
Riten abspielt, als dies in Europa oder Amerika der Fall zu sein pflegt, und dem Wähler bzw.
dem Wahlagitator ‚mangels politischer Schulung‘ vorläufig noch jede Einsicht dafür fehlt, dass
jemand, der eine andere politische Ansicht vertritt als er selbst, ein Lump ist, dessen sachliche
Argumente am besten mit Handgreiflichkeiten beantwortet werden sollen. So ermangeln hier

141 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 100/57 vom 24.1.1957.
142 PA AA, B 12, 1353. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 262/57 vom 7.3.1957.
143 PA AA, B 12, 1353. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 89/58 vom 27.1.1958. Dieser Be­
richt wurde Staatssekretär, Außenminister und dem Bundespräsidenten vorgelegt.
144 PA AA, B 12, 1353. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 89/58 vom 27.1.1958.
145 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 430/56 vom 26.4.1956.
146 PA AA, B 11, 1408. Gesandtschaftsrat Böhling: Aufzeichnung vom 15.9.1952, in: Anlage zu Bot­
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ße Bedeutung zu.“
147 PAAA, B 11, 1408. Botschafter v. Hentig, Jakarta: Schriftbericht Nr. 991/53 „Wahlen in Indonesien“
vom 12.12.1953.
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alleWahlversammlungen derjenigen Attribute wie Saalschutz, Zwischenrufern, persönliche Ver­
unglimpfungen der Gegner, bewaffnete Zusammenstöße etc., die in anderen Ländern fast schon
zum normalen Bild einer Wahlveranstaltung zu gehören pflegen.“¹⁴⁸

Dies ist nicht die einzige Stelle, an der Allardt die Friedfertigkeit und Zivilität der In­
donesier in politischen Dingen lobte – der Kontrast zur Berichterstattung über Indo­
nesien als Land einer gewalterschütterten Dauerkrise ist schon erwähnt worden. Die
Spannung zwischen den Wahrnehmungen der „Friedfertigkeit“ einerseits und „Kri­
se“ andererseits integrierte Allardt zur „bisher stets bewährten Erkenntnis: Der Topf
Indonesiens ist immer am Kochen, aber er kocht nie über“.¹⁴⁹ An anderer Stelle beob­
achtete der Bonner Botschafter im indonesischen Parlament bei den rivalisierenden
politischen Kräften einen „im Grunde friedlichen, stets zumAusgleich bereiten“ Geist
und das Vorhandensein eines „gesunden Instinktes für den eigentlichen Sinn demo­
kratischer Spielregeln“. Niemals sei es in kontroversen Parlamentsdebatten zu „Ver­
balinjurien“ gekommen – „ein Umstand, der die meisten Parlamente weit zivilisierte­
rer Staaten beschämen müsste“.¹⁵⁰ Gleichzeitig diagnostizierte Allardt auch Apathie
und „berechtigtes“ Misstrauen gegen die politische Klasse Indonesiens.¹⁵¹

Über die Wahrnehmungen der politischen Kultur, der Strukturen und Ereignis­
se Indonesiens hinausgehend, machten sich die Botschafter Hentig und Allardt auch
Gedanken über die weltpolitische und welthistorische Bedeutung Indonesiens. Hier
rückte insbesondere Allardt die Bedeutung Indonesiens ins Paradigmatische für das
Werden einerNation sowie als LaboratoriumderModernisierungs- undEntwicklungs­
prozesse eines dekolonisierten Landes:

„Ohne die Bedeutung dieses Landes für die Weltgeschichte überschätzen zu wollen, wird es für
denjenigen, der hier lebt, immer augenscheinlicher, dass es nur wenige Staaten geben wird, in
denen sich das Werden aller Dinge und die Entwicklung einer amorphen Masse von Menschen
zu einer Nation so von Grund auf verfolgen und studieren lassen, wie in Indonesien. Ob es sich
um den Aufbau der Verwaltung, die Bildung einer öffentlichen Meinung, die Formung des sozia­
len Aufbaus, die Frage Zentralismus oder Föderalismus, die Adaption ausländischer politischer,
wirtschaftlicher oder sozialer Ideologien handelt, ob die Zukunft des Landes in Bezug auf seine
Emanzipation, seine außenpolitische Unabhängigkeit oder seine Anlehnung an dritte Staaten,
die wirtschaftliche Erschließung, der Aufbau der Armee, die Prinzipien der Demokratie oder die
Funktionsfähigkeit des Parlamentarismus zur Diskussion stehen – in allen Fällen ist deutlich,
dass die Suche nach dem richtigen geradenWege erst begonnen hat.“¹⁵²

148 PA AA, B 11, 1408. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 825/55 „Indonesien vor den
Wahlen“ vom 22.9.1955.
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151 PA AA, B 11, 1408. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 825/55 vom 22.9.1955.
152 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 824/56 vom 16.8.1956.
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Will man die amtlich-diplomatischen Indonesienwahrnehmungen daraufhin analy­
sieren, was sie über den Standort der Perzipienten aussagen, so muss das Urteil diffe­
renziert ausfallen: Einerseits begegnet einem häufig ein Ton von Herablassung oder
eine bestenfalls gönnerhafte Sicht. Viele diplomatische Berichte lassen eurozentri­
scheWahrnehmungsmuster erkennen, die aufgrund der durchscheinenden, unreflek­
tierten Überlegenheitsvorstellungen befremdlich wirken. Dass sich alle Berichte auf
eine profunde Kenntnis des jeweiligen Themas und von Indonesien in all seiner Kom­
plexität stützen konnten, darf bezweifelt werden. Unabhängig von diesen Fragen geht
aus den Berichten hervor, dass der Informiertheit ausländischer Diplomaten – sicher
auch der indonesischen Behörden – über die Vorgänge in den entlegeneren Teilen In­
donesiens aufgrund der mangelnden Kommunikationsinfrastruktur auch gewisse lo­
gistische Grenzen gesetzt waren.¹⁵³ Andererseits lässt sich aus vielen Berichten auch
durchaus ein hohesMaß anSympathie undAnerkennung für Indonesien ablesen, das
sich nicht in „Gönnerhaftigkeit“ erschöpft. Allgemein ist wohl die Schlussfolgerung
zulässig, dass bundesdeutsche Diplomaten in den fünfziger und sechziger Jahren ein
größeres Selbstvertrauen in ihre eigene Urteilskraft und Wirkungsmacht hatten, als
dies in späteren Jahren der Fall sein sollte. Auch wenn man aus heutiger Sicht hin­
ter mancheWortwahl und viele Wertungen ein geistiges Fragezeichen setzen möchte,
muss anerkannt werden, dass dahinter in einigen Fällen wohl auch das Ansprechen
von realen Missständen stand.

Wenn es um das Indonesienbild geht, fällt aus heutiger Warte die Abwesenheit
vor allem einer gängigen Zuschreibung auf: Das mittlerweile fast klischeehaft ver­
wendete Attribut vom „größten islamischen Land der Welt“ fehlte in den fünfziger
und sechziger Jahren noch – offensichtlich ist dies erst nach 1979 mit der Revolution
im Iran und der allgemeinen Re-Islamisierung als besonderes Merkmal Indonesiens
„entdeckt“ worden. Der Islam, die Religiosität der Indonesier und auchdie Bedeutung
der anderen Religionen (Christentum, Hinduismus, Buddhismus, daneben auch au­
tochthone Religionen und Bräuche)werden zwar öfters erwähnt, jedoch fast immer in
innenpolitischen Zusammenhängen. Weltpolitisch war die Islamität Indonesiens nur
bedeutsam, als die islamischen Organisationen als Barriere gegen kommunistischen
Einfluss galten oder soweit es um pan-islamische Solidarität mit Ländern wie Ägyp­
ten und Algerien ging. Bei Letzterem zeitigten jedoch „Bündnisfreiheit“ und „Antiko­
lonialismus“ wohl die stärkeren Bindungen. Sukarno wurde als zwar privat religiöser
Mensch, in politischer Hinsicht jedoch als Laizist wahrgenommen – weshalb er die
Skepsis streng religiöser Kreise auf sich zog.

153 Vgl. PA AA, B 12, 1353. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 11/57 „Innerpolitische Krise
Indonesiens“ vom 3.1.1957.
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Sukarno: Charismatiker, Charmeur und Demagoge

Sukarno war aufgrund von Amt und Persönlichkeit der mit Abstand auffälligste In­
donesier und der einzige, über den auch in (west-)deutschen Medien ein klar kontu­
riertes Bild bestand. Das amtliche Bild von Sukarno wurde imWesentlichen von den­
jenigen Deutschen geprägt, die ihn am häufigsten persönlich erlebten, nämlich dem
jeweiligen Botschafter und seinem Stellvertreter. Besonders Helmut Allardt schrieb
längere Charakterisierungen Sukarnos, die nicht selten Staatssekretär Hallstein und
Minister Brentano, zuweilen sogar Adenauer und Bundespräsident Heuss vorgelegt
wurden.

Die früheste Wertung der bundesdeutschen Botschaft war von Horst Böhling ver­
fasst worden: Sukarno sei „ein sehr guter Redner“, „sehr belesen“ und „als alter Frei­
heitskämpfer in weiten Kreisen des Volkes“ populär. „Der Präsident ist eine gewin­
nende Persönlichkeit. Er sprich gut Deutsch und liebt es, sich in dieser Sprache zu
unterhalten. Schätzt Malerei und bildende Künste.“¹⁵⁴ Sukarno galt im Auswärtigen
Amt später – in einer 1963 fürBundespräsidentHeinrichLübkeverfasstenCharakteris­
tik – als Verkörperung „für viele Charakterzüge desmalaiischenMenschen“.¹⁵⁵ Hierzu
gehörten angeblich „Stolz, Eitelkeit, eine bis zur Besessenheit gehende Hartnäckig­
keit, Träumerei, Verkennung der Grenzen zwischen Möglichem und Unmöglichem,
Verschlagenheit und Großzügigkeit bis zur Verschwendung wie auch Stammesgefühl
und Verpflichtungsbewusstsein gegenüber dem Clan. Die Möglichkeiten des Verhal­
tens reichen von überraschender Anpassungsbereitschaft bis zum Amoklauf.“¹⁵⁶

DieWahrnehmung undWertung Sukarnos war nicht zu trennen von seiner jewei­
ligen Rolle in der indonesischen Politik. Je mehr Sukarno zur dominierenden Gestalt
Indonesiens wurde – die Einführung der „gelenkten Demokratie“ 1957 war hier die
entscheidende Zäsur – und je mehr sich seine Außenpolitik gegen westliche Länder
richtete, desto negativer wurde auch das Sukarno-Bild bei der Botschaft und entspre­
chend beim Auswärtigen Amt. Natürlich hing die Wahrnehmung des indonesischen
Präsidenten auch vonden jeweiligenBotschaftern und ihren Stellvertretern ab:Hentig
und Böhling hatten Sukarno noch positiv bewertet, Allardts Sukarno-Bildwar negativ
und trübte sich immer weiter ein, von Randows Bild war etwas weniger negativ. Diet­
rich Freiherr von Mirbach, Botschafter von 1959 bis 1963,¹⁵⁷ und Hilmar Bassler, Stell­

154 PA AA, B 11, 1408. Gesandtschaftsrat Böhling, Jakarta: Aufzeichnung vom 15.9.1952.
155 PAAA,B 1, 222. Informationsmappe fürdenStaatsbesuchdesBundespräsidenten inderRepublik
Indonesien vom 28.10.–3.11.1963.
156 Ebenda.
157 Zum Werdegang von Dietrich Freiherr von Mirbach (1907–1977): Jurist, 1933 NSDAP-Mitglied,
1935 Eintritt in den Auswärtigen Dienst; 1935–1937 Botschaft Ankara, 1937/38 Generalkonsulat Danzig,
1938/39 Wirtschaftspolitische Abteilung, 1939–1943 Gesandtschaft Bukarest, 1943/44 Büro des Staats­
sekretär; keine näheren Angaben über Tätigkeit 1944–1945; nach 1945 kaufmännische und Referen­
tentätigkeit; 1952 Wiedereintritt in den Auswärtigen Dienst, 1952–1955 Botschaft Kairo, 1955–1959 Re­
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vertreter von 1957 bis 1960,¹⁵⁸ sahen Sukarno sehr negativ. Die späteren Botschafter
GerhardWeiz (1963/64) und LuitpoldWerz (1964–1966) fanden ihr höchstwahrschein­
lich schon vor der Ausreise nach Jakarta negatives Sukarno-Bild dort bestätigt. Das
positive Sukarno-Bild, das Lübke nach seinem Indonesien-Besuch 1963 hatte, wurde
in den sechziger Jahren von so gut wie niemandem mehr in Bonn geteilt. Schäfer hat
am Rande seines Aufsatzes über die deutsch-deutsche Wahrnehmung des Umsturzes
in Indonesien 1965/66 darauf hingewiesen, dass die Diplomaten der Bundesrepublik
und diejenigen der DDR in ihrer kritischen Beurteilung des „Abenteurers“ Sukarno ei­
nig waren.¹⁵⁹ Auch wenn – mit abnehmender Tendenz – positive Züge Sukarnos aus­
gemacht werden, wie seine grundsätzliche Germanophilie oder sein „gewinnendes
Wesen“: Das amtliche Bild von Sukarno war schon in den fünfziger Jahren überwie­
gend ein negatives, lange bevor Indonesien zum deutschlandpolitischen Problemfall
wurde. Allen voran Botschafter Allardt kritisierte mit zunehmender Schärfe, dass Su­
karno die wirtschaftliche Entwicklung des Landes sträflich vernachlässigte und statt­
dessen die Massen durch flammende Reden aufhetzte. Seine mangelnde wirtschafts­
politische Kompetenz ließ Sukarno als ungeeigneten Mann an der Spitze eines Ent­
wicklungslandes erscheinen: Sukarno hatte den deutschen Botschafter offen wissen
lassen, nichts von Ökonomie zu verstehen und es nicht als seine Aufgabe zu betrach­
ten, Indonesien „in den Wohlstand zu führen“. Seine Mission sei es, aus der dispa­
raten Inselgruppe „eine Nation zu formen“ und ihren Bewohnern beizubringen, „als
Indonesier zu fühlen und Indonesisch zu sprechen“.¹⁶⁰

Doch es war nicht einfach nur Sukarnos Politik, an der sich Bonner Offizielle
störten. Aus vielen Berichten spricht eine deutliche Abneigung gegen das Unverant­
wortliche, Unseriöse, Unkonstruktive und Fanatische an Sukarnos Persönlichkeit.
Sicherlich spiegelten sich in dieser Abneigung die Wertvorstellungen eines konserva­
tiv-gehobenen Diplomatenmilieus, dem eine Person wie Sukarno in so gut wie jeder
Hinsicht suspekt sein musste. Die damals noch jüngste deutsche Vergangenheit ist
eine häufige Vergleichsfolie der diplomatischen Berichterstattung: Bei Allardts Schil­
derungen des charismatischen, durch seine Redekunst die Massen aufpeitschenden
Machthabers ist dem Botschafter stets der Vergleich zu Hitler und Goebbels präsent
und auch das Misstrauen gegen leicht zu beeinflussende, hysterisierte Volksmassen.

feratsleiter in Abteilung 2 und 3, 1959–1963 Botschafter in Jakarta, 1963–1965 Botschafter zur besonde­
ren Verwendung, 1965–1970 Botschafter in Neu-Delhi; 1970–1972 Botschafter in Ottawa, 1972 Eintritt
in den Ruhestand. Vgl. Biographisches Handbuch, Bd. 5, S. 260 f.
158 ZumWerdegang von Hilmar Bassler (1907–1971): Jurist, 1936 NSDAP-Mitglied, 1939 Eintritt in den
Auswärtigen Dienst, 1939–1945 Tätigkeiten in der Presse- und der Politischen Abteilung mit Ostasien­
bezug; 1945–1947 Internierung, 1947–1950 Tätigkeiten in Industrie und Handel; 1952 Wiedereintritt in
den Auswärtigen Dienst, 1952–1954 Leitung des Referats A2a, 1954–1957 Generalkonsulat Hongkong,
1957–1960 Botschaftsrat in Jakarta, 1960–1968 Leiter des Ostasien-Referats 710/IB5, 1968–1970 Bot­
schafter in Jakarta; 1970 Versetzung in den einstweiligen Ruhestand. Vgl. ebenda, Bd. 1, S. 81–83.
159 Schäfer, Two Germanies, S. 100.
160 Allardt, Kulissen, S. 177.
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Allardt hat der Person Sukarnos sowohl in seinen Botschaftsberichten als auch
in seinen Memoiren relativ viel Platz eingeräumt. Dabei fällt auf, das seine „Gegen­
wartsberichterstattung“ zwischen 1954 und 1958 deutlich negativer ausfiel als die Re­
trospektive seiner 1979 erschienenen Erinnerungen. In der Rückblende nach über 20
Jahren heißt es: „Sukarno [. . . ] war ein Volkstribun wie aus dem Bilderbuch; gefährli­
cher Demagoge, charmanter Causeur, Playboy, aber auch fanatischer Patriot mitmehr
Verdiensten um sein Land, als sie dem Entmachteten und inzwischen Verstorbenen
heute zugebilligt werden.“¹⁶¹

In einem achtseitigen Bericht an das Auswärtige Amt setzte sich Allardt Anfang
1956mit Sukarnos Persönlichkeit auseinander. Die Grundthese war, dass Sukarno sei­
ne Machtposition der andauernden Krise und der Instabilität im Land verdanke. Da
ihmeine Konsolidierung schadenwürde, sei er nicht an ihr interessiert.¹⁶² Sukarno sei
ein „ewiger Revolutionär, der seine Position seinem – auch in Deutschland und den
USA wirksam zur Geltung gebrachten – persönlichen Charme und seiner unübertreff-
lichen rhetorischen Demagogie verdankt“.¹⁶³ Als einprägsames Beispiel für die von
Sukarnoverwendeten „MethodenderMassenbeeinflussung“und„auchdafür,wie gut
Sukarno seinen Goebbels studiert hat“, diente Allardt eine Rede Sukarnos im Herbst
1955.¹⁶⁴ Obwohl Sukarno eigentlich aufgrund des geltenden Belagerungszustands das
Halten von Wahlreden untersagt war, erschien er in einer Massenversammlung und
rief dem Auditorium zu: „Wollt Ihr also, dass ich spreche?“, was dieses stürmisch be­
jaht habe. Der bundesdeutsche Botschafter fühlte sich an die Sportpalast-Rede vom
Februar 1943 erinnert: „Die Parallele zu Vorbildern in der deutschen Geschichte ist
zwingend, und nur wenig Phantasie gehört dazu, um sich vorzustellen, welche Ant­
wort Sukarno erhalten würde, wenn er beispielsweise die Frage stellen würde: Wollt
Ihr den totalen Krieg gegen die Holländer?“ Es sei wahrscheinlich, dass Sukarno die­
se Frage stellen werde „sobald ihm der Zeitpunkt dafür geeignet erscheint“.¹⁶⁵ In sei­
nen Memoiren schwächte Allardt den Goebbels-Bezug ab. Zwar schreibt er, Sukarno
sei von Joseph Goebbels’ Methoden der Massenbeeinflussung fasziniert gewesen und
habe sich beim deutschen Botschafter sogar nach dem Privatleben des Propaganda­
ministers erkundigt. Andererseits, so Allardt, habe Sukarno nicht einmal „entfernt“
die „machiavellischeVerschlagenheit geschweige denn schurkischeBösartigkeit“ von
Goebbels an sich gehabt.¹⁶⁶

161 Ebenda, S. 175.
162 PA AA, B 12, 1350. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 107/56 „Präsident Sukarno und
sein Einfluss auf das politische Geschehen in Indonesien“ vom 3.2.1956.
163 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 824/56 vom 16.8.1956.
164 PA AA, B 12, 1350. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 107/56 „Präsident Sukarno und
sein Einfluss auf das politische Geschehen in Indonesien“ vom 3.2.1956.
165 Allewörtlichen Zitate aus: PAAA, B 12, 1350. Botschafter Allardt, Jakarta: SchriftberichtNr. 107/56
„Präsident Sukarno und sein Einfluss auf das politische Geschehen in Indonesien“ vom 3.2.1956.
166 Allardt, Kulissen, S. 176, 179.
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Die mangelnde Seriosität Sukarnos im Politischen wie im Privaten werde zwar
auch von der indonesischen Elite kritisiert, doch beeindruckten Sukarnos „demago­
gische Schlagworte“ die breite Masse mehr als die seriösen Appelle von Minister­
präsident Ali Sastroamidjojo, wonach ernsthafter am Aufbau des Landes gearbeitet
werden müsse.¹⁶⁷ Sukarnos Eskapaden und seine Annäherung an die Kommunisten
würden zunehmend auf – noch verdeckten – Widerstand in der Armee treffen.¹⁶⁸ In
der Folgezeit sah Allardt sich in seiner Beurteilung bestätigt: Sukarno hetze gegen
die Niederländer, tue aber nichts für die Modernisierung des Landes.¹⁶⁹ Nach einer
zehntägigen Reise zu verschiedenen Inseln Indonesiens, auf die er den Präsidenten
zusammen mit anderen Botschaftern begleitet hatte, schilderte Allardt Sukarno in
einem ausführlichen Bericht in drastischen Worten: „Sukarno ist weder ein Staats­
mann, kaum ein Politiker, eher ein Volkstribun, ein politischer Agitator, der in der
revolutionären Periode Indonesiens und im Zusammenhang mit der Staatwerdung
Leistungen vollbracht hat, die ihm in der Geschichte des Landes seinen Platz sichern
werden. Seitdem aber wachsen sich seine Person und sein Einfluss von Jahr zu Jahr
mehr zu einer öffentlichen Gefahr aus.“¹⁷⁰ Sukarno verwandle „eine völlig friedfertige
Menge, die von ihm kaum mehr als den Namen kennt, in wenigen Minuten in einen
zu allem bereiten tobenden Mob“.¹⁷¹

„[. . . ] der rote Faden seiner Hetzreden ist und bleibt der Kampf gegen Kolonialismus, Imperialis­
mus und gegen die Holländer. Konstruktive Gedanken liegen ihm fern, teils aus einem offenba­
renMangel anwirklicher Bildung, teils, weil seineRevoluzzermentalität sichunbewusst dagegen
sträuben mag, an der Herstellung geordneter Zustände mitzuwirken. So liegt es in der Natur der
Dinge, dass er die Kritik der Intelligenz in demselben Maße herausfordert, in dem er seine Posi­
tion als Idol der Masse immer stärker ausbaut. [. . . ] Die Hassausbrüche gegen den (westlichen)
Kolonialismus, seine mit jeder Rede hemmungsloser werdenden Drohungen, seine kaum noch
an die Masse, sondern an denMob adressierten Aufrufe, gefährden nicht nur die Holländer, son­
dern den weißen Mann überhaupt und darüber hinaus jede Bemühungen einsichtiger Armee-
und Regierungskreise, die Lage zu konsolidieren.“¹⁷²

167 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1189/56 vom 21.11.1956.
168 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1210/56 vom 28.11.1956. Bericht
wurde Staatssekretär, Außenminister und dem Bundespräsidenten vorgelegt.
169 PA A, B 12, 1347. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 843/56 vom 23.8.1956.
170 PAAA,B 12, 1350.BotschafterAllardt, Jakarta: SchriftberichtNr. 1146/57vom20.11.1957.Dieser Be­
richt wurde nicht nur Staatssekretär Hallstein undMinister v. Brentano, sondern auch Bundeskanzler
Adenauer und Bundespräsident Heuss vorgelegt.
171 Ebenda.
172 Ebenda. Allardt berichtet davon, dass Sukarnos Kenntnisse des nationalsozialistischen Gedan­
kenguts sich nicht auf politische Literatur beschränkten, sondern „ihm auch erlaubten, während un­
serer gemeinsamen Reise seine Umgebung, und insbesondere den jugoslawischenBotschafter mit ak­
zent- und fehlerfreiem Vortrag des Horst-Wessel-Liedes und anderer nationalsozialistischer Marsch­
lieder zu vergnügen“.
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Innenpolitisch nähere sich Sukarno den Kommunisten an: Obwohl „das kommunisti­
sche Prinzip“ keinesfalls seinen persönlichen Wünschen entspräche, hoffe er mittels
der kommunistischen Organisationen seine Basis zu verbreitern und so „im Spiel“
der indonesischen Politik zu bleiben. Allardt schloss seinen Bericht mit den Worten:
„Falls es nicht gelingt, Sukarno endlich aus dem politischen Geschehen des Landes
auszuschalten, muss in Kürze mit schweren inneren Auseinandersetzungen, einer
Zunahme der zentrifugalen Tendenzen und einer weitgehenden Lähmung des wirt­
schaftlichen Lebens gerechnet werden.“¹⁷³ Von der Reise berichtete Allardt auch in
seinen Memoiren, allerdings in wesentlich milderem Ton.¹⁷⁴

Seit Ende 1956 – nach Sukarnos Reise durch kommunistische Länder – ging
Allardt davon aus, das indonesische Staatsoberhaupt strebe längerfristig eine Dikta­
tur nach sowjetischem oder chinesischemVorbild an.¹⁷⁵ Tatsächlich begann Sukarnos
„gelenkte Demokratie“ je nach Lesart entweder 1957, als das Amt des Vizepräsiden­
ten faktisch beseitigt und der Kriegs- und Belagerungszustand verhängt wurde, oder
1959, als Sukarno zusätzlich das Amt des Regierungschefs übernahm.¹⁷⁶ Der ab 1957
amtierende Außenminister Subandrio äußerte gegenüber Allardt, Sukarnos Zusteu­
ern auf eine autoritäre „gelenkte Demokratie“ (demokrasi terpimpin) ergebe sich aus
seiner Frustration über die dem indonesischen Staatsoberhaupt auferlegten verfas­
sungsmäßigen Beschränkungen.¹⁷⁷ Der bundesdeutsche Botschafter sah Indonesien
„angesichts der systematischen Westirian-Heim ins Reich-Propaganda“ und „einem
immer stärker ins kommunistische Fahrwasser abgleitenden und dank seiner Popu­
larität gefährlich demagogischen“ Sukarno in eine „immer bedenklicher werdende
Lage“ geraten.¹⁷⁸

Während Allardt an Sukarno hauptsächlich die fehlenden staatsmännischen
Qualitäten und die Gefährdung der indonesischen Entwicklung kritisierte, befasste
sich sein Stellvertreter Elgar von Randow gelegentlich auch mit Sukarnos Privatle­

173 Ebenda. Es war ein makabrer Zufall, dass Allardt schon bald über Kräfte berichten musste, die
Sukarno schnellstens ausschalten wollten: ZweiWochen nach seinem ausführlichen Bericht drahtete
er die Nachricht über ein Handgranaten-Attentat auf Sukarno am 30.11.1957, das von orthodoxen Mus­
limen ausgeführt worden war. Auf Empfehlung Allardts sandte Bundespräsident Heuss Sukarno ein
Telegramm. Im Mai 1958 wurden die Attentäter in Jakarta vor Gericht gestellt. Vgl. PA AA, B 12, 1350.
Botschafter Allardt, Jakarta: Drahtbericht Nr. 67 vom 2.12.1957; PA AA, B 12, 1350. Botschafter Allardt,
Jakarta: Schriftbericht Nr. 443/58 vom 17.5.1958.
174 Allardt, Kulissen, S. 180 f.
175 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1189/56 vom 21.11.1956.
176 DasStandardwerk vonRicklefs zieht 1957 als Zäsur zwischendem „demokratischen Experiment“
und der „gelenkten Demokratie“, vgl. Ricklefs, Indonesia, S. 257. Siehe auch: PA AA, B 12, 1353. Bot­
schaftsrat v. Randow: Drahtbericht Nr. 23 vom 15.3.1957; PA AA, B 12, 1350. Botschafter v. Mirbach,
Jakarta: Schriftbericht Nr. 428/59 vom 6.5.1959.
177 PA AA, B 12, 1350. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1146/57 vom 20.11.1957.
178 PA AA, B 12, 95. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1120/57 vom 13.11.1957.
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ben.¹⁷⁹ In einem mit dem Betreff „‚Liaisons dangereuses‘ des Präsidenten Sukarno“
versehenen Bericht, der Hallstein und Brentano vorgelegt wurde, thematisierte Ran­
dow die politischen Auswirkungen, welche die „leichte Entflammbarkeit des Präsi­
denten fürweiblicheReize“ zeitigen könnten. Sukarnohabe zeitweilig eineBeziehung
zu einer „russischen Blondine“ unterhalten, die ursprünglich von der sowjetischen
Regierung als Dolmetscherin auf Sukarnos Reise in die UdSSR abgeordnet war. Ran­
dow erwähnt „Vorstellungen“ aus Sukarnos Umfeld, wonach es sich um eine sowjeti­
sche Agentin handeln könnte.¹⁸⁰

DasMissverhältnis von rhetorischer Begabung undmangelnder politischer Serio­
sität bewertete der stellvertretende Botschafter ähnlich wie sein Vorgesetzter Allardt,
doch offenbar konnte er sich der Faszination Sukarnos weniger entziehen als Allardt.
Anlässlich der Feiern zum zwölften Jahrestag der Unabhängigkeitserklärung Indone­
siens berichtete Randow nach Bonn:

„‚EinGott ist derMensch, wenn er träumt, ein Bettler wenn er nachdenkt‘. An dieses schöneWort
Hölderlins wurde ich erinnert, als ich am 17. August [. . . ] drei Meter entfernt von ihm sitzend den
Präsidenten Sukarno zu seinem Volke sprechen hörte [. . . ] Es war eine überaus ernste Rede, mit
der Sukarno zwei Stunden lang das ‚Jahr der Entscheidung‘ und mit ihm das ‚Neue Leben‘ der
Nation einleitete; eine faszinierende Mischung aus maulgerechter Kapuzinerpredigt und dithy­
rambischem Höhenflug der Seele; aus bitterem, enttäuschtem Nach-Denken der vergangenen 12
Jahremit ihrem anfänglichen großen revolutionären Schwungund ihrem allmählichenAbsinken
in die sumpfigen Niederungen menschlicher Eigensucht, Trägheit und Zänkereien und dem lei­
denschaftlichenAppell an die unvergänglichenWerte desMenschenundderNation; aus banalen
Binsenweisheiten, Slogans, politischemKlischee undHymnus auf den dynamischen Idealismus.
[. . . ] sicher war die Rede etwas unzusammenhängend, simplifiziert, auf Massenwirkung berech­
net, etwas selbstgerecht und selbstgefällig, kurz: eine typische Sukarno-Rede. Aber sie enthielt
das, was einem Volke, das sich auf dem falschenWege befindet [. . . ] gesagt werden musste. [. . . ]
Und darüber hinaus hat die Rede eines gezeigt: Sukarno ist kein verkappter Kommunist. Sein
nationalistischer Idealismus ist unvereinbar mit der kommunistischen Ideologie.“¹⁸¹

Über die inneren Spannungen Indonesiens schrieb Randow, man könne „sich bei
dem, was Sukarno in Bewegung gesetzt hat, des unheimlichen Gedankens an den

179 PA AA, B 12, 1350. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 816/54 vom 24.9.1954: „In
der hiesigenÖffentlichkeit wirbelt die erst vor wenigen Tagen allgemein bekannt gewordene Tatsache,
dass der indonesische Staatspräsident Sukarno bereits im Juni d. J., ohne sich von seiner augenblick­
lichen und sehr populären Ehefrau scheiden zu lassen, ein zweite Frau geehelicht hat, sehr viel Staub
auf. [. . . ] Fürdas Ansehenunddie politische Stellung des Präsidenten ist diese ganze breite Erörterung
seines Privatlebens keinesfalls zuträglich. Wenn auch vom Standpunkt der Religion nichts gegen den
Entschluss Sukarnos eingewendet werden kann, so stehen die moderner eingestellten Kreise, insbe­
sondere die organisierten Frauen, auf dem Standpunkt, dass sich seine Handlungsweise mit seiner
exponierten Stellung schlecht vereinbaren lasse.“
180 PA AA, B 12, 1350. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 925/57 „‚Liaisons dange­
reuses‘ des Präsidenten Sukarno“ vom 14.9.1957.
181 PA AA, B 12, 1347. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 835/57 vom 22.8.1957.
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Zauberlehrling nicht erwehren, der die Geister, die er rief, nicht mehr los wurde“.¹⁸²
Bei anderer Gelegenheit bemerkte Randow, hinter Sukarnos „auf eine allgemeine,
revolutionär-emotionale Reaktion spekulierende Parole: Ich kenne keine Parteien
mehr, ich kenne nur noch Indonesier“ stehe als eigentliche Position des Staatschefs:
„Ich kenne nur noch Sukarno“.¹⁸³ Dietrich Freiherr von Mirbach, ab 1959 Botschafter
der Bundesrepublik in Jakarta, und sein Stellvertreter Hilmar Bassler schilderten Su­
karno als eitlen Schwätzer: „Zweieinhalb Stunden waren zerredet, rund 16 000Worte
herausgedonnert und 160 Mal soll das Wort ‚Revolution‘ gefallen sein“¹⁸⁴, Sukarno
könne „seine einmal verletzte Eitelkeit nicht niederkämpfen“¹⁸⁵ – so lauteten typi­
sche Urteile. Sukarnos Eigenschaft, sich in seinen Reden von seinen eigenen Worten
fortreißen zu lassen, ist Thema vieler weiterer Berichte, ebenso seine Neigung zu
Schlagworten und unbelegten Behauptungen.¹⁸⁶

Auch wenn es über keinen anderen Indonesier nur annähernd so viele Charak­
terisierungen gibt – gleich, wie die Autoren Sukarno bewerteten, an seiner Interes­
santheit gab es offenbar keinen Zweifel –, gab es Beschreibungen anderer Indone­
sier, die mit den Schilderungen Sukarnos kontrastierten. Als „Gegenfiguren“ treten
in den Schilderungen Ministerpräsident Sastroamidjojo, Vizepräsident Hatta und Au­
ßenminister Abdulgani auf. Andere Indonesier wurden meist nur sehr knapp charak­
terisiert.

Ministerpräsident Ali Sastroamidjojo (amtierte von 1953 bis 1955 und 1956/57) bil­
dete in der Berichterstattung einen monotonen Kontrapunkt zum mal charmanten,
mal hetzerischen Sukarno: Allardt beschrieb Sastroamidjojo als Träger einer „miss­
gelaunten Hausbackenheit“¹⁸⁷ und als „trockenen, unpopulären, aber ausgegliche­
nen und nüchtern-sachlichen“¹⁸⁸ Funktionärstypus. Andernorts lobte er „dessen inte­
gre Persönlichkeit“ und „stets sachliche Haltung, mit der er über den Parteien stand
und der der gute Verlauf der Konferenz von Bandung nicht zumwenigsten zu verdan­
ken ist“. Sastroamidjojo fehlten jedoch „Elan und die konstruktive politische Phanta­
sie“.¹⁸⁹

Die nach Sukarno wichtigste Gründergestalt Indonesiens war Mohammed Hat­
ta. Die früheste Charakterisierung Hattas war ähnlich dem ursprünglich positiven
Sukarno-Bild, das Hentig und Böhling einnahmen: „Wie Sukarno ist auch er als
alter Vorkämpfer für die Unabhängigkeit Indonesiens in weiten Teilen des Volkes
beliebt. [. . . ] Spricht gut Deutsch. Ist belesen; interessiert sich für deutsche Litera­

182 PA AA, B 12, 1353. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 231/57 vom 28.2.1957.
183 PA AA, B 12, 1353. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 262/57 vom 7.3.1957.
184 PA AA, B 12, 1357. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 763/59 vom 22.8.1959.
185 PA AA, B 12, 1394. Botschaftsrat Bassler, Jakarta: Schriftbericht Nr. 78/59 vom 21.1.1959.
186 PA AA, B 12, 1357. Botschaftsrat Seeliger, Jakarta: Schriftbericht Nr. 988/60 vom 14.11.1960.
187 PA AA, B 11, 1408. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 825/55 vom 22.9.1955.
188 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 430/56 vom 26.4.1956.
189 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 680/55 vom 29.7.1955.
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tur und Wissenschaft, insbesondere auf dem Gebiet der Soziologie und Geschich­
te. Freundliche, gewinnende Erscheinung, schöne Frau, die auch politisch hervor­
tritt, und zwei Kinder.“¹⁹⁰ Später erscheint Mohammed Hatta in den Berichten Al­
lardts als ein intelligenter und seriöser Staatsmann, dem die Demagogie Sukarnos
fern liegt, „der laute Worte verabscheut und sich als kritisch-nüchterner Geist be­
müht, die Probleme seines Landes zu erfassen und das richtige Rezept [. . . ] für
Indonesien zu finden“.¹⁹¹ Allardt lobte an Hatta insbesondere dessen „umfang­
reiche volkswirtschaftlichen Kenntnisse“; gleichzeitig sei zu bedauern, dass Hat­
ta nicht die Popularität seines Gegenspielers Sukarno besitze.¹⁹² Besonders in der
Zeit nach den indonesischen Parlamentswahlen von 1955 äußerte die Botschaft wie­
derholt den Wunsch und zugleich die schwindende Hoffnung, „die staatserhalten­
den Kräfte“ um Hatta möchten sich am Ende durchsetzen.¹⁹³ Der Bruch zwischen
Sukarno und Hatta Ende 1956, bei dem Letzterer die Vizepräsidentschaft nieder­
legte und dieses Amt unbesetzt blieb, konnte schließlich nicht mehr überraschen:
Hatta sei sich darüber im Klaren, „dass er im Schatten des demagogischen Staats­
präsidenten Sukarno auf die Führung der Nation nur sehr wenig Einfluss ausüben
kann [. . . ]“.¹⁹⁴ Ein Comeback Hattas wurde zwar von der Botschaft immer wieder
für möglich gehalten: Er galt als Mann, „auf den alle mit Sukarno unzufriedenen
Kreise als den Retter aus der Not schauen“.¹⁹⁵ Angesichts des persönlichen Zer­
würfnisses der beiden „Gründerväter“ galt eine Rückkehr Hattas aber als immer
unwahrscheinlicher: „Die Beziehungen zwischen ihm und Sukarno sind völlig ver­
härtet.“¹⁹⁶

Ruslan Abdulgani, Außenminister von 1955 bis 1957, gehört zu den weiteren indo­
nesischen Politikern, die positiv bewertet wurden. Laut Allardt war Abdulgani „einer
der wenigen fähigen sympathischen und gedankenreichen Figuren des hiesigen öf­
fentlichen Lebens“¹⁹⁷, zeichnete sich durch ungewöhnliche „Entscheidungs- undVer­
antwortungsfreudigkeit“ aus und hege gegenüber Außenminister Brentano „freund­
schaftliche Empfindungen“.¹⁹⁸ Einen Prozess gegen Abdulgani wegen einer Korrupti­
onsaffäre, der zu seiner vorübergehenden Absetzung führte, sah Allardt als gezielte
Kompromittierung aus politischen Gründen. Als Abdulgani Anfang 1957 wieder das

190 PA AA, B 11, 1408. Gesandtschaftsrat Böhling, Jakarta: Aufzeichnung vom 15.9.1952.
191 PA AA, B 12, 1350. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1146/57 vom 20.11.1957.
192 PA AA, B 12, 1350. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 107/56 „Präsident Sukarno und
sein Einfluss auf das politische Geschehen in Indonesien“ vom 3.2.1956.
193 PA AA, B 12, 1347. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1159/57 vom 21.11.1957.
194 PA AA, B 12, 1350. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1218/56 vom 28.11.1956.
195 PA AA, B 12, 1353. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 231/57 vom 28.2.1957.
196 PA AA, B 12, 1393. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 287/60 vom 1.4.1960.
197 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 851/56 vom 23.8.1956.
198 PA AA, B 12, 1353. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 4/57 vom 3.11.1957. Der Bericht
wurde auch Hallstein, v. Brentano, Adenauer und Heuss vorgelegt.
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Außenministerium übernahm, berichtete die Botschaft nach Bonn, er sei für das Amt
„sehr geeignet“ und „für uns ein wünschenswerter Partner“.¹⁹⁹

Die positiv-vergleichend herausgestellten Eigenschaften von Nüchternheit, Au­
genmaß und Vernunft bei Sastroamidjojo, Hatta und Abdulgani bildeten ein Gegen­
bild zur negativen Sukarno-Perzeption. Wendet man auf die hier zitierten Schilderun­
gen Sukarnos und seines – angenommenen – Selbstbildes durch Bonner Diplomaten
die bekannte weberianische Typologie von politischer Herrschaft an, kommt Sukarno
dem Idealtypus des charismatischen Herrschers sehr nahe.²⁰⁰ Beobachtungen ameri­
kanischer Diplomaten weisen in die gleiche Richtung.²⁰¹

Die Rolle der Bundesrepublik Deutschland in Indonesien

Zu den relevanten Wahrnehmungen gehört schließlich auch die Art und Weise, wie
deutsche Diplomaten in der Botschaft und Zentrale in Bonn die eigene Rolle in In­
donesien beurteilten. Nicht wenige Papiere enthalten eine – explizite oder implizite –
Selbstbeobachtung. Von dieser Selbstbeobachtung nicht immer klar zu trennen ist die
vermutete Deutschlandwahrnehmung in Indonesien. Diese muss hier insofern etwas
vorsichtiger beurteilt werden, als diese Arbeit ja keinen Zugang zu internen indonesi­
schen Quellen hat: Daher geht es eher um die bundesdeutsche Resonanz der indo­
nesischen Deutschland-Wahrnehmungen als um eine „ungefilterte“ Perzeption des
amtlichen Indonesien. Eine andere, an dieser Stelle nur skizzierbare „Resonanz der
Resonanz“ waren die gelegentlichen indonesischen Beschwerden über die Bericht­
erstattung einiger deutscherMedien. AmSchluss dieses Unterkapitels soll es auchum
dieWahrnehmung der bundesdeutschen Indonesienpolitik durch zwei andere Akteu­
re gehen, nämlich Großbritannien und die DDR.

Das der Indonesienpolitik zugrundeliegende Selbstbild der Bonner Politik und
die dazu passende Kommunikationsstrategie bestand –wie in der gesamten außereu­
ropäischen Welt – in einer Betonung der eigenen Zurückhaltung, die sich bemühte,
auch nur den Anschein von Großmachtpolitik zu vermeiden: Das Auswärtige Amt ließ
etwa die Kontaktpersonen einer gegen Sukarno gerichteten, antikommunistischen
Gegenregierung auf Sumatra 1958 wissen, „die Bundesrepublik sei keine Weltmacht
und könne und wolle nicht Schiedsrichter bei Problemen spielen, die nicht unmittel­
bar ihre Interessen berührten“.²⁰² Die Formel, die Bundesrepublik verfolge im Fernen

199 PA AA, B 12, 1352. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 317/57 vom 28.3.1957. Der
Bericht wurde Hallstein und v. Brentano vorgelegt.
200 Siehe: MaxWeber: Die drei reinen Typen der legitimen Herrschaft, in: Hanke, Max Weber, S. 737.
201 FRUS, 1955–1957, Vol. XII, Doc. 254, S. 422. Botschafter Allison, Jakarta: Telegramm an das State
Department vom 26.8.1957: “Sukarno obviously looks upon himself as the father of the Indonesian
people.”
202 PA AA, B 12, 1350. VLR I Schmidt-Horix: Aufzeichnung vom 28.5.1958. Der in Bonn gegenüber
Referatsleiter Schmidt-Horix auftretende Kontaktmann der sogenannten PRRI-Regierung war der in
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Osten keine machtpolitischen Ambitionen, tritt in vielen Variationen auf. Dass das
Amt ein in der Sache „realistisches“ Verständnis von Außenpolitik hatte, und es
in Indonesien (wie in anderen Teilen Asiens) klare außenwirtschaftliche, deutsch­
land- undweltpolitische Interessen Bonns durchzusetzen galt, wird ebenso eindeutig
ausgedrückt. In einem internen Tätigkeitsbericht formulierte das Südostasienreferat
auch das Motiv, Stabilität zu schaffen: „Die Bundesrepublik sieht es als eine ihrer
vornehmsten Aufgaben an, zur Festigung der staatlichen Struktur und zur Hebung
des Lebensstandards der Völker des asiatischen Raumes einen Beitrag zu leisten.“²⁰³
Dazu kam mit der zunehmenden Entfremdung Indonesiens von anderen westlichen
Ländern eine Verantwortung der Bundesrepublik, die Position des Westens treuhän­
derisch zu vertreten.²⁰⁴

Die betonte außenpolitische Zurückhaltung in fernen Weltregionen ergab sich
natürlich nicht nur aus der Interessenlage, sondern auch aus einem historisch be­
dingten deutschen Macht- und Vertrauensverlust. Die Außenpolitik des wilhelmi­
nischen Deutschland und erst recht diejenige NS-Deutschlands waren für Bonns
Diplomaten – trotz aller personellen Kontinuitäten und eines hin und wieder „wil­
helminisch“ anmutenden Habitus – negative Bezugspunkte.²⁰⁵ Gleichwohl war die
jüngste deutsche Vergangenheit, anders als in den westlichen Ländern und in Osteu­
ropa, in einemLandwie Indonesien keine Bürde. Die Diplomaten der Bundesrepublik
fühlten sich in Indonesien als Repräsentanten eines Landes, demWohlwollen, wenn
nicht sogar hohes Ansehen entgegengebracht wurde: Allgemein habe der deutsche
Name in Asien einen guten Klang.²⁰⁶ Dieses Ansehen gründe sich unter anderem
auf den hervorragenden Ruf deutscher Produkte und den schnellen wirtschaftlichen
Aufstieg nach 1945, der die „jungen asiatischen Nationen“ sehr beeindruckt habe.
Deutschland gelte auch als Land hervorragender kultureller und wissenschaftlicher
Leistungen.²⁰⁷

Es lassen sich drei Motive und Anknüpfungspunkte aus der deutschen Geschich­
te unterscheiden, die in Indonesien im Sinne einer positiven Deutschlandwahrneh­

Indonesien lebende deutsche Arzt Eduard Zwick. Mit seiner Tätigkeit für die Gegenregierung auf Su­
matra beschäftigen sich mehrere Berichte des AA, u. a. PA AA, B 12, 1354. VLR I Schmidt-Horix: Auf­
zeichnung vom 6.3.1958.
203 PA AA, B 12, 1400. VLR I Schmidt-Horix: Entwurf für Tätigkeitsbericht „Der Mittlere Osten und
Südostasien“ vom 15.10.1957.
204 Siehe: PA AA, B 12, 1381. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1224/56 vom 29.11.1956;
PA AA, B 12, 1361. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 606/61 vom 15.6.1961.
205 Etwa PA AA, B 12, 1361. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 606/61 vom 15.6.1961:
„[. . . ] da unsere Kolonialzeit ziemlich vergessen ist und wir trotz der wilhelminischen und hitleristi­
schen Epochen im Allgemeinen nicht als Imperialisten hier gelten.“
206 PA AA, B 12, 1400. VLR I Schmidt-Horix: Entwurf für Tätigkeitsbericht „Der Mittlere Osten und
Südostasien“ vom 11.10.1958.
207 PA AA, B 12, 1400. LR I Schmidt-Horix: Tätigkeitsbericht „Der Mittlere Osten und Südostasien“
vom 15.10.1957.
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mungwirkten.²⁰⁸ Erstens die vielfach zitierte „koloniale Unverdächtigkeit“. Den post­
kolonialen indonesischenEliten schien diese „Unbelastetheit“ der Deutschen eineArt
Gütesiegel zu sein, da die prägende Erfahrung der indonesischen Führungsschicht
der Unabhängigkeitskrieg gegen eine halsstarrige Kolonialmacht gewesen war. Gera­
de das Fehlen einer kolonialen Vergangenheit der Bundesrepublik in Südostasien –
Botschafter Mirbach sprach treffender von der „vergessenen Kolonialzeit“²⁰⁹ Deutsch­
lands – war also, etwas paradox, eine nutzbare Ressource, um in Indonesien Einfluss
zu nehmen. Von dieser Ressource konnte freilich auch die DDR profitieren, zumal sie
keine Rücksicht auf die Interessen westeuropäischer Länder in Asien nehmenmusste.

Das zweite Motiv, der rasche Aufstieg aus den Trümmern des Zweiten Weltkrie­
ges, war hingegen ein genuin westdeutsches Phänomen. Die Aufbauleistung, die da­
bei gemachten Erfahrungen und die dadurch geschaffenen Ressourcen – vor allem
die Schaffung einer weltweit aktiven Exportwirtschaft nur wenige Jahre nach dem
völligen Zusammenbruch – machten die Bundesrepublik vor allem für indonesische
Wirtschaftsfachleute zu einem interessanten Partner. Das „Wirtschaftswunder“ galt
schon Mitte der fünfziger Jahre als imponierend. Nach Indonesien gelangten offen­
bar auch übertriebene Vorstellungen vom Reichtum der Bundesrepublik, wonach die
Westdeutschen „noch begüterter seien als die Amerikaner“.²¹⁰

Ein drittes, meist unausgesprochenes Motiv war sehr viel heikler als die beiden
vorgenannten. Da der von Hitler-Deutschland begonnene Weltkrieg als unbeabsich­
tigte Nebenfolge die Entkolonialisierung beschleunigt hatte, erfreute sich auch dieser
Teil der deutschen Geschichte in Indonesien eines gewissen Wohlwollens. Dieser Um­
stand wurde von Bonns Diplomaten gelegentlich angedeutet, aber nur selten explizit
beschrieben oder gar als Ressource politischer Kommunikation verwendet.²¹¹

208 Dazu allgemeiner: Frey, Dekolonisierung, S. 187.
209 PA AA, B 12, 1361. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 606/61 vom 15.6.1961.
210 PA AA, B 12, 1365. Pressereferent Weiss, Jakarta: Aufzeichnung „Die politische Öffentlichkeitsar­
beit in Indonesien“ (ohne exaktes Datum, 1961 entstanden).
211 Eindeutig angesprochen wird dieses Motiv 1965 in einem persönlichen Bericht des Botschafters
Werz an Außenminister Schröder, siehe ACDP, 01-483-290/2. Botschafter Werz, Jakarta: Aufzeichnung
für Bundesminister Schröder vom 30.12.1965: „Währendmeiner Tätigkeit in Buenos Aires, Madrid und
Kolumbien und ebenso in Südostasien, habe ich mit Überraschung festgestellt, welch’ hohes Maß an
Achtung Deutschland trotz oder vielleicht wegen des verlorenen Krieges genießt. Die Siege der deut­
schen Truppen, die Namen der einzelnen Heerführer sind überall noch in Erinnerung. Dass all’ dies
mit einer fürchterlichen Niederlage endete, scheint keine Rolle zu spielen, ja uns eher Sympathien
einzubringen. Seltsamerweise verblassen demgegenüber auch alle Greueltaten, die im deutschen Na­
men durch Deutsche begangen wurden. Hinzu kommt im Falle Indonesien, dass die Indonesier uns
zwar nicht direkt ihre Unabhängigkeit zu verdanken haben, dass wir aber doch durch den von uns
begonnenen Zweiten Weltkrieg dafür kausal geworden sind. Ohne uns würden wahrscheinlich die
Holländer immer noch Indonesien beherrschen. Wir können dafür sicher keinen Dank erwarten, aber
unterschwellig mag bei manchen Indonesiern, die ihre Freiheit sehr hoch einschätzen, doch ein ge­
wisses Dankgefühl mitschwingen, das Sukarno auch veranlasst, Hitler jeweils mit einem gewissen
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Bei all dem sollte berücksichtigt werden, dass das Bild von den damals noch sehr
jungen politischen Systemen „Bundesrepublik“ und „DDR“ zwar analytisch von dem
allgemeineren indonesischen Bild Deutschlands als historisch-kultureller Nation un­
terschieden werden kann, diese Wahrnehmungen in der Praxis jedoch ineinander
übergingen. Der stellvertretende Ministerpräsident Leimena teilte dem deutschen
Botschafter hierzu mit, es sei „für einen Indonesier so gut wie ausgeschlossen“, sich
in der Frage der Anerkennung oder Nicht-Anerkennung der DDR „eine eigene Mei­
nung zu bilden“.²¹² Dies klang insofern überzeugend, da es aus indonesischer Sicht
gewiss näherliegendere Probleme gab als die deutsche Teilung; zudem konnte man
sich so gegen das Drängen beider Seiten absichern, deutschlandpolitisch Farbe zu
bekennen.

Eine Aufzeichnung des Auswärtigen Amts fasst die amtliche Beurteilung der ei­
genen Position in Indonesien zusammen: „Die Bundesrepublik Deutschland erfreut
sich unter den europäischen Nationen unbestreitbar der größten Sympathien, da sie
trotz ihres vorbehaltlosen Bekenntnisses zumWesten weder mit dem schärfstens be­
kämpften Kolonialismus noch mit der nicht minder verrufenen ‚militanten Blockbil­
dung‘ identifiziert wird.“²¹³ Botschafter Allardt folgerte 1956 aus der historischen wie
gegenwartsbezogenen „kolonialen Unbelastetheit“ sogar, dass die bundesdeutschen
Beziehungen „zu den jungen Nationen einen casus sui generis“ darstellten.²¹⁴ Bonn,
so Allardt, könne in Indonesien „eine besonders dankbare Aufgabe“ wahrnehmen.²¹⁵
Hallstein drahtete bei seinem Jakarta-Aufenthalt 1957 nach Bonn: „Von allem Deut­
schen spricht man mit besonderer Anerkennung.“²¹⁶ Sukarno rühmte im April 1961
die Bundesrepublik Deutschland als eines der wichtigsten Länder der Welt.²¹⁷ In ei­
nem Telegramm an Karl Carstens ging Georg Ferdinand Duckwitz, der spätere Staats­
sekretär Willy Brandts, 1961 von der eigenen Popularität als objektivem Zustand aus:
„In Anbetracht der Tatsache, dass von allen westlichen Staaten die Bundesrepublik

Wohlwollen zu zitieren. Wir können also davon ausgehen, dass hier wie auch in anderen Ländern
Südostasiens die Deutschen beliebt oder wenigstens weniger unbeliebt sind als andere Weiße. Für
die Hauptaufgabe unserer Politik, die Wiedervereinigung Deutschlands, ist damit eine günstige Aus­
gangsposition vorhanden, für den besonderen Fall der Verteidigung unserer Position gegenüber den
eifrigen Bestrebungen der sowjetisch besetzten Zone, ihre hiesige Position zu bessern, allerdings nur
bedingt. Denn auchdie Zonenvertreter können von der positiven Einstellung Indonesiens zu Deutsch­
land ausgehen und daraus Kapital schlagen.“
212 PA AA, B 12, 1363. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1043/57 „Gedanken zur Ausge­
staltung der deutsch-indonesischen Beziehungen“ vom 17.10.1957.
213 PA AA, B 12, 1363. Abteilung 7: Aufzeichnung über Indonesien vom 22.9.1956.
214 PA AA, B 12, 1358. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1211/56 „Vertretung der deut­
schen Presse in Südostasien“ vom 28.11.1956; PA AA, B 11, 1408. In fast gleichlautenden Worten: Bot­
schafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 835/55 vom 22.9.1955.
215 PA AA, B 12, 1352. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 430/56 vom 26.4.1956.
216 PA AA, B 1, 114. Staatssekretär Hallstein, z. Zt. Jakarta: Drahtbericht Nr. 9 vom 7.2.1957.
217 PA AA, B 12, 1365. Meldung Nr. 0504-017 der Nachrichtenagentur PIA, unter Az.: 709-82.03/92.16.
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das größte Ansehen in Indonesien genießt und daher über gewisse Einwirkungsmög­
lichkeiten verfügt [. . . ].“²¹⁸ Es ließen sich viele weitere Beispiele für das echte oder ver­
mutete „große Ansehen“ Deutschlands zitieren und auch für die Rolle der deutschen
Sprache in Indonesien.²¹⁹

Ein Spezialfall unter den Perzeptionen der bundesdeutschen Indonesienpolitik
sind die Wahrnehmungen innerhalb des Auswärtigen Dienstes. Die Zentrale in Bonn
beobachtete routinemäßig die Arbeit der Botschaft in Jakarta und diesewiederum das
Handeln der Zentrale. Ein Prüfungsbericht der Zentrale stellte im Juni 1956 fest, die
Botschaft Jakarta arbeite „fast zu viel“ und habe „eher zu viele als zu wenige Kontak­
te“. Helmut Allardt führe ein straffes Regiment; Absicht der Botschaft sei es offenbar,
„möglichst umfassend und laufend“ zu berichten; die Zahl der Berichte – pro Monat
rund 100Stück–könne„etwas eingeschränktwerden“.²²⁰ IndieumgekehrteRichtung
monierte Allardt, ohne dieses Wort zu verwenden, einen gewissen „Ökonomismus“
der Bonner Indonesienpolitik, der unsensibel für die nicht-materiellen Bedürfnisse in
Indonesien sei:

„Wir hingegen geben uns häufig der Illusion hin, dass die Beziehungen zwischen Deutschland
und Indonesien nur aus Warenlieferung und Warenabnahme, verbunden mit Übernahme von
Kreditgarantien, bestehen, ohne viel Rücksicht darauf zu nehmen, dass die freundschaftlichen
Empfindungen, die man hier den Deutschen [. . . ] entgegenbringt, behutsam gepflegt und die
zahlreichen Minderwertigkeitskomplexe einer jungen farbigen Nation verständnisvoll berück­
sichtigt werdenmüssen. [. . . ] Wir verlangen zwar, dass Indonesien den deutschen Standpunkt in
der Frage derWiedervereinigungundderNichtanerkennungderDDR akzeptiert, undwir drohen,
gestützt auf unser stärkeres Wirtschaftspotenzial, mit Repressalien und Abbruch der Beziehun­
gen, ohne uns der Dürftigkeit solcher Argumentation oder des Umstands bewusst zu sein, dass
wir zum Kampf gegen den Kommunismus und um die deutsche Wiedervereinigung auch Asien
brauchen und er hier sicherlich nicht nurmit Handelsstatistiken gewonnen werden kann. Es wä­
re auch ein Irrtum, anzunehmen, dass freundliche Beziehungen mit einem Staat wie Indonesien
etwa mit der Abgabe bedeutender Kredite oder Unterstützungen à fonds perdu gleichzusetzen
sind. Bekanntlich haben die Amerikaner mit der Methode, Freundschaft gegen Dollars einzu­
kaufen, vor allem in Asien deprimierend schlechte Erfahrungen gemacht. Geschenke verstärken
im Allgemeinen bei den Beschenkten das Gefühl der Unterwertigkeit [. . . ].“²²¹

218 PA AA, B 12, 1371. Ministerialdirektor Duckwitz, z. Zt. Colombo: Drahtbericht Nr. 20 an Staatsse­
kretär Carstens vom 5.2.1961.
219 ZumBeispiel deutscheDiplomatenausLondon: „Wie ich von indonesischer Seite erfahre,werden
als wichtigste diplomatische Vertretungen Indonesiens folgende – wenn auch nicht in dieser Reihen­
folge – angesehen: New Delhi, Peking, Washington, London, Bonn und Moskau.“ PA AA, B 11, 1409.
Diplomatische Vertretung London: Schriftbericht Nr. 1429/54 vom 27.1.1954.
220 PA AA, B 12, 1363. AA: Prüfungsbericht Jakarta vom 4.6.1956.
221 PA AA, B 12, 1363. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1043/57 „Gedanken zur Ausge­
staltung der deutsch-indonesischen Beziehungen“ vom 17.10.1957. Der Bericht wurde auch Hallstein
und v. Brentano vorgelegt.
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Auch Allardts Nachfolger Dietrich Freiherr vonMirbachmahnte die AA-Zentrale, man
dürfe nicht in Passivität verfallen undmüsse Verständnis für indonesische Positionen
bekunden.²²²

Unverstanden oder böswillig missverstanden fühlten sich indonesische Regie­
rungskreise – die häufig des Deutschen mächtig waren – wiederholt von der west­
deutschen Presse. Die indonesische Resonanz auf die Indonesien-Wahrnehmung
deutscher Medien fiel entsprechend kritisch aus: Der Informationsdienst der indone­
sischen Botschaft in Bonn beklagte Ende 1957 eine verzerrte, negative Indonesienbe­
richterstattung. Ein Fernsehbericht habe den Eindruck entstehen lassen, „Indonesien
sei ein von Kannibalen bewohntes, unkultiviertes Land“ und ein „Land von Amokläu­
fern“: Sukarno sei „fast nur mit verzerrtem Gesicht und in wilder Rednerpose zu se­
hen“ gewesen. Die Botschaft wies darauf hin, dass sogar zahlreiche deutsche Anrufer
und Briefeschreiber beim indonesischen Generalkonsulat in Hamburg ihr Missfallen
über die Berichterstattung durch das deutsche Fernsehen bekundet hätten.²²³ Auch
Allardt und Randow kritisierten die dramatisierende, „verantwortungslose Bericht­
erstattung“²²⁴ bestimmter Medien über Indonesien sowie die kritiklose, einseitige
Übernahme tendenziöser Meldungen über Indonesien aus niederländischen, briti­
schen und australischen Medien.²²⁵

Das Thema, wie Beobachter aus dritten Staaten die westdeutsche Rolle in Indo­
nesien perzipierten, kann mangels Quellen nur umrissen werden. Es soll hier um die
Beobachtungen zweier Akteure gehen: einmal um die Wahrnehmung britischer Di­
plomaten, zum anderen umden Blick von DDR-Emissären auf ihren Hauptgegner und
auch auf die eigene Rolle.

Die historisch größte Kolonialmacht hatte einen sehr selbst- und traditionsbe­
wussten auswärtigen Dienst mit langer Erfahrung in Asien. Der britische Blick auf
die Asien- und Indonesienpolitik der neugegründeten Bundesrepublik hatte daher
auch etwas von der Sicht des Etablierten auf einen Newcomer. Allgemein waren vie­
le britische Beobachter beeindruckt von der raschen deutschen „Rückkehr“ auf die
außereuropäische Bühne, insbesondere im außenwirtschaftlichen Gebiet. Die Londo­
nerTimes schrieb 1956: „KeinLandhat sichbesser derwirtschaftlichenKonsequenzen
und Chancen der asiatischenRevolution bedient alsWestdeutschland. Die Deutschen
bedurften keines Nehru oder Sukarno, um die neue Bedeutung Asiens zu begreifen.
Überall haben ihre Handelsvertreter das Ende des Kolonialismus ausgenutzt.“²²⁶ Wie

222 PA AA, B 12, 1361. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 606/61 vom 15.6.1961.
223 PA AA, B 12, 1358. Informationsdienst aus Indonesien. Herausgegeben von der Informationsab­
teilung der Botschaft der Republik Indonesien. Ausgabe Nr. 1/V vom Januar 1958.
224 PA AA, B 12, 1350. Botschaftsrat v. Randow, Jakarta: Schriftbericht Nr. 324/57 vom 28.3.1957.
225 PA AA, B 12, 1358. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1211/56 „Vertretung der deut­
schen Presse in Südostasien“ vom 28.11.1956; PA AA, B 12, 1354. Botschafter Allardt, Jakarta: Schrift­
bericht Nr. 224/58 „Deutsche Presse über Indonesien“ vom 7.3.1958.
226 Zitiert nach: Der Spiegel, 6.6.1956, S. 30.
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schwierig das Verhältnis zwischen London und Bonn im Falle des Nahen Ostens war,
hat Berggötz in seiner Untersuchung zur Nahostpolitik der Adenauerzeit gezeigt.²²⁷
Unter anderem, weil die Bundesrepublik schon Ende der fünfziger Jahre Großbritan­
nien in allen ökonomischen Leistungsindikatoren übertroffen hatte, sahen britische
Diplomaten- und Wirtschaftskreise die (West-)Deutschen als unliebsame Konkurren­
ten in den arabischen Staaten, in der Türkei und im Iran. Das ForeignOfficehatte einen
sehr kritischen Blick auf die Bonner Außenwirtschaftspolitik und verfolgte zeitweise
eine Art Obstruktionstaktik dagegen. Berggötz nennt Großbritannien sogar einen „ne­
gativen Bestimmungsfaktor“ der Bonner Nahostpolitik.²²⁸ In Indonesien war dies –
zumindest vor der Malaysia-Krise ab 1963 – nicht der Fall. Trotz gewisser Besorgnisse
britischer Geschäftsleute sah das Foreign Office das Engagement der Bundesrepublik
in Indonesien im Zusammenhang der globalen Blockkonfrontation grundsätzlich po­
sitiv: “[. . . ] the Federal Government [die deutsche Bundesregierung] is concerned, as
we are, to keep the Indonesians on the right side of the fence.”²²⁹

1956 sah die britische Botschaft in Bonn den erwähnten Topos „kolonialer Un­
verdächtigkeit“ als eine den Deutschen angenehme Vorstellung über ihre Stellung
in Asien, derer sich Sukarno bediene: “Sukarno was quick to seize on the Germans’
own favourite belief about their position in Asia, namely, that Germany is not viewed
with suspicion because she has no colonial associations.”²³⁰ Indonesischen Beteue­
rungen, die Bundesrepublik sei in einer „favourable position“, da sie nicht denMalus
einer kolonialen Vergangenheit hatte, notierten britische Diplomaten auch an ande­
rer Stelle.²³¹ BritischeGeschäftsleute bemerkten die angeblich starke bundesdeutsche
Betriebsamkeit in Indonesien.²³²

Die DDR-Diplomatie war insofern ein geradezu polarer Gegensatz zum britischen
Foreign Service, als sie kaum auf institutionelle und personelle Erfahrung bauen
konnte. Vorrangige Aufgabe der Abgesandten Ost-Berlins war es, die Isolation des
kleineren deutschen Staates zu durchbrechen. Bemerkenswert am Schriftverkehr
des DDR-Außenministeriums ist die Abwechslung zwischen der verbindlichen mar­
xistisch-leninistischen Geschichtsphilosophie, deren formelhafte Sprache auch in
eher nebensächliche Tatsachenberichte eindrang, und der gelegentlich ebenso an­
zutreffenden nüchternen Betrachtung über die Grenzen der eigenen Möglichkeiten.
Die Tätigkeit der Diplomaten Ost-Berlins bewegte sich zwischen „Klassenauftrag“

227 Berggötz, Nahostpolitik, S. 252, 258–266.
228 Ebenda, S. 266.
229 TNA-PRO, FO 371, 160525. Botschafter Steel, Bonn: Bericht Nr. 143 an das Foreign Office vom
11.7.1961.
230 TNA-PRO, FO 371, 124530. Botschaft des Vereinigten Königreichs Bonn: Bericht Nr. 214 an das
Foreign Office vom 9.7.1956.
231 TNA-PRO, FO 371, 160525. Botschafter Steel, Bonn: Bericht Nr. 143 an das Foreign Office vom
11.7.1961.
232 TNA-PRO, FO 371, 135888. Schreiben von L. F. Nutell an J. Doyle vom 13.11.1958.
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und Realpolitik. Die Notwendigkeit einer völkerrechtlichen Anerkennung der DDR
wurde gewissermaßen altruistisch begründet: „Im Kampf gegen die Gefährdung des
Friedens durch die aggressive Politik des westdeutschen Militarismus und Imperia­
lismus dient jede Stärkung der Deutschen Demokratischen Republik der Festigung
der internationalen Sicherheit und liegt darum auch im Interesse aller friedlieben­
den Staaten Europas und Asiens.“²³³ Andererseits formulierte man als einen Aspekt
der DDR-Indonesienpolitik auch die „Versorgung der Wirtschaft der DDR mit wichti­
gen Rohstoffen und Konsumgütern sowie [den] Absatz industrieller Produkte unserer
Volkswirtschaft“.²³⁴ An anderer Stelle werden diese Ziele nahezu wortgleich dem
„westdeutschen Imperialismus“ zugeschrieben.²³⁵

Grundsätzlich fühlten sich die Vertreter des SED-Regimes in Indonesien ebenso
willkommenwie ihrewestdeutschen„Kollegen“. TrotzdemmusstedieDDR-Vertretung
in regelmäßigen Abständen vermelden, dass die Bereitschaft des offiziellen Jakarta
zur Verbesserung der Beziehungen mit Ost-Berlin nur so weit reichte, als dabei „keine
Benachteiligung der Beziehungen Indonesiens zu Westdeutschland eintritt“. Die in­
donesischeRegierung sei gewillt, „daswestdeutsche Industriepotenzial bei der Indus­
trialisierung ihres Landes zu nutzen“ – daher werde die Anerkennung der DDR, trotz
vorhandener Sympathien, nachrangig behandelt.²³⁶ Kritisiert wurdemangelndes und
falsches Bewusstsein der Indonesier: „Die aggressive Rolle unddie tatsächliche politi­
sche Situation inWestdeutschland sind in Indonesien weitgehendst [sic!] unbekannt.
Von indonesischer Seite wird Westdeutschland als eine antikoloniale Macht betrach­
tet.“²³⁷ Die Bonner Regierung und die „hinter ihr stehenden westdeutschen Konzer­
ne“ versuchten zunehmend, „die demokratische Entwicklung“ Indonesiens aufzuhal­
ten.²³⁸ Auch begännen die „Industrie- und Bankenmonopole“ der Bundesrepublik,
aus dem niederländisch-indonesischen Konflikt umWestirian Vorteile zu ziehen; Ziel
sei es, die bisher von niederländischen Unternehmen eingenommenen Stellungen zu

233 PA AA, MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 008–010, hier Bl. 008. Aide Memoire (ohne Verfasser und
Datum).
234 PAAA,MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 021. Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten: Aufzeich­
nung „Die Beziehungen der DDR zur Republik Indonesien“ vom 27.12.1957 (ohne Verfasser).
235 PA AA, MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 295–298, hier Bl. 295. Ministerium für Auswärtige Angele­
genheiten: Aufzeichnung „Die Beziehungen Westdeutschlands zu Indonesien“ (ohne Verfasser und
Datum).
236 PA AA, MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 092–114, hier Bl. 102, 114. Hauptabteilung III: „Informatio­
nen über Indonesiens Beziehungen zu beiden deutschen Staaten undHaltung zur Deutschlandfrage“
(ohne Verfasser und Datum).
237 PA AA,MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 295–298, hier Bl. 295, 298. Ministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten: Aufzeichnung „Die BeziehungenWestdeutschlands zu Indonesien“ (ohne Verfasser und
Datum).
238 PA AA, MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 092–114, hier Bl. 097. Hauptabteilung III: „Informationen
über Indonesiens Beziehungen zu beiden deutschen Staaten undHaltung zur Deutschlandfrage“ (oh­
ne Verfasser und Datum).
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übernehmen. Der DDR-Diplomatie wachse die Aufgabe zu, diese fatale westdeutsche
Rolle in Indonesien zu demaskieren.²³⁹ Knapp vier Jahre nach der Eröffnung eines
DDR-Handelsbüros in Jakarta fasste ein Bericht des DDR-Außenministeriums zusam­
men, was erreicht wurde und was noch zu erreichen sei:

„Insgesamt kann man feststellen, dass die Kontakte zwischen unseren beiden Staaten im Jahre
1957 gefestigt und vertieft wurden. Diese Darstellung darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,
dass bei der Bevölkerung Indonesiens und insbesondere bei Regierungskreisen noch Illusionen
hinsichtlich des Charakters des westdeutschen Staates und auch der Politik der SPD bestehen.
Auf Grunddessen ist dieHerbeiführung einerVeränderung derHaltung der indonesischenRegie­
rung zur DDR vor allem von folgenden Faktoren abhängig: 1. Vom Sieg der fortschrittlichen Be­
wegung in Indonesien über die reaktionären Kräfte 2. Von der Entlarvung des imperialistischen
Charakters der Politik der Bundesrepublik und der Rolle, die die SPD-Führung in diesem Zusam­
menhang spielt 3. Von der Fähigkeit der DDR, Indonesien auf wirtschaftlichem und kulturellem,
besonders auf wissenschaftlichem Gebiet, Hilfe zu leisten.“²⁴⁰

Bei aller gegenseitigenFeindschaft stimmtendiedeutschenDiplomaten ausBonnund
Ost-Berlin dahingehend überein, die führenden Kreise Indonesiens seien leichtgläu­
big und machten sich Illusionen: Insbesondere seien sie sich nicht im Klaren über
den sinisteren Charakter des jeweils anderen Teils von Deutschland. Aus Bonner Sicht
verkannten die Indonesier das Böse imKommunismus, aus Ost-Berliner Sicht die „Ge­
fährlichkeit des westdeutschen Imperialismus und Neokolonialismus“.²⁴¹

3 Nach 1955: Politisierung der Indonesienpolitik?

1955 als zweifache Zäsur: Deutsche Rückkehr auf die internationale Bühne –
Indonesien als Akteur der Weltpolitik?

1955 erlebten sowohl die Bundesrepublik Deutschland als auch die Republik Indo­
nesien außenpolitische Zäsuren. Das Inkrafttreten des Deutschlandvertrages, der
NATO-Beitritt der Bundesrepublik, Adenauers Moskau-Reise mit der Aufnahme diplo­
matischer Beziehungen zur UdSSR und die daran anschließende Festlegung auf die
Hallstein-Doktrin wurden in Kapitel II.1 dargestellt. Infolge der vom Kreml nunmehr
propagierten deutschlandpolitischen „Zwei-Staaten-Theorie“ und Chruschtschows
neu erwachtem Interesse an den dekolonisierten Ländern begann auch Ost-Berlin ab

239 PA AA, MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 295–298, hier Bl. 295. Ministerium für Auswärtige Angele­
genheiten: Aufzeichnung „Die Beziehungen Westdeutschlands zu Indonesien“ (ohne Verfasser und
Datum).
240 PA AA, MfAA, A 9363, Mikrofiche Bl. 020. Hauptabteilung II/2: Bericht „Entwicklung der Bezie­
hungen der DDR zu Indonesien“ vom 27.12.1957 (z. T. wortgleich: HA II/2, Bericht vom 23.1.1957 über
den Stand der Beziehungen im IV. Quartal 1957, ebenfalls in A 9363).
241 PA AA, MfAA, A 16129. Generalkonsul Gahlich, Jakarta: Aktenvermerk vom 6.9.1962.
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1955, die „DritteWelt“ als neue Front der globalen Systemkonkurrenz zu entdecken. Es
wurden erstmals DDR-Regierungsmitglieder auf Reisen in Länder außerhalb der kom­
munistischen Staatenwelt geschickt: DDR-Handelsminister Heinrich Rau besuchte im
Herbst 1955 Indien und Ägypten.²⁴²

Doch die Hallstein-Doktrin sicherte bis auf Weiteres die weitgehende internatio­
nale Isolierung der DDR. Bonns Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Jugo­
slawien infolge der Belgrader Anerkennung der DDR im Oktober 1957 wurde auch in
Indonesien aufmerksam beobachtet. Sowohl die jugoslawische als auch die bundes­
deutsche Botschaft sandten Noten an das Außenministerium in Jakarta, in dem sie ih­
re Positionen darlegten. Dies führte zu zwei Sitzungen des indonesischen Kabinetts,
bei denen deutschlandpolitische Fragen diskutiert wurden. Die Botschaft brachte in
Erfahrung, dass sich Teilnehmer „recht aggressiv über die deutsche Reaktion auf die
jugoslawische Anerkennung der DDR geäußert“ hätten und der Meinung seien, „der
Abbruchder Beziehungen sei ein typischer an kolonialistische Zeiten erinnernder Ver­
such, dritten Staaten Vorschriften über ihre internen Angelegenheiten zumachen“.²⁴³
Es sei der Vorschlag im Raum gestanden, die afro-asiatischen Staaten sollten darauf
„scharf reagieren“; andere Teilnehmer hätten Verständnis für die bundesdeutsche Po­
sition bekundet und geäußert, die Bundesrepublik und Indonesien säßen „im glei­
chenBoot“. Das indonesischeKabinett beschloss, bei derNicht-AnerkennungderDDR
zu bleiben.²⁴⁴

Seit der Bandung-Konferenz 1955 war Sukarno zum ständigen Kommentator des
internationalen Geschehens geworden, vomdemdie deutsche Frage einwichtiger Teil
war. Hallstein-Doktrin undBandung-Konferenz hatten zwar prima faciewenigmitein­
ander zu tun: Im einen Falle erdachten Juristen einer deutschen Behörde ein völker­
rechtliches und zugleich interessenpolitisches Instrument, damit der demokratische
Teil den undemokratischen Teil Deutschlands isolieren könne. Im anderen Falle tra­
fen sich die afrikanischen und asiatischen Staaten, um darüber zu beraten, wie eine
neuerliche Abhängigkeit von den stärkeren Staaten zu vermeiden sei. Jedoch waren
es die bündnisfreien und dekolonisierten Staaten, in denen es bei der internationa­
len Etablierung oder Nicht-Etablierung der DDR, je nach Perspektive, am meisten zu
gewinnen oder zu verlieren gab. Mitte der fünfziger Jahre standen hierbei die asia­
tischen und arabischen Staaten im Vordergrund, da Afrika südlich der Sahara noch
kaum dekolonisiert war und die lateinamerikanischen Staaten unter dembestimmen­
den Einfluss der USA standen.

Adenauer hat dem indischen Premierminister Nehru gegenüber geäußert, „dass
meine Kenntnisse über die asiatischen Probleme nicht allzu tief seien“.²⁴⁵ Doch so­

242 Spanger, Staaten, S. 161–164.
243 PA AA, B 12, 95. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1077/57 „Indonesische Reaktion
auf den Abbruch der Beziehungen mit Jugoslawien“ vom 28.10.1957.
244 Ebenda.
245 Adenauer, Erinnerungen, Bd. 3, S. 182.
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wohl die Bandung-Konferenz als auch seine Moskau-Reise vom September 1955 hat­
ten die Asienwahrnehmung des Bundeskanzlers beeinflusst.²⁴⁶ Während desMoskau-
Besuchs sprach Adenauer mit Chruschtschow über die allgemeine Weltlage. Die hier
von Chruschtschow angeblich geäußerten Sorgen vor China machten einen langan­
haltenden Eindruck auf Adenauer.²⁴⁷ Ob der sowjetische Parteichef wirklich etwas
Derartiges gesagt hatte oder ob der Bundeskanzler nichtÄußerungenChruschtschows
im Lichte seines eigenen China-Bildes (über-)interpretiert hatte, muss hier offenblei­
ben.²⁴⁸ Auf jeden Fall ließ Adenauer der Gedanke nicht los, dass ein sino-sowjetischer
Konflikt wahrscheinlich sei und dass eines Tages der chinesische Druck auf die So­
wjetunion hinreichend stark werden könnte, um die Kreml-Herren zu Konzessionen
in Europa zu zwingen.²⁴⁹ Eine wichtige Rolle bei Adenauers Einschätzung des sino-
sowjetischen Verhältnisses spielte das von ihm schon vor der Moskau-Reise gelesene
Buch Grenzen der Sowjetmacht (1954) des österreichischen Internisten Wilhelm Star­
linger, der von 1945 bis 1953 in sowjetischer Gefangenschaft gewesen war.²⁵⁰ In der
westdeutschen Öffentlichkeit wuchs mit der Genfer Indochina-Konferenz von 1954
und der Bandung-Konferenz 1955 das Bewusstsein für die steigende Bedeutung Asi­
ens. Sie fand ihrenNiederschlag in der Erscheinung entsprechender Schriften auf dem
Büchermarkt, so das Buch Die Stunde Asiens (1955) von Wolf Schenke, eines publizis­
tisch sehr aktiven „Neutralisten“mit nationalsozialistischer Vergangenheit und guten
Kontakten in verschiedene politische Lager.²⁵¹ Wenngleich Schenke mit seinen Vor­
stellungen einer europäisch-asiatischen „großen Friedensfront“²⁵² eine Außenseiter­
position vertrat, erwarteten Adenauer und andere außenpolitische Akteure der Bun­
desrepublik zumindest eine Auswirkung vonVorgängen in Asien auf Europa.Dies galt
umso mehr, als Chruschtschow und die DDR um 1955 die dekolonisierte Welt als neu­
es Betätigungsfeld entdeckten.²⁵³ ImMärz 1955 hatte Adenauer einem gewissen David

246 Ebenda, Bd. 2, S. 451.
247 Ebenda, Bd. 2, S. 528 f. Vgl. auch: ebenda, Bd. 3, S. 188: „Ich wies [den indischen Ministerprä­
sidenten Nehru] darauf hin, dass Chruschtschow mir gegenüber sehr klar seine Sorge wegen China
geäußert hätte.“
248 Dazu: Kilian, Moskau, S. 141–144.
249 Schwarz, Adenauer 1952–1967, S. 221 f., 731. Zu Adenauers China-Wahrnehmung ausführlich:
Troche, Ostasienpolitik, S. 59–79. Adenauer erwähnte in Besprechungen diesen Aspekt seines „Dat­
scha-Gesprächs“ mit Chruschtschow so häufig, dass der Dolmetscher Hermann Kusterer in seinen
Protokollen nur noch das Kürzel „Mosk 55“ dafür verwendete, ohne das von Adenauer jeweils Gesagte
mitzuschreiben, vgl. Troche, Ostasienpolitik, S. 62.
250 Starlinger erwartete, der von China ausgehende Bevölkerungsdruck auf den sowjetischen Fer­
nen Osten werde „früher oder später ohne Rücksicht auf eine scheinbar gleiche Ideologie China und
Russland gegeneinander stellen“, wodurch „sich eine totale Veränderung der großpolitischenWeltla­
ge ergeben“werde. Die UdSSRmüsse in Europa „Rückendeckung“ sichern angesichts der „drohenden
Überrollung“ aus Ostasien, vgl. Starlinger, Sowjetmacht, S. 119 f.
251 Schenke, Stunde Asiens; siehe auch: Gallus, Neutralisten, S. 195–203, 287–295.
252 Zitiert nach: Gallus, Neutralisten, S. 198.
253 Gray, Hallstein Doctrine, S. 399; Scholtyseck, DDR, S. 17.
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Lancashire, der in Neu-Delhi ansässig war und den Kanzler brieflich nach seiner Ein­
schätzung der weltpolitischen Rolle Indiens gefragt hatte, geschrieben:

„Ich glaube, dass schon inwenigen Jahren Indien imweltpolitischen Geschehen eine große Rolle
spielen wird. Das Gleiche gilt meines Erachtens auch für Indonesien, das, wie ich gehört habe,
sehr stark kommunistisch infiltriert ist. Sicher ist die Zusammenkunft der selbstständigen Länder
Asiens und Afrikas ein Ereignis von sehr großer geschichtlicher Bedeutung. Ich kann mich aber
nicht des Bedenkens entschlagen, dass der Versuch eines zu schnellen Fortschrittes zu Rück­
schlägen führen muss.“²⁵⁴

So war es kein Zufall, dass mit Sukarno und Nehru zwei der wichtigsten Politiker der
afro-asiatischen und bündnisfreien Welt 1956 nach Bonn kamen.²⁵⁵ Die Initiative, Su­
karno auf der Reise auch die Bundesrepublik besuchen zu lassen, war gleichwohl zu­
erst von indonesischer Seite ausgegangen. Der indonesische Staatschef absolvierte
1956 ein intensives Reiseprogrammmit einer großen West- und einer großen Ostreise.
Die Bundesrepublik war die letzte Station seiner Westreise, die ihn zuvor in die Ver­
einigten Staaten, nach Kanada, Italien, in die Schweiz und zu Papst Pius XII. geführt
hatte.²⁵⁶

IndonesischeOffiziellehattengegenüberBotschafterAllardt durchblicken lassen,
dass Sukarno nicht nur für Indonesien werben wollte, sondern auch per Augenschein
das westlich-marktwirtschaftliche mit dem östlich-kommunistischen System verglei­
chenwollte. Allardt riet dringend, SukarnosWunschnach einer Einladung zu entspre­
chen.²⁵⁷ Von einem Sukarno-Besuch sei der „größte Nutzen“ zu erwarten, gerade weil
Sukarno im Anschluss kommunistische Länder besuchen werde. Am 25. April 1956
wurde die Einladung für den Juni des gleichen Jahres überreicht.²⁵⁸ Allardt betonte,
die Weltreise Sukarnos – nach dessen eigenen Worten eine „Entdeckungsfahrt“ – ste­
he in wesensmäßigen Zusammenhang mit dem seit der Bandung-Konferenz gestiege­
nenweltpolitischenPrestige Indonesiensundmit demgestiegenenSelbstbewusstsein
des Landes nach den demokratischen Wahlen vom Herbst 1955 sowie der Aufkündi­
gung aller Verträge mit der alten Kolonialmacht Niederlande.²⁵⁹ Auf bundesdeutscher
Seite bestand ein starkes Interesse, Sukarno in deutschland- und berlinpolitischer

254 StBKAH, Nachlass Konrad Adenauer I-10.28b, Bl. 345–346. Schreiben von Konrad Adenauer an
David Lancashire, Neu-Delhi, vom 31.3.1955. Um wen es sich bei David Lancashire handelte, konnte
leider nicht herausgefunden werden.
255 Zum Staatsbesuch Nehrus vom 13.–16.7.1956 siehe: Das Gupta, Südasienpolitik, S. 133–135. Im
Gegensatz zumBesuch Sukarnos hatAdenauer denNehru-Besuch ausführlich in seinen Erinnerungen
thematisiert, vgl. Adenauer, Erinnerungen, Bd. 2, S. 177–196.
256 PA AA, B 12, 1391. Botschaft beim Heiligen Stuhl: Schriftbericht Nr. 2167/56 vom 19.6.1956.
257 PA AA, B 12, 1367. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 371/56 „Besuch des indonesi­
schen Staatspräsidenten in Deutschland“ vom 13.4.1956.
258 PAAA, B 12, 1367. Botschafter Allardt, Jakarta: Drahtbericht Nr. 15 vom9.4.1956; Schriftbericht Nr.
371/56 vom 13.4.1956; Schriftbericht Nr. 424/56 vom 26.4.1956.
259 PA AA, B 12, 1367. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 478/56 vom 14.5.1956.
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Hinsicht zu sensibilisieren: Die Bundesregierung, Berlins Regierender Bürgermeister
Otto Suhr und auch der indonesische Konsul in West-Berlin drängten auf einen offi­
ziellen Besuch in der „Frontstadt“.²⁶⁰ Sukarno selbst legte besonderen Wert darauf,
eine Rede vor Studenten zu halten; Grewes Erinnerungen zufolge war er auch sehr an
der Ehrendoktorwürde einer deutschen Universität interessiert.²⁶¹

Die Wirtschaftsexperten der indonesischen Reisedelegation waren vor allem an
Besuchen in westdeutschen Industrieanlagen und Bildungseinrichtungen interes­
siert. Sie machten sich Hoffnungen auf mehr Direkthandel mit der Bundesrepublik
und auf die Gewährung von Krediten.²⁶² DasAuswärtige Amt blieb zurückhaltend. Die
AA-Länderabteilung ging davon aus, an einer intensiven Erörterung von Wirtschafts-
und Währungsfragen bestehe „auf deutscher Seite kein Interesse“; die angesetzte
Unterredung von Adenauer und Brentano mit Sukarno sollte daher ohne Wirtschafts­
minister Erhard stattfinden.²⁶³

Der Besuch Sukarnos fand vom 18. bis zum 26. Juni 1956 statt. Außer Bonn und
Berlin besuchte er Düsseldorf, Duisburg, Essen, Frankfurt, Hamburg, Heidelberg,
München, Stuttgart, Wiesbaden und Wolfsburg. Am ersten Tag seines Besuches traf
Sukarno mit Heuss und Adenauer zusammen. Der Kanzler sicherte Sukarno zu, die
Bundesregierung werde den indonesischen Aufbaubemühungen „mit Rat und Tat
helfend zur Seite“ stehen.²⁶⁴ Die von Sukarno auf Deutsch gehaltene Rede an der
Universität Heidelberg am 22. Juni 1956 bildete einen Höhepunkt des Staatsbesuchs.
Sukarno sprach unter dem Titel „Nichts ist stärker als eine wirklich geeinte Nation!“.
In seiner Rede hob er „Parallelen“ zwischen der Geschichte der deutschen und in­
donesischen Nation hervor und äußerte seine Hoffnung: „Möge auch Ihnen, meine
deutschen Freunde, in ihrem Ringen um die nationale Einheit Erfüllung zur Seite
stehen“.²⁶⁵ Schon vor der Ankunft in der Bundesrepublik hatte Sukarno davon ge­
sprochen, „dass er den Kampf des deutschen Volkes um die Wiedervereinigung in
tiefer Seele verstehe und billige“.²⁶⁶ Über das politische Gespräch zwischen Sukarno
und Adenauer am 25. Juni 1956 ließen sich weder im Bundesarchiv noch im Poli­
tischen Archiv des Auswärtigen Amts Aufzeichnungen finden. Der von Hallstein für

260 PA AA, B 12, 1367. Dienststelle Berlin des AA: Schriftbericht Nr. 840 vom 30.4.1956.
261 Grewe, Rückblenden, S. 301. Beides wurde ihm gewährt: einen Doktor honoris causa erhielt Su­
karno von der Technischen Universität Berlin, als Ort für Sukarnos Rede wurde die Ruprecht-Karls-
Universität Heidelberg ausgewählt.
262 PA AA, B 12, 1367. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 533/56 vom 30.5.1956.
263 PA AA, B 12, 1367. Abteilung III: Aufzeichnung „Besprechungen mit dem indonesischen Staats­
präsidenten Sukarno am 25. Juni von 10:15-12:00 h im Haus des Bundeskanzlers“ vom 20.6.1956.
264 BArch, B 136, 3590. Ansprache des Bundeskanzlers anlässlich des Frühstücks am 18.6.1956.
265 „Nichts ist stärker als eine wirklich geeinte Nation!“ Wünsche des indonesischen Staatspräsi­
denten für die Wiedervereinigung des deutschen Volkes. Abgedruckt in: PA AA, B 12, 1367. Bulletin
des Presse- und Informationsamts der Bundesregierung (26.6.1956), Nr. 115/S. 1129. Siehe auch: Har­
sono, Sukarno Era, S. 260.
266 PA AA, B 12, 1367. Generalkonsul Granow, Singapur: Schriftbericht Nr. 261/56 vom 16.5.1956.
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den Bundeskanzler gefertigte Sprechzettel hielt als Gesprächsthemen fest: „Allgemei­
ner ‚tour d’horizon‘ unter besonderer Berücksichtigung des Ost-West-Verhältnisses“,
„Frage der Wiedervereinigung und der Nichtanerkennung der sog. ‚DDR‘“, „Kultur­
fragen“ sowie die noch ausstehende indonesische Erklärung über das Nicht-Bestehen
des Kriegszustands (siehe oben).²⁶⁷ In einer Besprechung mit dem indonesischen
Außenminister Abdulgani lobte Brentano die Worte Sukarnos zur deutschen Frage:

„Zu Beginn der Besprechung dankte der Herr Bundesminister für das besondere Interesse, das
der indonesische Staatspräsident in seiner Heidelberger Rede für die deutschen Probleme und
insbesondere das derWiedervereinigung bekundet habe. DieWorte über die Verurteilung des Ko­
lonialismus ‚in jeder Form‘, der Hinweis darauf, dass künstlich geteilte Nationen eine der Haupt­
quellen derzeitiger Spannung seien, und schließlich die Bereitschaft der indonesischen Regie­
rung, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um aus ihrer unabhängigen undweder dem östlichen
noch demwestlichenMachtblock zugehörigen Position an der Beseitigung dieser Spannungmit­
zuwirken, seien von ungeheurer Bedeutung für die Bundesrepublik.“²⁶⁸

Brentano und Hallstein dankten den Indonesiern auch für deren Bereitschaft, das
deutsche Wiedervereinigungsproblem in Moskau anzusprechen. Hallstein unter­
strich, man dürfe Pankow kein Veto in der Frage der Wiedervereinigung geben, da
sich die SED-Regierung über ihre Chancenlosigkeit bei gesamtdeutschen freien Wah­
len im Klaren sei. Der anwesende indonesische Botschafter Zain bemerkte, „dass,
wenn Asien sich für deutsche Probleme interessieren solle, auch Deutschland sich
mehr nach Asien orientieren müsste“, worauf Hallstein auf die erst kürzlich gewon­
nene außenpolitische Handlungsfähigkeit verwies. Recht bemerkenswert waren die
Worte von Brentano, die Bundesrepublik gehöre „einstweilen [. . . ] noch nicht zu den
Nationen, die wie Indonesien ‚non-committed‘ seien, und dies werde sich erst dann
ändern, wenn die Wiedervereinigung vollzogen sei“.²⁶⁹

Sukarnos neuntägiger Besuch in der Bundesrepublik Deutschland verlief zur vol­
len Zufriedenheit der Bundesregierung. DasAuswärtige Amt sprach in einem internen
Abschlussbericht von einem „unerwartet großen Erfolg“ dieses „überaus wichtigen
Ereignisses“; die „besondere Lage Indonesiens“ unddas „hoheAnsehen“ der Bundes­
republik in diesem Land lasse einen weiteren Ausbau der Beziehungen vor allem zur
indonesischen Presse ratsam erscheinen.²⁷⁰ Die Botschaft in Jakarta berichtete dar­
über, dass SukarnosdeutschlandpolitischePositionnach seinerRückkehr vonAußen­
minister Abdulgani im Parlament dargelegt wurde. Nach denWorten von Parlaments­
präsident Sartono habe Sukarno in seiner Eigenschaft „als erfolgreicher Kämpfer für

267 BArch, B 136, 3590, Staatssekretär Hallstein: Vermerk Tgb.-Nr. 741/56 für Bundeskanzler Adenau­
er vom 23.6.1956 (auch in: PA AA, B 1, 114).
268 PA AA, B 1, 155. Botschafter Allardt, z. Zt. Bonn: Vermerk für Minister v. Brentano vom 24.6.1956.
269 Ebenda.
270 PA AA, B 12, 1367. Abteilung 4: Aufzeichnung „Besuch Staatspräsident von Indonesien“ vom
4.7.1956.
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die Unabhängigkeit seines Landes und als echte politische Persönlichkeit“ nicht an
der deutschen Frage „vorübergehen können, weil er den Zustand der Trennung als un­
natürlich und gegen die Grundsätze der Humanität gerichtet empfinde“.²⁷¹ Gut einen
Monat nach Sukarnos Staatsbesuch sagte Adenauer dem australischen Premierminis­
ter Menzies im vertraulichen Gespräch, der indonesische Präsident „habe in Bonn
keinen schlechten Eindruck gemacht“. Im Gegensatz zu Indiens Nehru sei Sukarno
in puncto Sowjetunion „nicht so zurückhaltend mit seiner Kritik gewesen“.²⁷² Kurz­
zeitig sah es aus, als wolle Ministerpräsident Sastroamidjojo ebenfalls noch 1956 die
Bundesrepublik bereisen. Das Auswärtige Amt reagierte zurückhaltend und verwies
intern auf die zu erwartenden Kreditwünsche Indonesiens, denen Bonn nicht entge­
genkommen könne und wolle. Botschafter Allardt warnte dagegen vor Verstimmun­
gen und bat um die Ermächtigung, Sastroamidjojo einladen zu dürfen. Der Besuch
kam schließlich nicht zustande – wohl vor allem aufgrund der unruhigen inneren La­
ge Indonesiens.²⁷³

AndieWestreise Sukarnos schloss sich die „Ostreise“ an, auf der Indonesiens Prä­
sident die Sowjetunion und die Volksrepublik China für je zwei Wochen besuchte.²⁷⁴
Nach seiner Rückkehr aus den beiden kommunistischen Großreichen zeigte sich Su­
karno – im Vier-Augen-Gesprächmit Botschafter Allardt – von China wesentlich stär­
ker beeindruckt als von der UdSSR: In der Sowjetunion, so Sukarno, bestehe „zwi­
schen Regime und Bevölkerung eine Riesenkluft“.²⁷⁵ Im Kontrast dazu, so Botschafter
Allardt, habe bei Sukarno und seiner Reisegruppe „der Besuch in Rotchina offenbar
stärkste Eindrücke hinterlassen“.²⁷⁶ Der Aufenthalt in der Volksrepublik war für Su­
karno offenkundig nicht nur der Höhepunkt seiner Reisen, sondern auch eine Inspi­
ration, dem Beispiel Mao Tse-tungs zu folgen und die Massen im Dienste der eigenen
Ideologie zu mobilisieren.²⁷⁷

271 PA AA, B 12, 1367. Botschaft Jakarta (Hans Kersting i. V.): Schriftbericht Nr. 715/56 „Vermittlerrolle
des Staatspräsidenten Sukarno in der Frage der Wiedervereinigung Deutschlands“ vom 12.7.1956.
272 PA AA, B 130, 8503. VLR I Longerich: Aufzeichnung vom 17.7.1956 über die Besprechung von Bun­
deskanzler Adenauer mit Premierminister Menzies am 16.7.1956.
273 Dokumente in: PAAA, B 12, 1367A. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 907/56 „Besuch
des Ministerpräsidenten in der Bundesrepublik“ vom 13.9.1956; Botschafter Allardt, Jakarta: Drahtbe­
richt Nr. 51 vom 17.9.1956; Botschafter Allardt, Jakarta: Drahtbericht Nr. 56 vom 16.10.1956; Ministeri­
aldirigent Harkort: Vermerk „Besuch des indonesischenMinisterpräsidenten im Dezember 1956“ vom
6.10.1956; Ministerialdirektor v.Welck: Aufzeichnung „Einschränkung der Besuche führender Persön­
lichkeiten in der Bundesrepublik“ vom 8.10.1956.
274 PA AA, B 12, 1391. Botschaft Moskau: Schriftbericht „Besuch des indonesischen Staatspräsiden­
ten Sukarno in der Sowjetunion“ vom 15.9.1956.
275 PA AA, B 12, 1382. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 34/57 „Gespräch mit Staatsprä­
sident Sukarno“ vom 10.1.1957. Der Bericht wurde Staatssekretär Hallstein und Minister v. Brentano
vorgelegt.
276 PA AA, B 12, 1391. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1069/56 vom 25.10.1956.
277 PA AA, B 12, 1391. Generalkonsul Dittmann, Hongkong: Schriftbericht Nr. 969/56 vom 26.10.1956.
Dieser Bericht wurde von Minister v. Brentano gelesen.
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Indonesien als Objekt der Weltpolitik?
Indonesienpolitik der Supermächte und Kalter Krieg im maritimen Südostasien

Der US-Regierung galt Indonesien Mitte der fünfziger Jahre als strategisch wichtiger
und zugleich fragiler Staat. Die wesentlichen Überlegungen der amerikanischen In­
donesienpolitik bezogen sich auf die Rolle Indonesiens in der afro-asiatischen Staa­
tenwelt und seine Rolle bei der amerikanischen Eindämmungspolitik gegenüber dem
sino-sowjetischen Block – der sich damals nach außen hin noch einheitlich präsen­
tierte. Die wichtige Frage, ob und in welchem Maße Washington Indonesien Militär­
hilfe und Kredite zukommen lassen sollte, hing vor allem von der außenpolitischen
Zuverlässigkeit und der innenpolitischen Stabilität des Inselstaats ab. Als Ärgernis
fürWashington stellte sich derWestirian-Konflikt zwischen den Niederlanden und In­
donesien dar. Die Westneuguinea-Frage stellte die Amerikaner vor die Schwierigkeit,
sowohl auf die antikoloniale Haltung Indonesiens (und anderer asiatischer Staaten)
als auch auf die Interessen der westlichen Verbündeten Niederlande und Australien
Rücksicht zu nehmen.²⁷⁸ Zum Verdruss insbesondere Den Haags zogen sich die Ame­
rikaner auf eine neutrale Position zurück: Außenminister John Foster Dulles erklär­
te seinem indonesischen Amtskollegen, aus Sicht Washingtons seien imWestneugui­
nea-Konflikt weder der „legal case“ noch der „moral case“ eindeutig zu beantwor­
ten.²⁷⁹

Washington beobachtete die indonesische Innenpolitik mit wachsender Beunru­
higung: Amerikanische Diplomaten- und Geheimdienstkreise hielten es für möglich,
Java könne aufgrundder dort starkenPKI, der allgemeinen Instabilität undwirtschaft­
lichen Not sowie der zwielichtigen Positionierung Sukarnos bald kommunistisch do­
miniert werden. Vor den Wahlen 1955 setzte Washington daher Hoffnungen auf ei­
nen Erfolg der islamischen Masyumi-Partei.²⁸⁰ Die von Allen Dulles, dem jüngeren
Bruder des Außenministers, geführte Central Intelligence Agency (CIA) war nach der
Bandung-Konferenz 1955 zuGeheimoperationen in Indonesien ermächtigtworden. Im
Wahlkampf unterstützte die CIA die Masyumimit rund einer Million Dollar.²⁸¹ Zur Be­

278 FRUS, 1955–1957, Vol. XII, Docs. 98, 106, 104. Botschafter Cumming, Jakarta: Brief an das State De­
partment vom20.5.1955, Telegrammandas StateDepartment vom16.8.1955; BotschafterMatthew,Den
Haag: Telegramm an das State Department vom 12.8.1955. Australiens Außenminister Casey erklärte
im März 1957 gegenüber Heinrich von Brentano, „Australien sei an der Frage Westneuguinea stärks­
tens interessiert, da das Verbleiben der Holländer dort für die Verteidigung Australiens von entschei­
dender Bedeutung sei. Deshalb unterstütze Australien die Holländer in dieser Frage nachdrücklich.“
PA AA, B 1, 156. Aufzeichnung über Gespräch zwischen Bundesminister v. Brentano und Außenminis­
ter Casey am 18.3.1957.
279 FRUS, 1955–1957, Vol. XII, Doc. 158, S. 271. Gesprächsmemorandum „U.S.-Indonesian Relations“,
Department of State, vom 17.5.1956.
280 Siehe: FRUS, 1955–1957, Vol. XII, Doc. 88, 95. NIE 65–55 „Probable Developments in Indonesia
during 1955“ vom 1.3.1955, NSC 5518 „U.S. Policy on Indonesia“ vom 3.5.1955.
281 Weiner, CIA, S. 201.
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deutung Indonesiens bei der globalen Eindämmung der Sowjetunion erklärte John
Foster Dulles Anfang 1956 in einer internen Besprechung, Indonesien sei „one of the
most important areas to our interest and that it was so important we might have to
consider very drastic steps if the situation slipped“.²⁸² Von den strategischen Über­
legungen nicht völlig zu trennen waren die wirtschaftlichen Interessen der USA am
rohstoffreichen Indonesien, die einhergingen mit großer Skepsis gegenüber der in­
donesischen Wirtschaftspolitik. Für Unruhe bei den Amerikanern und bei anderen
westlichen Regierungen sorgte die unilaterale Entscheidung Indonesiens vom Som­
mer 1956, sämtliche ausstehende Schuldenzahlungen an die Niederlande einzustel­
len. Auch im Kontext der Enteignung des Suez-Kanals durch den ägyptischen Staats­
chef Nasser im selben Jahr befürchtete man in westlichen Hauptstädten, die eigenen
Investitionen in Ländern der „Dritten Welt“ seien nun nicht mehr sicher.²⁸³

Das Misstrauen gegen westlich geführte Militärbündnisse im asiatisch-pazifi­
schenRaumundgegenden amerikanischen „Missionarismus“ beförderte abMitte der
fünfziger Jahre bei Teilen der öffentlichen Meinung Indonesiens den Antiamerikanis­
mus. Botschafter Allardt berichtete, dass vor allem Dulles auf besondere Abneigung
stoße. Die amerikanischen Hilfeleistungen an Indonesien änderten daran wenig.²⁸⁴
Zwar sah es 1956 – Dulles besuchte Indonesien, Sukarno die USA – kurzfristig nach
einer Verbesserung der amerikanisch-indonesischen Beziehungen aus. Der Staats­
besuch in den USA, Sukarnos erster in einem westlichen Land, war auf immerhin 17
Tageangesetzt.²⁸⁵ Pro-westlicheKreise Indonesienshofften, Sukarnowürdemit einem
positiveren Amerikabild zurückkehren.²⁸⁶ Tatsächlich verstärkte die Sukarno-Reise
aber eher das gegenseitige Misstrauen.²⁸⁷ Mit Eisenhower und Dulles fand Sukarno –
eigenen Worten zufolge – keine gemeinsame Sprache, überdies fühlte sich der pres­
tigebewusste Sukarno in den USA nicht mit der gebührenden Achtung behandelt.²⁸⁸
Die Ablehnung eines indonesischen Kreditwunsches durch die US-Regierung dürfte
ihn zusätzlich gekränkt haben.

Als sich der Konflikt separatistischer Gruppen auf Sumatra mit Sukarnos Re­
gierung verschärfte, entwickelte man im State Department Szenarien für den Fall
eines Auseinanderbrechens der indonesischen Republik. Im Mai 1957 diskutierte
ein Memorandum der Fernostabteilung, welche Vor- und welche Nachteile eine Dis­

282 FRUS, 1955–1957, Vol. XII, Doc. 132, S. 224 f. Memorandum des Director of the Office of Southeast
Asian Affairs an Assistant Secretary of State for Far Eastern Affairs vom 3.1.1956.
283 Vgl. FRUS, 1955–1957, Vol. XII, Docs. 171, 172, 173, 176, 180. Außenmister Dulles: Telegramm anUS-
Botschaft Jakarta vom 14.8.1956; Botschafter Cumming, Jakarta: Telegramm an das State Department
vom 16.8.1956 und vom 18.8.1956; Botschafter Barbour, London: Telegramm an das State Department
vom 25.8.1956; Botschafter Matthews, Den Haag: Telegramm an das State Department vom 2.10.1956.
284 PA AA, B 12, 1381. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 78/56 vom 26.1.1956.
285 PA AA, B 12, 1367. Gesandter v. Kessel, Washington: Drahtbericht Nr. 448 vom 19.4.1956.
286 PA AA, B 12, 1367. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 478/56 vom 14.5.1956.
287 Roadnight, Eisenhower Years, S. 135–139.
288 Sukarno, Autobiography, S. 276–278, 295 f.
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membration Indonesiens für die amerikanischen Interessen habe. Summa summa­
rum ging das Papier zwar davon aus, „that a break-up of the Republic of Indonesia
would not serve U.S. policy objectives in the area“. Doch als einen der positiven Ef­
fekte eines möglichen break-up sah das State Department, dass der Einflussbereich
von Sukarno verkleinert würde. Der indonesische Präsident sei bestenfalls „a highly
unreliable political influence“, insbesondere wegen seiner „obsession with colonial­
ism, his suspicion of the former colonial powers of Western Europe, his apparent
obliviousness to the internal and external communist menace“.²⁸⁹ Schon 1953 hatten
Präsident Eisenhower und Außenminister Dulles Überlegungen angestellt, wonach
ein Auseinanderbrechen Indonesiens einem territorial intakten Indonesien unter
kommunistischer Herrschaft vorzuziehen sei. Die sie leitende Analogie war der kom­
munistische Sieg in China 1949, bei dem der Fortbestand der territorialen Integri­
tät Chinas von Washington überbewertet worden sei – mit dem Resultat, dass ein
Fünftel der Menschheit zur Beute des Kommunismus wurde.²⁹⁰ Im Verlauf des Jah­
res 1957 verlor Sukarno weiter an Kredit: Im August notierte Dulles, die USA sollten
ihre Neutralität im niederländisch-indonesischen Konflikt überdenken; angesichts
von Sukarnos „pro-Communist trend“ sei es nahezu absurd, gegenüber dem indo­
nesischen Ansinnen, seine Macht auf ein weiteres Gebiet auszudehnen, neutral zu
bleiben.²⁹¹ Angesichts der unterschiedlichen Haltung der beiden Supermächte im
Westirian-Konflikt – Neutralität der Amerikaner, volle Unterstützung der indonesi­
schen Position durch die Sowjetunion und ihre Satelliten – sah man Sukarno immer
mehr in Richtung Moskau tendieren. Im August 1957 teilte Sukarno dem amerikani­
schen Botschafter John Moore Allison mit, im Falle einer Kurskorrektur Washingtons
in der Westirian-Frage ließen sich die indonesischen Massen in begeisterte Pro-Ame­
rikaner verwandeln.²⁹² Wie im Falle der bundesdeutschen Diplomatie kam es auch
im weltpolitisch ungleich mächtigeren United States Foreign Service zu Missverständ­
nissen und Meinungsverschiedenheiten zwischen Zentrale und Botschaft: Allison
vertrat eine weniger konfrontative Linie als die Dulles-Brüder und ließ Washington
wissen, jegliche Hoffnung auf eine antikommunistische Regierung in Indonesien sei
„größte Selbsttäuschung“, selbst wenn Sukarno völlig von der Bühne verschwinde.²⁹³
Da sich Botschafter Allison immer weiter von der Indonesienpolitik Dulles’ entfernte
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ment vom 26.8.1957 (11:00 Uhr).
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partment vom 26.8.1957 (13:00 Uhr). Ausführlicher zu den amtlichenUnstimmigkeiten über die einzu­
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und zudem mit den CIA-Vertretern in Jakarta im Streit lag, wurde er im Januar 1958
abgelöst.²⁹⁴ Die Dissonanzen im US-Apparat blieben der deutschen Botschaft ebenso
wenig verborgen wie Washingtons Gedankenspiele, den indonesischen Gesamtstaat
zu desintegrieren.²⁹⁵

Anfang 1958 griffen die Amerikaner durch eine verdeckte CIA-Operation in den
seit Langem schwelenden inneren Konflikt Indonesiens ein.²⁹⁶ CIA-Agenten versorg­
ten abtrünnige Gruppen des indonesischen Militärs auf Sumatra und Sulawesi mit
Waffen und einemRundfunksender.²⁹⁷ Am 10. Februar 1958 stellten Armeeoffiziere ein
Ultimatum an Sukarno: Sie forderten, Sukarno solle die verfassungswidrige Machtan­
maßung seiner „gelenkten Demokratie“ beenden und sich auf die verfassungsmäßi­
ge Rolle des Präsidentenamts beschränken; Mohammed Hatta solle bis zu Neuwah­
len ein neues Kabinett bilden. Die Rebellen beschuldigten Sukarno, zusammen mit
den Kommunisten Indonesien politisch und ökonomisch in eine verhängnisvolle La­
ge zu führen.²⁹⁸ Als das Ultimatum von Jakarta abgelehnt wurde, erklärten sich die
Rebellen am 15. Februar 1958 zur „revolutionären Regierung der Republik Indonesi­
en“ (Pemerintahan Revolusioner Republik Indonesia, PRRI). Im Gegenzug begannen
die indonesischen Streitkräfte unter Führung von General Nasution, den Aufstand
niederzuschlagen. Das entschlossene Vorgehen des Militärs überraschte die amerika­
nischen Entscheidungsträger, die eine passivere Haltung von Armee und Zentralge­
walt erwartet hatten.²⁹⁹ Die bis dato größte Geheimoperation der Amerikaner, bei der
CIA-Flugzeuge sogar Kampfeinsätze zur Unterstützung der Rebellen flogen, scheiterte
bald. Nach dem Abschuss eines amerikanischen Piloten über der Insel Ambon am 18.
Mai 1958 ließ sich die direkte Involvierung der USA in den PRRI-Aufstand nicht mehr
leugnen. Washington stellte umgehend die Unterstützung der Rebellen ein.³⁰⁰

Bis Mitte 1958 wurden die PRRI-Kräfte so weit zurückgedrängt, dass die Anti-
Sukarno-Front die Zentralregierung nicht mehr ernstlich bedrohen konnte.³⁰¹ In Eu­
ropa versuchte die PRRI, Kontakte zur Bundesregierung aufzunehmen– jedochwurde
ihr dies vom Auswärtigen Amt aus „Rücksicht auf unsere Beziehungen zur indonesi­
schen Zentralregierung“ verweigert.³⁰² Obwohl die USA eine gegen Sukarno gerichte­
te Aufstandsbewegung aktiv unterstützt hatten, gelang es nach der amerikanischen
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„Kehrtwendung“³⁰³ recht schnell, wieder eine einigermaßen stabile Arbeitsbeziehung
zu Jakarta herzustellen. Im April 1961 besuchte Sukarno wieder die USA und traf mit
dem neuen Präsidenten Kennedy zusammen.³⁰⁴ Freilich hatten die Amerikaner Ein­
fluss und Ansehen in Indonesien eingebüßt und Sukarnos Annäherung an Moskau
und Peking befördert.

Die nach dem Tod Stalins einsetzende Flexibilisierung und bedingte Entideo­
logisierung der Moskauer Außenpolitik wirkte sich auch auf Indonesien aus.³⁰⁵ Im
September 1954 eröffnete die Sowjetunion eine Botschaft in Indonesien.³⁰⁶ Der Amts­
antritt des sowjetischen Botschafters Schukow – eines Neffen des gleichnamigen
Marschalls aus dem Zweiten Weltkrieg – erschien Bonns Botschafter Helmut Allardt
allerdings misslungen. Viele indonesische Politiker nahmen Anstoß an der Größe
der sowjetischen Botschaft: 60 entsandte Sowjetbeamte in Jakarta standen in ei­
nem gewissen Missverhältnis zu den acht indonesischen Diplomaten in Moskau. Ein
heikles Kapitel der sowjetisch-indonesischen Beziehungen war die konträre Haltung
der jeweiligen politischen Systeme zur Religion.³⁰⁷ Die islamischen Parteien, wel­
che der kommunistischen Supermacht insbesondere aufgrund ihres Staatsatheismus
misstrauten, fürchteten die Sowjetisierung Indonesiens und gründeten nach der Her­
stellung der diplomatischen Beziehungen eine „antikommunistische Front“.³⁰⁸ Bei
seiner Ansprache anlässlich der Beglaubigung des Sowjetbotschafters hob Sukarno
nicht zufällig die Bedeutung der indonesischen Staatsideologie Pancasila hervor –
mit dem Glauben an Gott als erster der fünf Säulen.³⁰⁹

Nach der Formalisierung der indonesisch-sowjetischen Beziehungen führte Su­
karnos Besuchsdiplomatie ihn 1956 auch in die Sowjetunion. Dieser Besuch (dem
1959, 1961 und 1964 weitere folgten)³¹⁰ war in Indonesien umstritten. Nach Ansicht
der bundesdeutschen Botschaft war Sukarno in ein Dilemma geraten: Einerseits
durfte er die Armee und die islamischen Organisationen nicht durch eine zu freund­
liche Haltung gegenüber Moskau misstrauisch machen, andererseits konnte er es
sich nicht leisten, durch eine zu kühle Haltung die indonesischen Kommunisten zu
verärgern.³¹¹ Ein gutes Beispiel für die gewachsene sowjetische Flexibilität war ein
Artikel, den Sukarno anlässlich seines Besuches in der Parteizeitung Prawda ver­
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öffentlichen durfte: Darin beschrieb er „Besonderheiten des Weges der asiatischen
Völker zur Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit“ in einer Weise, die nicht der
marxistisch-leninistischen Ideologie entsprach, und er erwähnte – im Zentralorgan
der KPdSU – erneut ausdrücklich „den Glauben an einen allmächtigen Gott“ als in­
tegralen Bestandteil der indonesischen Staatslehre Pancasila.³¹² Die bundesdeutsche
Botschaft in Moskau schloss daraus, der Kreml wolle es vermeiden, beimWerben um
die asiatischen Länder „ideologische Bedingungen zu stellen“.³¹³

Auch materiell zeigte sich Moskau entgegenkommend. Anlässlich des Besuchs
von Sukarno 1956 wurde ein sogenanntes Generalabkommen geschlossen, das die
Handelsbeziehungen und die sowjetischen Hilfsleistungen an Indonesien regelte.³¹⁴
Darin enthalten war auch ein Kredit von 100 Millionen US-Dollar mit zehnjähriger
Laufzeit bei einer Verzinsung von 2,5 Prozent.³¹⁵ Im gleichen Jahr hatte die Eisen­
hower-Administration Sukarno einen Kredit abgeschlagen. Da das starke Misstrauen
der islamischen Parteien gegenüber der Sowjetunion zu einer Verzögerung der Ratifi­
zierung des Kreditabkommens durch das indonesische Parlament führte, begann die
Auszahlung des Geldes erst Anfang 1959.³¹⁶ Bei Chruschtschows Besuch in Indone­
sien 1960 wurde ein neuer Kredit von 250 Millionen US-Dollar vereinbart, erneut zu
Vorzugsbedingungen.³¹⁷ Die sowjetischen Kredite, das sich verschlechternde Verhält­
nis Sukarnos zu denUSA, die nach 1956/57 einbrechendenWirtschaftsbeziehungen zu
den Niederländern sowie die Enteignung niederländischen Vermögens in Indonesien
spielten der Sowjetunion in die Hände. Ende der fünfziger Jahre sah es aus, als würde
sich Indonesien endgültig von den westlich-kapitalistischen Ländern abnabeln und
denWeg in ein sozialistischesWirtschaftsmodell nach sowjetischemMuster einschla­
gen.³¹⁸ Insgesamt beliefen sich die sowjetischen Hilfen zwischen 1959 und 1965 auf
rund 789 Millionen Rubel (dies entsprach ungefähr 875 Millionen US-Dollar³¹⁹). Die
beachtliche Quantität der sowjetischen Gelder wurde jedoch nicht in Qualität über­
setzt. Fehlallokationen, Ineffektivität und Verschwendung machten aus der sowjeti­
schen Wirtschaftshilfe ein für die Modernisierung Indonesiens nahezu unwirksames
Instrument. 88 Prozent der Kredite gingen in die Aufrüstung der indonesischen Streit­
kräfte mit sowjetischen Waffen. Die verbleibenden zwölf Prozent flossen hauptsäch­
lich in Prestigeprojekte, die keine weiteren Werte generierten. Von 27 geplanten Pro­
jekten wurden bis 1965 nur drei fertiggestellt. Das auffälligste sowjetisch finanzierte
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Projekt stand mitten in Jakarta: Die 15 Millionen US-Dollar teure Senyan-Sportanlage
mit ihrem 100 000 Zuschauer fassenden Stadion.³²⁰

Wirkungsvoller als die größtenteils unvollendeten Zivilprojekte war die sowjeti­
sche Militärhilfe an Indonesien. Sie fügte sich in das Bild der während der Regent­
schaft Chruschtschows stetig wachsenden sowjetischen Rüstungsexporte in die „Drit­
teWelt“.³²¹ Der von der CIAunterstützte PRRI-AufstandAnfang 1958 beschleunigte die
indonesisch-sowjetische Annäherung bei der Frage der Rüstungsgüter.³²² Angesichts
der maritimen Militärtopographie Indonesiens ersuchte das indonesische Militär um
die Belieferungmit Kampf- und Transportflugzeugen, Zerstörern, Torpedobooten, Un­
terseebooten und Seeminen. Wirtschafts- und modernisierungspolitisch brachte die
sowjetisch finanzierte Aufrüstung zwar keinen Mehrwert – im Gegenteil bedeuteten
die hohen Unterhaltskosten eine zusätzliche Belastung für den indonesischen Staats­
haushalt. Jedoch gewann hierdurch Sukarnos Konfrontationspolitik an Schlagkraft
und das Militär an Einfluss.³²³

Aus Sicht des Kremls waren die Investitionen in Sukarnos Indonesien ein großer
Fehlschlag. Nicht nur dahingehend, dass die Gelder in unproduktive Sektoren ver­
schwanden – dies war in der sowjetischen Planwirtschaft keine Besonderheit –, son­
dern vor allem deshalb, weil Sukarno sich nicht „engagieren“ ließ.³²⁴ Aus weltpoli­
tischen, innenpolitischen und persönlichen Gründen neigte Sukarno in den späten
Jahren seiner Regentschaft China immer eindeutiger zu. Im zunächst latenten, spä­
ter offenen sino-sowjetischen Zerwürfnis bedeutete dies gleichermaßen eine Absage
an das westliche wie an das sowjetische Ordnungs- und Modernisierungsmodell. Mit
dem Umsturz von 1965/66 endete der zuvor bereits stark geschwundene sowjetische
Einfluss in Indonesien vollständig.³²⁵

Bonns Diplomaten blieb die nach Stalins Tod veränderte sowjetische Asienpo­
litik nicht verborgen. Um 1955/56 beobachteten sie das Ausgreifen des sowjetischen
Kommunismus nach Südostasien mit Sorge: Mit der „Reise der Sowjetführer [Bulga­
nin und Chruschtschow] nach Indienund Birmahat die Sowjetunion denKalten Krieg
nach Mittel- und Südostasien getragen“.³²⁶ Andernorts hielt das Auswärtige Amt fest:
„Bedeutendstes und gefährlichstes politisches Ereignis in diesem Raum seit Herbst
letzten Jahres ist die erheblich verstärkte Aktivität des kommunistischen Blocks.“³²⁷
Dieses Eindringen treffe in Südostasien „in einen Raum, in dem bereits vorher die üb­
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lichen kommunistischen Zersetzungsmethoden mit nicht unerheblichen Erfolgen an­
gewandt worden waren“, so etwa in Indonesien mit seinem kommunistischen Stim­
menanteil von fast 20 Prozent bei den Wahlen von 1955.³²⁸

Die sowjetkommunistische Offensive sei „bei Weitem der wesentlichste Faktor
und eigentlich sogar der einzig wichtige Faktor, mit dem sich unsere Politik im Mitt­
leren Osten und in Südostasien auseinandersetzen muss“.³²⁹ Die Bundesrepublik sei
zur Eindämmungsino-sowjetischer Infiltrationbesonders geeignet, „danichtmit dem
OdiumdesKolonialismusbelastet, NichtmitgliedSEATOundBagdad-Pakt“ sowie auf­
grund des Ansehens deutscher Kultur undWirtschaft. Als „auf Dauer wahrscheinlich
einzig wirksame Waffe gegen Kommunismus“ galt die Hebung des Lebensstandards
in den asiatischen Ländern.³³⁰ Dem Auswärtigen Amt stellte sich die Frage, wie die
Bundesrepublik zur Eindämmung des sowjetischen Einflusses beitragen könne. Als
Gegenmaßnahmen schlug Dietrich Freiherr von Mirbach, Leiter des Südostasienrefe­
rates (und späterer Botschafter in Jakarta), vor: Die Bundesrepublik solle die Besu­
cherdiplomatie intensivieren, die Wirtschaftsbeziehungen und die wirtschaftlichen
Hilfen verstärken sowie Broschüren und Filme verbreiten.³³¹

Im Februar 1957 trafen sich alle im asiatisch-pazifischen Raum tätigen Missions­
chefs der Bundesrepublik zu einer Konferenz in Tokio. Die Fernost-Botschafterkon­
ferenz ist interessant für die Frage, wie die Bonner Diplomaten Asien im interna­
tionalen System des Kalten Krieges beurteilten: Soweit ersichtlich, fand auf dieser
Zusammenkunft die erste systematische Bestandsaufnahme der bundesdeutschen
Asienpolitik und der Bedeutung Asiens für die Weltpolitik statt.³³² Vorher hatte es
Erörterungen zu partiellen Themen gegeben, die für die Bundesrepublik kurzfristig
drängend wurden, wie etwa den Korea-Krieg ab 1950 oder die Genfer Indochina-Kon­
ferenz 1954.³³³

AA-Staatssekretär Hallstein eröffnete die Konferenz mit einem Generalreferat, in
dem er Multilateralität, Bündnistreue und das Streben nach der deutschen Wieder­
vereinigung als wichtigste Motive der Bonner Außenpolitik hervorhob. Hallstein kon­
statierte, die sowjetische Diplomatie sei dazu übergegangen, anstelle von Drohungen
mit Gewalt „feinere Methoden der kompetitiven Koexistenz“ einzusetzen. Die west­
liche Allianz müsse auf die neue sowjetische Strategie der „politischen Infiltration“
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und der „wirtschaftspolitischen Werbung und Verführung“ in den Entwicklungslän­
dern mit einer koordinierten Gegenbewegung antworten.³³⁴

Hallstein schnitt auch die beherrschenden Themen der „Dritten Welt“ und Asi­
ens an: In den dekolonisierten Ländern sah er den Nationalstaatsgedanken, wel­
cher im Westen am „Verblassen“ sei, eine „merkwürdig späte Blüte“ treiben.³³⁵ Den
„Neutralismus“ der Afro-Asiaten kritisierte Hallstein als einenWertneutralismus, der
gleichgültig bleibe gegenüber dem Unterschied zwischen kommunistischem Block
und freier Welt.³³⁶ Aufgrund der steigenden Bedeutung der afro-asiatischen Staaten
müsse die Bundesrepublik zusammen mit anderen europäischen Ländern „um die
Seele dieser afro-asiatischenVölker ringen“.³³⁷ Skeptisch beurteilte Hallstein die Aus­
sichten, die Wiedervereinigungspolitik über die Vereinten Nationen voranzutreiben.
Er befürchtete, bestimmte Akteure könnten die deutsche Frage mit „dubiosen an­
deren Vereinigungsanliegen“ verknüpfen: Als „extremes Beispiel“ nannte Hallstein
mögliche Erklärungen. Die „Wiedervereinigung arabischen Territoriums“ erfordere
es, Israel zu zerschlagen.³³⁸ Botschafter Allardt pflichtete dem Staatssekretär bei: So­
bald sich die UN mit der Frage der deutschen Teilung befasste, würden indonesische
Diplomaten das Thema mit dem aus ihrer Sicht gleichgelagerten Westneuguinea-
Problem verbinden. Allardt warnte vor einem solchen „Kuhhandel“, bei dem die
indonesische Unterstützung der Bundesrepublik mit einem Entgegenkommen bei der
indonesischen Westneuguinea-Politik entlohnt werden müsse.³³⁹

Allardt stellte in seinem Referat über Indonesien heraus, wie sehr der Antikolo­
nialismus „einer der bestimmenden Faktoren des indonesischen Denkens und der in­
donesischen Einstellung zum Westen“ geworden sei.³⁴⁰ Im Allgemeinen habe es der
kommunistische Osten in Indonesien leicht, da das antikoloniale Ressentiment der
Indonesier ein nahezu ausschließlich antiwestliches sei. Zudem gelte der Kommunis­
musals denkbares InstrumentderModernisierung rückständigerGesellschaften. Sehr
zum Nachteil des Kommunismus wirkte sich gleichwohl die starke Religiosität Indo­

334 PA AA, AV Tokio, 6767. Staatssekretär Hallstein: Generalreferat über die außenpolitische Lage
der Bundesrepublik. Protokoll der Konferenz der Missionschefs im asiatisch-pazifischen Raum vom
18.–23.2.1957, S. 2–25, hier S. 9.
335 Ebenda, hier S. 5.
336 PA AA, AV Tokio, 6767. Diskussion III im Protokoll der Konferenz der Missionschefs im asiatisch-
pazifischen Raum vom 18.–23.2.1957, S. 353.
337 PA AA, AV Tokio, 6767. Staatssekretär Hallstein: Generalreferat über die außenpolitische Lage
der Bundesrepublik. Protokoll der Konferenz der Missionschefs im asiatisch-pazifischen Raum vom
18.–23.2.1957, S. 2–25, hier S. 11.
338 Ebenda.
339 PA AA, AV Tokio, 6767. Staatssekretär Hallstein: Diskussion zum Generalreferat über die außen­
politische Lage der Bundesrepublik von Staatssekretär Hallstein. Protokoll der Konferenz der Missi­
onschefs im asiatisch-pazifischen Raum vom 18.2.–23.2.1957, S. 34.
340 PA AA, AV Tokio, 6767. Botschafter Allardt, Jakarta: Referat über Indonesien. Protokoll der Kon­
ferenz der Missionschefs im asiatisch-pazifischen Raum vom 18.–23.2.1957, S. 283–295, hier S. 289 f.



3 Nach 1955: Politisierung der Indonesienpolitik? | 113

nesiens aus. Allardt sah es als mögliche politische Rolle der Bundesrepublik – die
aus indonesischer Sicht „zwischen den Fronten“ von kommunistischem Osten und
kolonialistischemWesten stehe –, in Indonesien als vertrauenswürdiger „Mittler“ im
westlichen und europäischen Interesse zu wirken.³⁴¹ Die damit verbundenen Aufga­
ben, etwa bei der Förderung der deutschen Sprache in Indonesien, seien dringlicher
als die FörderungderGeschäftsbeziehungen.Diese liefenauchohnedieHilfe derWirt­
schaftsdiplomatie: Allardt verwies auf den bundesdeutschen Anteil von jeweils zehn
Prozent am indonesischen Im- und Export, bei einem indonesischen Gesamthandels­
volumen von rund sieben Milliarden DM.³⁴²

Hatte Allardt den damaligen Botschafter Hentig 1952 noch zur Zurückhaltung bei
der Indonesienpolitik gemahnt, so plädierte er nun nachdrücklich für mehr Aktivität
der Bundesrepublik. In einem ausführlichen Bericht vom Oktober 1957, der in Bonn
stark beachtet wurde, gab er als übergeordneten Grund an, „dass wir zum Kampf ge­
gen den Kommunismus und um die deutsche Wiedervereinigung auch Asien brau­
chen“.³⁴³ Dieser Kampf sei nicht allein mit monetären Mitteln zu gewinnen. Als ge­
eignete nicht-wirtschaftliche Mittel, die antikommunistischen Kräfte in Indonesien
zu stärken, schlug Allardt vor: Ministerbesuche aus Bonn, Einladung indonesischer
Journalisten und Parlamentarier in die Bundesrepublik sowie die Entsendung von
Deutschlehrern nach Indonesien. Hallstein stimmte Allardts Anregungen zu und ent­
schied, sie sollten „so weit möglich verwirklicht werden“.³⁴⁴

Allerdings ist fraglich, ob Allardts Berichterstattung direkte Auswirkungen hat­
te. Mit der Entsendung hochrangiger Besucher oder der Vergabe größerer Geldsum­
men hielt sich Bonn jedenfalls noch so lange zurück, bis Indonesien um 1960/61 zu
einem deutschlandpolitischen „Kriegsschauplatz“ wurde. Obwohl mit Sukarno 1956
ein Staatsoberhaupt die Bundesrepublik besucht hatte, ließ der lange erwünschte Be­
such eines bundesdeutschen Ministers bis 1961 auf sich warten. Übereinstimmende
Anregungen der indonesischen Regierung und der bundesdeutschen Botschaft, Lud­
wig Erhard möge auf seiner Asienreise 1958 auch Jakarta besuchen, wurden nicht ge­
hört. Jakarta lastete dies allerdings nicht nur den Deutschen, sondern auch der „Inak­
tivität“ des indonesischen Botschafters in Bonn, Zairin Zain, an.³⁴⁵ In die gegenläufige
Richtung gab es einen stärkeren Besucherverkehr. Ab der zweiten Hälfte der fünfziger
Jahre wurden indonesische Zeitungs- und Rundfunkjournalisten auf Kosten der Bun­
desregierung zu längeren Besuchen in die Bundesrepublik eingeladen, um auf diese
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Weise die eigenen Positionen zu „multiplizieren“.³⁴⁶ Ein fester Programmbestandteil
der Besuchsprogramme war der Besuch Berlins: Der Kontrast zwischen dem prospe­
rierenden freien Westteil und dem unfreien Ostteil der deutschen Hauptstadt sollte
Gästen den Unterschied von freier Welt und kommunistischer Diktatur konkret vor
Augen führen.³⁴⁷

Die Bundesrepublik und der niederländisch-indonesische Konflikt
um Westneuguinea

Seit 1949 beharrte die indonesische Regierung darauf, dass Niederländisch-Neugui­
nea als Irian Barat (Westirian) Bestandteil der indonesischen Nation sei. Den Haag
entgegnete stets, dass die „Übertragung der Territorialhoheit über Neuguinea an In­
donesien unvereinbar mit den Wünschen und Interessen der einheimischen Bevöl­
kerung sei“, da deren christliche Führungsschicht die niederländische Verwaltung
einer indonesischen vorziehe.³⁴⁸ Die sprachlich heterogenen Papua wiesen mit der
ihrerseits sehr heterogenen, jedoch mehrheitlich malaiisch-islamischen Bevölkerung
Indonesiens kaum ethnische, religiöse und kulturelle Gemeinsamkeiten auf. Von bei­
den Konfliktparteien wurden viele weitere Argumente vorgebracht, um den jeweils
eigenen Anspruch zu legitimieren, Westirian bzw. Westneuguinea zu regieren – die
jeweils verwendete Bezeichnung konnte schon andeuten, mit welcher der beiden Po­
sitionen man sympathisierte.³⁴⁹ Auf der Round Table Conference über die Unabhän­
gigkeit Indonesiens gelang bis Ende 1949 keine einvernehmliche Lösung der Neugui­
nea-Frage.³⁵⁰ Die Entscheidung wurde vertagt. Mehrere Versuche, das Problem in bi­
lateralen Verhandlungen zu lösen, blieben ergebnislos. 1955/56 scheiterte die letzte
niederländisch-indonesische Konferenz über das Streitthema Westneuguinea.³⁵¹

346 PA AA, B 12, 1363. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 1073/58 „Einladung indonesi­
scher Redakteure in die Bundesrepublik“ vom 30.10.1957.
347 PA AA, B 12, 1400. Referat 711: Aufzeichnung „Betreuung ausländischer Gäste“ vom 5.9.1959; sie­
he auch: PA AA, B 12, 1363. Botschafter Allardt, Jakarta: Schriftbericht Nr. 113/57 „Material über die
Entwicklung in Osteuropa“ vom 31.1.1957.
348 PA AA, B 11, 621. Generalkonsul du Mont, Amsterdam: Schriftbericht Nr. 181/50 „Neu-Guinea“
vom 21.12.1950.
349 Siehe: Lijphart, Decolonization, S. 22–35.
350 Über den Westneuguinea-Konflikt gibt es zahlreiche Darstellungen. Das Buch von Lijphart, De­
colonization, über die niederländische Neuguineapolitik bis 1962 gehört immer noch zu den lesens­
wertesten. Eine ausführliche Darstellung des Konflikts im internationalen Kontext bietet: Penders,
Debacle. Penders widerspricht Lijpharts These, emotionale undnichtrationale Gründe hätten das nie­
derländische Festhalten an Westneuguinea motiviert. Für eine Darstellung der britischen Position im
Westneuguinea-Konflikt siehe: Tarling, Dispute.
351 Siehe Berichte in: PA AA, B 11, 1411. Botschaft Den Haag: Schriftbericht „Niederländisch-indo­
nesische Regierungskonferenz in Den Haag eröffnet“ vom 13.12.1955; Generalkonsulat Genf: Schrift­
bericht Nr. 945/55 „Niederländisch-indonesische Verhandlungen in Genf“ vom 20.12.1955. Lijphart,
Decolonization, S. 16.
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Das Ringen mit den Niederlanden um Westirian war bis 1962 eines der zentra­
len innen- und außenpolitischen Themen Indonesiens. Materialien über den Konflikt
füllen viele Aktenbände des Auswärtigen Amts.³⁵² Häufig ging es dabei um Irritatio­
nen undDilemmata. DerWunsch nach guten Beziehungen zu beiden Konfliktparteien
führte beinahe unvermeidlich in Loyalitätskonflikte. Zwar waren die Niederlande der
Bundesrepublik in fast jeder Hinsicht näher – nicht nur als Nachbar und ab Mai 1955
als NATO-Verbündeter, sondern auch als der damals größte bilaterale Handelspart­
ner.³⁵³ Jedoch fand der Westneuguinea-Konflikt ja nicht im nordatlantischen Bünd­
nisgebiet statt, sodass Bonnmit guten Argumenten eine neutrale Position einnehmen
konnte. Hinzu kam, dass die Bundesrepublik als damaliges Nichtmitglied der Verein­
tenNationen kein Stimmrecht in derUN-Vollversammlungbesaß, in der dieWestirian-
Frage wiederholt zur Debatte stand, und sich daher auch nicht für ihr Abstimmungs­
verhalten rechtfertigen musste. Schließlich blieben – zumindest nach außen hin –
auch Großbritannien und die USA neutral; Frankreich neigte dagegen deutlich der
niederländischen Position zu.³⁵⁴

Bundesregierung und Auswärtiges Amt vermieden anfangs jegliche Äußerung
zum niederländisch-indonesischen Konflikt. Der Länderabteilung und der Rechtsab­
teilung des Auswärtigen Amts erschien es 1954 „wenig zweckmäßig [. . . ], in dieser
Angelegenheit gegenüber der einen oder der anderen Seite Partei zu ergreifen. Wir
werden daher eine Stellungnahme nach Möglichkeit vermeiden und, falls dies auf
die Dauer nicht möglich ist, uns ebenfalls als ‚neutral‘ erklären.“³⁵⁵ Auch wenn sich
die Bundesrepublik nach außen hin zurückhielt, gab es intern tendenziell zwei un­
terschiedliche Positionen: Das Bundeskanzleramt, das AA-Westeuropareferat und die
Botschaft Den Haag wollten vor allem auf die Niederlande Rücksicht nehmen. Die
andere Position – ihre Vertreter waren das für Südostasien zuständige AA-Referat
709 und die Botschaft in Jakarta – gingen davon aus, dass die Niederlande ohnehin
auf verlorenem Posten standen, und empfahlen, sich angesichts der deutschland­
politischen und außenwirtschaftlichen Bedeutung Indonesiens nicht dem Verdacht
kolonialer Komplizenschaft auszusetzen. Die Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts
nahm an, dass in völkerrechtlicher Hinsicht „den niederländischen Argumenten das
größere Gewicht zuzumessen sein dürfte“.³⁵⁶

352 Eine „amtliche“ deutschsprachige Kurzdarstellung der Geschichte desWestneuguinea-Konflikts
lieferte: PA AA, B 12, 1347. Botschaft Den Haag: Schriftbericht „Geschichte des Neuguinea-Konflikts“
vom 20.8.1958.
353 PA AA, B 12, 1354. Ministerialdirigent v. Bargen: Aufzeichnung für Bundesminister v. Brentano
vom 8.1.1958.
354 PA AA, B 12, 1347. Diplomatische Vertretung Paris: Schriftbericht Nr. 3818/54 „Holländisch-indo­
nesischer Streit umWest-Neuguinea“ vom 29.9.1954.
355 PA AA, B 11, 414. Referat 309: Aufzeichnung „Streitfrage der politischen Zugehörigkeit West-Neu­
guineas (West-Irians)“ vom 6.10.1954.
356 PA AA, B 80-500, 385. LR I Bünger: Vermerk „Politische Zugehörigkeit West-Neuguinea“ vom
20.7.1954.
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Sowohl Indonesien als auch die Niederlande bemühten sich während des gesam­
ten Konflikts, auf Drittstaaten einzuwirken. Unter der Vielzahl an Fällen seien im Fol­
genden einige prominente Beispiele angeführt: Indonesien reichte 1957 eine Protest­
note an die sechs Gründungsmitglieder der durch die Römischen Verträge geschaffe­
nen EuropäischenWirtschaftsgemeinschaft (EWG) ein, da Niederländisch-Neuguinea
in den gemeinsamen Markt einbezogen wurde.³⁵⁷ Die belgische Regierung entwarf ei­
ne gemeinsame Antwortnote der sechs EWG-Gründungsmitglieder, der sich die bun­
desdeutsche Seite anschloss.³⁵⁸ Diese abgestimmte Reaktion auf den indonesischen
Protest dürfte eine der allerersten operativen Schritte dessen gewesen sein, was spä­
ter als europäischeAußenbeziehungen bezeichnetwerden sollte. Intern wurde jedoch
auch zu bedenken gegeben, dass sich die bisher neutrale Bundesrepublik „vorbehalt­
los den juristischen Standpunkt der Niederlande“ zu eigen gemacht habe.³⁵⁹

Die Niederländer beobachteten institutionelle Aspekte der Bonner Südostasien­
diplomatie sehr aufmerksam: Eine geplante Dienstreise von Botschafter Allardt nach
Westneuguinea wurde zum deutsch-niederländischen Politikum, das zwischen Bonn
und Den Haag auf Ministerebene geklärt werden musste: Außenminister Brentano
ordnete schließlich an, die Reise zu unterlassen.³⁶⁰ 1959 sollten im Auswärtigen Amt
die Länderzuständigkeiten zwischen den einzelnen Referaten präziser voneinander
abgegrenzt werden: Das Süd- und Südostasienreferat 709 behandelte Indonesien, das
Ostasien-Referat 710 unter anderem die „Niederländischen Besitzungen in Asien“,
von denen ja nur noch Niederländisch-Neuguinea übrig geblieben war. Sachlogisch
und geographisch schien die vom Auswärtigen Amt vorgesehene Zuteilung Westneu­
guineas zuReferat 709 schlüssig, da sichdasGebiet unzweifelhaft in Südost- undnicht
in Ostasien (im engeren Sinne) befand. Niederländische Diplomaten sprachen jedoch
ihre Bedenken aus: Mit Westneuguinea sollte sich nicht dasjenige Referat befassen,
das auch für Indonesien zuständig war. Das Auswärtige Amt kam diesen Einwänden
entgegen und beließ die Zuständigkeit für Westirian bei Referat 710.³⁶¹

Die indonesische Regierung versuchte – wie schon im Unabhängigkeitskampf
der vierziger Jahre – die Vereinten Nationen als Plattform für die eigene Position zu
nutzen. Zu den UN-Vollversammlungen 1954, 1955, 1956 und 1957 ließen Indonesiens
Diplomaten das Thema auf die Tagesordnung setzen. Der durch die Dekolonisierung
voranschreitende Zuwachs an UN-Mitgliedern begünstigte die indonesische Position.
Die pro-indonesischen Anträge konnten zwar jedes Mal eine Mehrheit der Stimmen

357 PA AA, B 12, 1347. Ministerialdirektor v. Welck: Aufzeichnung (Entwurf) „Belgischer Antwortent­
wurf auf die indonesische Protestnote betreffend Einbeziehung Niederländisch-Neuguineas in den
Gemeinsamen Markt“ vom 10.9.1957.
358 PA AA, B 12, 1347. Botschafter Ophüls, Brüssel: Drahtbericht Nr. 295 vom 13.9.1957.
359 PA AA, B 12, 1347. Abteilung III: Vermerk für Abteilung II vom 10.9.1957.
360 PA AA, B 12, 1363. Ministerialdirektor Welck: Drahterlass Nr. 66 an die Botschaft Jakarta vom
26.11.1956.
361 PA AA, B 12, 1400. LR I Döring: Vermerk „Ordnungsplan der Zentrale“ vom 28.12.1959.
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in der Generalversammlung gewinnen, verfehlten aber die notwendige Zweidrittel­
mehrheit.³⁶²

Parallel zur Zunahme der inneren Spannungen und zur Etablierung der autoritä­
ren „gelenkten Demokratie“ verschärfte Indonesien 1957 den Kurs im Westirian-Kon­
flikt. Rechtlich problematischeDruckmittelwaren die physische Sicherheit niederlän­
discher Staatsbürger und das niederländische Eigentum in Indonesien: Diese seien
nach indonesischer Auffassung, so beobachtete Botschafter Allardt schon 1955, „Ge­
genwerte für die Freigabe Westirians [. . . ], die die Holländer nachdenklich stimmen
müssten“.³⁶³ ImOktober 1957 bildete sich in Jakarta ein aus Jugendlichen bestehendes
„Aktionskomitee zur Befreiung Westirians“ unter Führung von Informationsminister
Sudibjo. In einer der ersten Aktionen des Komitees wurden in Jakarta Häuser, Betrie­
be und Fahrzeuge von Niederländern mit Losungen wie „Tod den Holländern“ und
„wartet nicht, bis ein Blutbad kommt“ beschmiert.³⁶⁴ Kurz darauf drohte die indone­
sische Regierung den Niederländern im Land Repressalien an für den Fall, dass die
UN-Vollversammlung einen pro-indonesischen Antrag zur Westneuguinea-Frage ab­
lehnen würde.³⁶⁵ Dieser von 19 Staaten eingebrachte Antrag, der die Niederlande zur
Aufnahme von Verhandlungen überWestirian aufforderte, verfehlte am 29. November
1957 die qualifizierte Mehrheit.³⁶⁶

Die Reaktion in Indonesien auf die Abstimmungsniederlage erfolgte umgehend.
Angehörige nationalistischer und kommunistischer Gewerkschaften besetzten Un­
ternehmen, die sich in niederländischem Eigentum befanden. Am 5. Dezember 1957
ordnete das indonesische Justizministerium die Ausweisung von 46 000 niederländi­
schen Staatsangehörigen an.³⁶⁷ Bei den Ausgewiesenen handelt es sich mehrheitlich
um – nach damaligem Sprachgebrauch – „farbige“ Staatsangehörige, die noch nie­
mals zuvor in den Niederlanden gewesen waren.³⁶⁸

Das Vorgehen gegen niederländisches Eigentum in Indonesien brach die eta­
blierten wirtschaftlichen Bindungen an das frühere Mutterland. Indonesien musste
sich im Zuge der absichtlich verschlechterten Beziehungen zu den Niederlanden
nach neuen Partnern umsehen – der damalige Außenminister Sunario hatte schon
1955 mitgeteilt, Indonesien wolle „das Schwergewicht seiner Bindungen an Euro­
pa, das bisher in Holland gelegen habe, in die Bundesrepublik“ verlagern.³⁶⁹ Nach

362 Lijphart, Decolonization, S. 16 f.
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der Verschärfung der Konfrontation mit Den Haag diskutierte die indonesische Re­
gierung Ende 1957 über die Beziehungen zur Bundesrepublik. Sunarios Nach-Nach­
folger als Außenminister, Subandrio, sagte zu Botschafter Allardt, es seien „in der
Tat nur die Deutschen, die vielleicht auch in der Lage sind, im Westen für unse­
re Politik und unsere Lage etwas Verständnis zu verbreiten, bevor es zu spät ist“.
Allardt entgegnete dem Minister, dass es angesichts der Enteignungspolitik dafür
möglicherweise schon zu spät sei.³⁷⁰ Auch der indonesische Geschäftsträger in Bonn
erklärte dem Auswärtigen Amt, „in Europa setzte Indonesien seine ganze Hoffnung
auf die Bundesrepublik, von deren Kooperation die wirtschaftliche Entwicklung sei­
nes Landes weitgehend abhängig sein werde“. Der bislang über die Niederlande
laufende Handel solle in Zukunft verstärkt über die norddeutschen Hansestädte lau­
fen.³⁷¹

Aller erklärten Neutralität zum Trotz schien die Bundesrepublik Deutschland un­
versehens zum Begünstigten des indonesisch-niederländischen Konflikts zu werden.
DieRegierungderNiederlandewar sichdieser Tendenzbewusstund intervenierte ent­
sprechend beim deutschen Nachbarn. Das Außenministerium bat den deutschen Bot­
schafter in DenHaag, HansMühlenfeld, „dringend, Bundesregierung namens nieder­
ländische Regierung aufzufordern, im Indonesien-Konflikt nichts zu unternehmen,
was indonesischerseits als Ermutigung aufgefasst werden“ und die westliche Soli­
darität schwächen könnte.³⁷² Mühlenfeld wies den niederländischen Staatssekretär
van der Beugel darauf hin, jede schroffe Zurückweisung indonesischer Anliegen kön­
ne dem kommunistischen Block in die Hände spielen. Van der Beugel habe entgeg­
net, die Entwicklungen in Indonesien seien ohnehin „nichtmehr aufzuhalten“; Müh­
lenfeld meldete nach Bonn, die Bundesregierung solle den Westneuguinea-Konflikt
„nicht ausschließlich aufgrund niederländischer Interessen und Wünsche“ beurtei­
len; zwar sei momentan Zurückhaltung geboten, jedoch müsse man in erster Linie
einen Erfolg des Kommunismus in Indonesien verhindern und auch die „bedeuten­
denHandelsmöglichkeiten“ für die Bundesrepublik Deutschland imAugebehalten.³⁷³
Das Auswärtige Amt sicherte dem Botschafter der Niederlande in Bonn zu, manwolle
keineswegs die niederländischen Probleme in Südostasien ausnutzen. Allerdings sei
die Bundesregierung in „einer besonderen Lage“, da Jakarta die indonesisch-deut­
schen Wirtschaftsbeziehungen ausbauen wolle.³⁷⁴ Etwas später trug der niederländi­
sche Botschafter imAuswärtigen Amt die explizite Bitte vor, die Bundesrepublikmöge
sich etwaigen Ansinnen Indonesiens verweigern, die bisherige Rolle der Niederländer
zu übernehmen. Zusätzlich ersuchte er darum, bis dato in den Niederlanden studie­
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rende Indonesier nicht an deutschen Universitäten aufzunehmen.³⁷⁵ Die Handelspo­
litische Abteilung des Auswärtigen Amts gab Außenminister Brentano im Januar 1958
einige Empfehlungen, wie mit niederländischen Bedenken und indonesischen Wün­
schen umzugehen sei:

„Hierzu ist grundsätzlich zu bemerken, dass die Rücksicht auf unseren größten Handelspartner
undNATO-VerbündetenHolland der Bundesrepublik gebietet, irgendwelcheMaßnahmen auf Re­
gierungsebene zu vermeiden, die gegen die holländischen Interessen gerichtet sind. Auf der an­
deren Seite kann es nicht im Interesse desWestens liegen, den Indonesiern jedeHilfe bei demVer­
such derWiederherstellung geordneter wirtschaftlicher Verhältnisse zu versagen, da eine solche
Haltung Indonesien zweifellos in die offenen Arme der kommunistischen Ostblockstaaten trei­
ben würde. Bei aller Loyalität gegenüber unserem holländischen Partner sollten wir uns daher
unsere Handlungsfreiheit gegenüber Indonesien nicht völlig nehmen lassen, sondern unsere,
von keinen kolonialen Vorurteilen belastete, handelspolitische Situation dazu nutzen, um auf
dem Wege privater, rein geschäftlicher Abmachungen der deutschen Wirtschaft dazu beizutra­
gen, dass Indonesien nicht in östliche Abhängigkeit gerät.“³⁷⁶

In ihrem Willen, die Wirtschaftsbeziehungen zur Bundesrepublik stark auszubau­
en, hatten indonesische Regierungskreise freilich unterschätzt, wie sehr die gegen
Niederländer gerichtete Enteignungspolitik auch auf deutscheUnternehmen abschre­
ckendwirkenmusste. Diese blieben reserviert, was das Indonesiengeschäft anging.³⁷⁷
Die Zurückhaltung ließ den indonesischenMinisterpräsidenten sogar mutmaßen, die
Bundesrepublik habe „im Zuge geheimer NATO-Beschlüsse“ Wirtschaftssanktionen
gegen Indonesien verhängt – was Bonns Botschafter Allardt in Jakarta überzeugend
dementieren konnte.³⁷⁸

Eine Folge des indonesisch-niederländischen Konflikts führte 1958/59 allerdings
zu einer Begünstigung der bundesdeutschen Wirtschaft: Die Entscheidung, den in­
donesischen Tabakmarkt von Amsterdam nach Bremen zu verlegen. Gegen alle nie­
derländischen Einwände setzten hier sowohl die privatwirtschaftliche als auch die
amtliche deutsche Seite selbstbewusst eigene Interessen durch. Ende 1958 hatten die
Indonesier erklärt, den Tabakverkauf aus Amsterdam abziehen zu wollen. Es wur­
den mehrere mögliche neue Standorte geprüft, von denen schließlich Bremen und
Antwerpen übrig blieben. Als deutlich wurde, dass Bremen nur noch in Konkurrenz
zu Antwerpen stand, wandten sich im November 1958 Vertreter des Bremischen Se­
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nats an das Bundeswirtschaftsministerium und an das Auswärtige Amt. In einem
Schreiben an Wirtschaftsminister Erhard wies der Bremische Außenhandelssenator
Helmken auf die „sehr große wirtschaftliche Bedeutung“ des bisher über die Nieder­
lande laufenden Tabakhandels hin, der den gesamten europäischen Zigarrenmarkt
mit Java- und Sumatratabaken versorgte. Aufgrund des bereits beschlossenen Abzugs
von den niederländischen Handelsplätzen könne eine aktive Werbung für Bremen
als neuen Standort nicht als „unfreundlicher Akt gegenüber Holland“ gelten.³⁷⁹ Se­
nator Helmken und Staatsrat Barth baten darum, die Botschaft in Jakarta bei der
indonesischen Regierung demarchieren zu lassen und so auf die Verlegung nach
Bremen hinzuwirken. Staatssekretär van Scherpenberg sicherte ihnen Unterstützung
„in vorsichtiger Form“ zu.³⁸⁰ Intern ließ der Staatssekretär wissen, die Gewinnung
der Indonesier sei zwar hauptsächlich die Aufgabe Bremens; man solle jedoch die
indonesische Seite auch auf die gute Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik hin­
weisen und eventuell „andeuten, dass sich bei einer Entscheidung für Antwerpen
in der Bundesrepublik ‚Änderungen der Geschmacksrichtungen‘ zeigen könnten“.³⁸¹
Die Botschaft in Jakarta erhielt Weisung, das Bremische Anliegen zu unterstützen
und bei der Regierung Indonesiens „unser Interesse an der Wahl Bremens zu be­
kunden“.³⁸² Darüber hinaus wurden Vertreter der Bremer Tabakwirtschaft ohne Ab­
sprache mit den staatlichen deutschen Stellen in Indonesien aktiv.³⁸³ Am 20. Dezem­
ber 1958 teilte der Botschafter Zain in Bonn mit, die indonesische Regierung habe
sich für Bremen entschieden.³⁸⁴ Da jedoch die Rechtslage unklar war und Fragen
der Exportabsicherung offengeblieben waren, schien bis zuletzt ein indonesisches
Umschwenken möglich.³⁸⁵ Bremens Bürgermeister Wilhelm Kaisen bat daher Bun­
deskanzler Adenauer um die volle Rückendeckung des Bundes für das Ansinnen der
Hansestadt.³⁸⁶

Am 13. Februar 1959 wurde in Jakarta von einer Delegation des Bremer Tabak­
handels und von Vertretern der Republik Indonesien der Vertrag über die Verlegung
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des Tabakmarktes unterzeichnet.³⁸⁷ Niederländische Stellen reagierten indigniert.
Die Botschaft in Bonn legte mehrfach förmlichen Protest gegen das Vorgehen der
Bundesregierung ein: Man habe mit „Bestürzung vernommen, dass der diploma­
tische Vertreter der Bundesrepublik in Jakarta“ – nach Allardts Abschied war dies
übergangsweise Botschaftsrat Hilmar Bassler – an einem Festessen aus Anlass ei­
nes Abkommens teilgenommen habe, bei dem „von niederländischen Unternehmern
entwendete[n] Waren“ verhandelt worden seien.³⁸⁸ In einem weiteren Schreiben an
Außenminister Brentano drückte die niederländische Botschaft „die ernste Enttäu­
schung der niederländischen Regierung“ darüber aus, dass Bonns Diplomaten in
Jakarta das amtliche Interesse an einer Verlegung des Tabakmarktes nach Bremen
explizit bekundet hatten. Durch die Bitte, Bremen als Standort zu wählen, habe die
Bundesregierung „zumindest mittelbar“ den Versuch unterstützt, „für den unrecht­
mäßig erworbenenTabak eineAbsatzmöglichkeit zu finden“.³⁸⁹ Der für Indonesien als
zukünftiger Botschafter vorgesehene Dietrich Freiherr von Mirbach erhielt vor seiner
Abreise aus Bonn Besuch des niederländischen Geschäftsträgers, der ihm das Miss­
fallen seiner Regierung über die Indonesiendiplomatie der Bundesregierung verdeut­
lichte.³⁹⁰ Manwies die deutsche Seite immerwieder darauf hin, dass der in Bremen zu
verkaufende Tabak überwiegend von enteigneten Plantagen stammte, die vor 1958 im
Besitz niederländischer Staatsbürger gewesen waren: Da nachAuffassung DenHaags
das indonesische Enteignungsgesetz völkerrechtswidrig sei, gingen die am Kauf von
entsprechenden Plantagenerzeugnissen interessierten Unternehmen das Risiko einer
Beschlagnahme ihrer widerrechtlich erworbenen Produkte ein.³⁹¹ Viele der von den
Nationalisierungen betroffenen niederländischen Plantageneigentümer schalteten
Zeitungsanzeigen, in denen siemöglichen Geschäftspartnern Indonesiens mit Klagen
drohten, sofern diese aus den Enteignungen Vorteile zögen.³⁹²

Die zuständigen Bonner Ministerien – neben dem Auswärtigen Amt das Wirt­
schafts-, das Finanz- und das Justizministerium – hatten sich vor der Vertragsun­
terzeichnung auf eine diskrete Förderung des Bremer Tabakgeschäfts verständigt;
die Frage, wie die Tabaksendungen gegen eine mögliche Beschlagnahme finanziell
gesichert werden sollten, spielte dabei eine wichtige Rolle. Eine Ministervorlage für
Brentano vom Februar 1959 hielt Interessenlage und Vorgehensweise fest:

„In der gestrigen von Ministerialdirektor Dr. Reinhardt einberufenen Abteilungsleiterbespre­
chung über die Verlegung des indonesischen Tabakmarktes nach Bremen waren sich die Vertre­
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ter der beteiligten Ressorts darüber einig, dass das Projekt von erheblicher volkswirtschaftlicher
Bedeutung und daher förderungswürdig sei. Es handelt sich dabei ja nicht um ein einmaliges
Geschäft, sondern um die Schaffung eines neuen Umschlagplatzes für den indonesischen Tabak
auf viele Jahre oder Jahrzehnte hinaus. Von Seiten des Bundeswirtschaftsministeriums wurde
daher sehr gedrängt, eine Absicherung des Beschlagnahmerisikos zu schaffen. [. . . ] Für das Aus­
wärtige Amt habe ich die politischen Bedenken gegen ein Hervortreten der Bundesregierung in
diesem Zusammenhang vorgetragen und angeregt, die Frage möglichst in der Zuständigkeit des
Bremer Senats zu lassen.“³⁹³

Die Botschaft der Bundesrepublik in Den Haag warnte davor, „die Holländer würden
es uns tödlich übel nehmen,wenndasBeschlagnahmerisiko durchHermes [staatliche
Exportkreditversicherung] abgesichert werden würde“.³⁹⁴ Die Holländer empfänden
eine staatliche deutsche Absicherung des „ihnen geraubten Gutes“ als „unerträgliche
Zumutung“; zubedenken sei,wie leicht angesichts der deutsch-niederländischenVer­
gangenheit von der Presse antideutsche Ressentiments angefacht werden könnten.³⁹⁵
Auf eine Bundesbürgschaft für die Bremer Kaufleute wurde verzichtet.³⁹⁶

Zwei niederländische Tabakunternehmen versuchten mittels einer einstweiligen
Verfügung den Verkauf von einigen tausend Ballen Sumatratabak im Wert von über
zehnMillionenMark inBremenzuverhindern.Der Fallwar insofernkompliziert, als er
deutsches, niederländisches und indonesisches Recht sowie allgemeines Völkerrecht
berührte.³⁹⁷ Die Anträge auf eine einstweilige Verfügung scheiterten sowohl im April
1959 vor dem Landgericht Bremen als auch zweitinstanzlich im August 1959 vor dem
HanseatischenOberlandesgerichtBremen.³⁹⁸ DieRichter sahendie indonesischenNa­
tionalisierungennicht alsVerstoßgegendasVölkerrecht, da für dieEnteignungenaus­
drücklich Entschädigungen vorgesehen seien.³⁹⁹ Im Juni 1959 hatte die indonesische
Regierung ihre Richtlinien für die Nationalisierungen präzisiert: Demnach würden
den betroffenen Niederländern Kompensationen gezahlt, „wenn die politische Lage
es gestatte“.⁴⁰⁰ Unterdessen wurden die Enteignungen von Tabak-, Kautschuk-, Kaf­
fee-, Tee- und Zuckerrohrplantagen niederländischer Unternehmen fortgesetzt.⁴⁰¹ Als
niederländische Behörden erneut in Bonn intervenierten, lehnte es das Auswärtige

393 PA AA, B 61-411, 109. Ministerialdirigent v. Bargen: Aufzeichnung für Bundesminister v. Brentano
vom 4.2.1959. Brentano notierte auf die Vorlage: „Vor jeder Beschlussfassung möchte ich informiert
werden“.
394 PA AA, B 61-411, 109. LR I v. Holleben: Aufzeichnung „Indonesischer Tabakmarkt: Holländische
Reaktionen“ vom 11.2.1959.
395 Ebenda.
396 PAAA,B 12, 1376.AA:Verbalnote andieKöniglich-NiederländischeBotschaftBonnvom13.3.1959.
397 Die Zeit, 7.8.1959, S. 4.
398 PA AA, B 61-411, 109. LR I v. Holleben: Vorlage für Staatssekretär „Niederländisch-Indonesischer
Tabakstreit“ vom 11.2.1960.
399 Die Zeit, 28.8.1959, S. 4.
400 PA AA, B 12, 1376. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 634/59 vom 15.7.1959.
401 PA AA, B 80-500, 385. Botschafter v. Mirbach, Jakarta: Schriftbericht Nr. 521/59 vom 3.6.1959.



3 Nach 1955: Politisierung der Indonesienpolitik? | 123

Amt aus „grundsätzlichen Erwägungen“ ab, juristische Diskussionen über das Urteil
im Bremer Tabakstreit zu führen.⁴⁰² Der Umsatz des Tabakmarktes in Bremen betrug
allein zwischen 1959 und 1961 600 Millionen DM.⁴⁰³ Niederländische Versuche, ihn
zurückzugewinnen, beschäftigen das Auswärtige Amt bis in die siebziger Jahre.⁴⁰⁴

Erfolglos blieben auch die niederländischen Versuche, den Verkauf von militä­
risch nutzbaren Gütern an Indonesien zu verhindern. Die indonesische Kriegsmari­
ne hatte 1959 bei einer Bremer Werft den Auftrag zum Bau von acht unbewaffneten
Schnellbooten erteilt; die indonesische Luftwaffe hatte bei einem deutschen Unter­
nehmen 2500 Fallschirme bestellt. Auf eine Note der niederländischen Botschaft, die
Bundesregierung möge die Lieferung der Güter unterbinden, entgegnete das Auswär­
tige Amt: Die Bundesregierung habe niederländische Einwände „eingehend geprüft“,
sehe sich jedoch aus rechtlichen Gründen nicht in der Lage, die Ausfuhr zur verhin­
dern, da es sich dabei im rechtlichen Sinne nicht um Kriegswaffen handele; die für
alle NATO-Länder geltenden Beschränkungen der Warenausfuhr in Ostblockstaaten
fänden auf Indonesien keine Anwendung.⁴⁰⁵ Neben den 1959 ausgelieferten Schnell­
booten verkauften deutsche Firmen auch Schusswaffen undMunition nach Indonesi­
en: Im Jahr 1960 wurden 12 500 Sturmgewehre vom Typ G 3 mit 12,5 Millionen Schuss
Munition exportiert, 1961 84 Maschinengewehre vom Typ MG 42. Daneben lieferten
deutsche Firmen auch Stahlhelme und Funksprechanlagen nach Indonesien.⁴⁰⁶

Von 1958 an stagnierte die indonesische Konfrontationspolitik in der Westneu­
guinea-Frage für rund zweieinhalb Jahre. In der Vollversammlung der Vereinten Na­
tionen imHerbst 1958 verzichtete Indonesien nach vier erfolglosen Versuchen darauf,
nochmals über einen Westirian-Antrag abstimmen zu lassen.⁴⁰⁷ In Den Haag wollte
man Anzeichen erkannt haben, dass die USA einer indonesischen Invasion Westneu­
guineas nicht tatenlos zusehen würde, da hier strategische Interessen Washingtons
im Pazifik berührt würden.⁴⁰⁸ Im Auswärtigen Amt keimte vorübergehend die Hoff­
nung, die Indonesier würden angesichts der schlechten Wirtschaftslage, die durch
die Sequestrierung niederländischen Eigentums herbeigeführt worden war, zur Ein­
sicht kommen, sich mit der Westirian-Kampagne selbst zu schaden.⁴⁰⁹ Aufgrund der
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maritim-insularen Struktur Indonesiens war es besonders nachteilig, dass die tradi­
tionsreiche Reederei Koninklijke Paketvaart Maatschappij (KPM) Ende 1957 enteignet
wurde, die zuvor die Schifffahrt zwischen den indonesischen Inseln betrieben hatte.
Zwar besaß die staatliche indonesische Transportgesellschaft Pelayaran Nasional In­
donesia viele Schiffe; jedoch gab es kaum ausgebildetes indonesisches Personal, das
diese betreiben konnte. Der indonesische Außenhandel brach 1958 nicht nur im Ver­
hältnis zu den Niederlanden ein: Auch die Importe und Exporte der Bundesrepublik
gingen jeweils um gut 40 Prozent zurück – ähnlich sah es mit den Handelspartnern
USA, Großbritannien und Japan aus. Lediglich das indonesisch-chinesischeHandels­
volumen nahm zu.⁴¹⁰

Obwohl bei Sukarno nach wie vor der Wille zur Auseinandersetzung mit den Nie­
derlanden bestand, absorbierte insbesondere der PRRI-Aufstand (siehe voriges Kapi­
tel) seit Februar 1958 die Kräfte vonArmee undRegierung. Ihrerseits war die Rebellion
auf Sumatra ein indirektesResultat der antiholländischenKonfrontation:Die selbster­
nannte Revolutionsregierung PRRI wandte sich explizit gegen die dilettantische Um­
setzung der Enteignungen und gegen das dadurch ausgelöste Chaos. Zwar beharrten
die Rebellen darauf, dass Westirian zu Indonesien gehöre, doch sie erklärten auch,
freundschaftliche Beziehungen zu den Niederlanden herstellen zuwollen. Der Kampf
gegen die PRRI und diverse andere Rebellionen zwischen 1957 und 1961 band zwar ei­
nerseits starke Kräfte der indonesischen Armee; andererseits gewann das Militär hier
wichtige Erfahrungen für eine spätere Fortsetzung der Westirian-Kampagne.⁴¹¹ 1961
gelang es der Armee, die Reste des PRRI-Aufstands auf Sumatra zu beenden. Ergänzt
wurden die militärischen Operationen durch eine großzügige Amnestie für sämtliche
Rebellengruppen.⁴¹²

Nach der vorübergehenden Ruhephase ging Indonesien im Westneuguinea-Kon­
flikt wieder in die Offensive. Am 17. August 1960, dem indonesischen Nationalfeiertag,
erklärte SukarnodenAbbruchder diplomatischenBeziehungen zudenNiederlanden.
Anlass war die Entsendung des niederländischen Flugzeugträgers Karel Doorman in
Richtung Westneuguinea.⁴¹³ Botschafter Mirbach erlebte die indonesische Regierung
als „Gefangene der von ihr erzeugten Massenhysterie“.⁴¹⁴ Moralische und materielle
Unterstützung erhielt Sukarnos Politik aus Moskau: Chruschtschow nutzte die Voll­
versammlung der Vereinten Nationen vom Herbst 1960 zu einer lautstarken Kampa­
gne gegen den „schändlichen Kolonialismus“ des Westens.⁴¹⁵ Militärhilfen aus der
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Sowjetunion erlaubten Indonesien eine weitere Aufrüstung: General Nasution kehrte
Anfang 1961 von einemMoskau-Besuchmit einem Kredit von 450Millionen US-Dollar
für militärische Mittel zurück.⁴¹⁶

Einen weiteren externen Motivationsschub erhielt die indonesische Westirian-
Kampagne aus Indien: Die militärische Einnahme Goas und der beiden anderen
portugiesischen Restkolonien auf dem Subkontinent durch indische Truppen im De­
zember 1961 verfehlten nicht ihren Eindruck auf Sukarno. Er drohte nun öffentlich
mit einer Invasion Westirians. Um die Jahreswende 1961/62 begannen bewaffnete
„Inkursionen“ der Indonesier nach Westneuguinea. Ab März 1962 kam es häufiger zu
indonesischen See- und Luftlandungen und zu kleineren Gefechtenmit der zwischen­
zeitlich verstärkten niederländischen Garnison.⁴¹⁷

InWashington stieg die Sorge, dasmaritimeSüdostasien könnte Schauplatz eines
Krieges zwischen einem NATO-Staat und dem zweitgrößten blockfreien Landwerden.
Den Haag hatte sich von seinem NATO-Verbündeten USAmehr Unterstützung erhofft.
Besonders störte sich die niederländische Regierung an amerikanischenWaffenliefe­
rungen nach Indonesien. Vertreter der US-Regierung entgegneten, dies sei der einzige
Weg, um noch einen gewissen Einfluss in Jakarta zu behalten und so die Lage zu
stabilisieren.⁴¹⁸ Auch in Bonn beschwerten sich die Niederländer, nachdem angeb­
lich eines der 1959 an Indonesien gelieferten Schnellboote – entgegen indonesischer
Zusicherungen – gegen niederländische Streitkräfte eingesetzt worden sei. Staats­
sekretär Carstens wies die Botschaft Jakarta an, bei der Regierung Indonesiens auf
eine Einhaltung der Absprachen hinzuwirken, wonach die Boote nicht gegen die Nie­
derländer eingesetzt würden.⁴¹⁹ Das indonesische Außenministerium widersprach
der niederländischen Darstellung und sicherte zu, die Boote für die „militärische
Befreiung Westirians“ weder einsetzen zu wollen noch einsetzen zu können.⁴²⁰ An­
ders als die Amerikaner erteilte die Bundesregierung ab Ende 1961 – im Einklang mit
den europäischen NATO-Partnern – keine Ausfuhrgenehmigungen mehr für Kriegs­
waffen und sonstige Rüstungsgüter nach Indonesien.⁴²¹ Botschafter Mirbach warnte
das Auswärtige Amt vor einem Ansehensverlust bei zu restriktivem Umgang mit in­
donesischen Ausrüstungswünschen. Westneuguinea sei ein „koloniales Residuum,
in das wir unseren kolonielosen Ruf nicht mit Hilfe der Holländer noch investieren
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sollten“.⁴²² Dass die Bundesrepublik im Unterschied zu Großbritannien, Belgien und
Dänemark kein formelles Embargo gegen Indonesien verhängt habe, sei politisch
wertvoll. Der Botschafter ging so weit zu schreiben, er sei „dankbar, dass ich seit über
einem halben Jahr über diese Zusammenhänge [die Bestimmungen zur Rüstungsaus­
fuhr] nicht mehr informiert werde“. So könne er „den Indonesiern gegenüber dumm
tun, obwohl sie mir das vom Sachlichen her gesehen auf die Dauer nicht immer ab­
nehmen“.⁴²³

Ähnlich wie die Unabhängigkeit Indonesiens 1949 wurde der Konflikt um West­
irian unter amerikanischer Vermittlung – und amerikanischemDruck – diplomatisch
gelöst. Die seit Anfang 1961 amtierende US-Regierung von John F. Kennedy war über
den Linkskurs Sukarnos und über die starke Anlehnung Indonesiens an die Sowjet­
union beunruhigt. In Washington setzte sich die Ansicht durch, Indonesien werde in
diesemKonflikt ohnehin gewinnen und die USA sollten nicht Partei für die zumSchei­
tern verurteilte Sache der Niederlande ergreifen. Die niederländischen Vorstellungen
schienenWashington zunehmend sekundär gegenüber der Absicht, Indonesien nicht
vollends in die sowjetische Machtsphäre gelangen zu lassen. 1961 erklärten sich die
Niederlande zwar bereit, den Papua auf Neuguinea die Selbstbestimmung unter UN-
Aufsicht zu ermöglichen; eine Übertragung der Souveränitätsrechte auf Indonesien
lehnte der von Außenminister Luns vorgestellte Plan jedoch strikt ab.⁴²⁴ Ab Anfang
1962 übernahm US-Justizminister Robert Kennedy, der jüngere Bruder des Präsiden­
ten, eine Vermittlertätigkeit im niederländisch-indonesischenKonflikt.⁴²⁵ ImMärz be­
gannen in der Nähe von Washington niederländisch-indonesische Gespräche unter
Leitung des amerikanischen Diplomaten Ellsworth Bunker. Dieser stellte im April ei­
nen Plan vor, nachdemWestneuguinea zunächst einer UN-Interimsverwaltung, dann
indonesischer Verwaltung unterstellt werden sollte. Nach einigen Jahren sollten die
Papua über den Verbleib bei Indonesien abstimmen.⁴²⁶ Der Bunker-Plan fand die so­
fortige Zustimmung Indonesiens. Außenminister Subandrio bat bei Botschafter Mir­
bach, die Bundesregierungmöge –wieWashington und London – den Niederländern
raten, einer Einigung auf Grundlage des Bunker-Plans zuzustimmen.⁴²⁷ Doch die nie­
derländische Regierung lehnte nach wie vor die Übergabe Westneuguineas an Indo­
nesien ab: Außenminister Luns nannte die indonesischen Ansprüche „absurd“ und
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tadelte auf dem NATO-Rat in Athen im Mai 1962 ausdrücklich die Haltung Washing­
tons.⁴²⁸ Luns’ scharfe Worte gegen die USA trugen dazu bei, die niederländische Po­
sition in Washington weiter zu schwächen.⁴²⁹ Regierungskreise in Washington mach­
ten aus ihrer weltpolitisch bedingten Kalkulation keinen Hehl. Botschafter Wilhelm
Grewe beschrieb seine Eindrücke von der amerikanischen Indonesienstrategie wie
folgt:

„Im Übrigen wird sowohl im State Department als auch im Weißen Haus betont, dass die Ver­
hinderung des Abgleitens Indonesiens in das kommunistische Lager entscheidend sei. Demge­
genüber könne die Frage, wann und in welcher Form den 700 000 Papuas in Neu-Guinea die
Selbstbestimmung zugestanden werde, kaum ins Gewicht fallen. [. . . ] Die Auswirkungen eines
offenen Konflikts zwischen Indonesien und Holland und der sich daraus ergebenden Verwick­
lung der Weltmächte, auf Vietnam, auf Laos, und den Rest Südostasiens seien unabsehbar. Die
gemäßigten Elemente Indonesiens würden in einem Krieg vernichtet werden. Einen unnötigeren
Krieg würde es in der Geschichte nicht gegeben haben.“⁴³⁰

Unter dem Eindruck indonesischer Invasionsdrohungen und aufgrund der eindeuti­
gen Haltung der Kennedy-Regierung gab das niederländische Kabinett Ende Juli 1962
seinenWiderstand auf. Am 15. August 1962 wurde imUNO-Hauptquartier in New York
ein Abkommen zwischen den Niederlanden und Indonesien unterzeichnet: Ab dem
1. Oktober 1962 überließen die Niederlande Westneuguinea einer UN-Interimsverwal­
tung. Am 1. Januar 1963 verließen die letzten niederländischen Militäreinheiten die
Insel, ehe das Gebiet am 1. Mai des Jahres an Indonesien übergeben wurde.⁴³¹

Regierung und weite Teile der niederländischen Öffentlichkeit fühlten sich von
den USA verraten. Den Haag warf den Amerikanern vor, Indonesien über Gebühr un­
terstützt und mit dem Vertrag vom 15. August 1962 Sukarnos aggressive Außenpoli­
tik honoriert zu haben. Der niederländische Botschafter bei der NATO warf seinem
amerikanischen Kollegen vor, durch die Haltung Washingtons wüssten alle Länder
jetzt, „dass auchAggressionen gegen einen NATO-Partner vomWesten hingenommen
würden“.⁴³² Es verwundert nicht, dass niederländische Diplomaten die britisch-ame­
rikanischen Schwierigkeiten in Indonesien ab 1963/64 mit einer kaum verhohlenen
Schadenfreude begleiteten. Auf einem anderen Blatt steht, dass die Durchsetzung der
indonesischenPosition vor allem zuLasten der Papua-Bevölkerung inWestneuguinea
ging, die – abgesehen vonder Farce des sogenanntenAct of Free Choice von 1969 –nie­
mals gefragt wurde, ob sie zu Indonesien gehören wolle. Mit der scheinbaren Lösung
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desWestirian-Problemsvon 1962nahmein seither andauernderKonflikt zwischenden
Papua und der indonesischen Zentralgewalt seinen Ausgang.⁴³³

Für die Bundesregierung waren 1960/61 in Indonesien gewisse deutschlandpoli­
tische Probleme entstanden (siehe nächstes Kapitel), die nochmehr Rücksichtnahme
auf die indonesischen Positionen erforderlich machten. Jedoch schienen mit dem
Ende des Westneuguinea-Konflikts die Dilemmata zwischen der bündnispolitischen
Loyalität und den eigenen Interessen vorerst vorüber zu sein. Dochda die Sympathien
der westdeutschen Presse überwiegend bei der Position Den Haags lagen, bereitete
der Westneuguinea-Konflikt Bonn auch noch nach seiner erzwungenen Beilegung
Schwierigkeiten. Indonesische Offizielle zeigten sich befremdet über die „betont kri­
tische Würdigung [des] Westirian-Abkommens“ durch bundesdeutsche Medien. Das
Handelsministerium machte daher deutlich, dass der indonesische Tabakhandel
nicht für immer in Bremen bleiben müsse. Linksstehende Kreise Indonesiens sahen
sich in ihrem negativen Urteil über die Bundesrepublik bestätigt.⁴³⁴

Auchwenn Sukarno imDezember 1962 die Aufhebung des seit 1957 geltenden Be­
lagerungszustandes verkündete:⁴³⁵ Die Lösung des Westirian-Konflikts im indonesi­
schen Sinne trug nicht zu einer Beruhigung der Lage in Indonesien bei. Im Gegen­
teil erzeugte die durchdieWestirian-Kampagne geschaffene innenpolitischeDynamik
beinahe zwangsläufig weitere außenpolitische Konfrontationen. Die drei wichtigsten
politischen Kräfte Indonesiens – das Militär, die Kommunisten und Sukarno selbst –
hatten auch nach 1962 kein Interesse an einer „Rückkehr zur Normalität“. Die Armee
fürchtete die Aufhebung des Kriegsrechts und eine Kürzung ihres großzügigen Etats.
Die Kommunisten fürchteten eine Abkehr von „Antiimperialismus“undMassenmobi­
lisation sowie eine Annäherung an denWesten. Sukarno fürchtete, eine De-Mobilisie­
rung Indonesiens würde den „revolutionären Geist“ und die Nationswerdung erlah­
men lassen.⁴³⁶ Der amerikanische Botschafter Jones urteilte, mit dem Triumph über
die Niederländer habe Sukarno zwar einen Sieg errungen, jedoch ein wichtiges The­
ma verloren.⁴³⁷ Die Gründung der Malaysischen Föderation sollte Sukarno schon 1963
ein neues Thema liefern.

Der deutsch-deutsche „kalte Kleinkrieg“ in Jakarta
bis zum Beginn der bilateralen Kapitalhilfe 1961

Seitdem die DDR 1954 eine Handelsmission in Jakarta eingerichtet hatte, bemühten
sich dieOst-Berliner Emissäre umdieGunst der indonesischenFührung–das Fernziel
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war die volle völkerrechtliche Anerkennung der DDR. Umgekehrt machte die Beob­
achtung der mit sieben Männern besetzten DDR-Außenstelle einen zunehmend wich­
tigen und arbeitsintensiven Teil der Arbeit der Bonner Botschaft in Jakarta aus. In der
grundsätzlichenEinschätzung Indonesiens als neben IndienundÄgyptenwichtigstes
Land der ungebundenen Welt waren sich die Bundesregierung und die SED-Führung
einig. Als Ziele der DDR-Indonesienpolitik schrieb dasMinisterium für AuswärtigeAn­
gelegenheiten (MfAA) 1957 fest:

„Unter Berücksichtigung der Lage Indonesiens geht dieAußenpolitik derDDRgegenüber Indone­
sien von folgenden Gesichtspunkten aus: 1. Hilfeleistungen zur Festigung der Souveränität und
wirtschaftlichen Unabhängigkeit des indonesischen Staates sowie der sozialen und kulturellen
Entwicklung des indonesischenVolkes, 2. Versorgung derWirtschaft der DDRmit wichtigenRoh­
stoffen und Konsumgütern sowie Absatz industrieller Produkte unserer Volkswirtschaft, 3. Festi­
gung der internationalen Stellung der DDR durch Herstellung diplomatischer Beziehungen zwi­
schen der DDR und Indonesien.“⁴³⁸

Die Versuche, in Indonesien politisch Fuß zu fassen, beschränkten sich nicht auf Ja­
karta. Auch über ihre Vertretungen in Moskau, Peking, Prag und Hanoi versuchte die
DDR, Kontakte zu indonesischen Diplomaten aufzunehmen. Am 13. August 1956 er­
ging über Ost-Berlins Botschaft in Peking eine Einladung an Sukarno zu einem Staats­
besuch in der DDR. Die Offerte wurde eine Woche später abgelehnt.⁴³⁹ Im Rahmen
ihrer noch sehr eng begrenzten Möglichkeiten bot die DDR Indonesien finanzielle Hil­
fen an: 1956 vergab Ost-Berlin einen Kredit für eine Zuckerfabrik in Yogyakarta und
entsandte zum Aufbau rund 50 Techniker. Die Montage der Anlage blieb gleichwohl
„beträchtlich hinter den vereinbarten Terminen“ zurück.⁴⁴⁰ Doch die US-Botschaft in
Jakarta mahnte angesichts der Zuckerfabrik und anderer Hilfen aus dem Ostblock in
Washington an, weitere amerikanische Hilfen zur Stärkung der prowestlichen Kräfte
in Indonesien ins Auge zu fassen.⁴⁴¹

Ab 1956 hielten die Quartalsberichte der DDR-Handelsvertretung in Jakarta regel­
mäßig fest, die Beziehungen zu Indonesien hätten sich „günstig entwickelt“. Anlass
zur Hoffnung bot einerseits die relative Stärke der indonesischen Kommunisten: Bei
verschiedenen Kommunalwahlen errang die PKI beträchtliche Stimmengewinne und
wurde zum Beispiel 1958 auf Borneo vielerorts zur stärksten Partei.⁴⁴² Zum anderen
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näherte sich Sukarno innen- wie außenpolitisch den Kommunisten an. Freudig ver­
merkten die DDR-Repräsentanten in Jakarta, Sukarno habe sich bei seinem ersten
Aufenthalt in Moskau 1956 positiv über die sowjetische Deutschlandpolitik geäußert,
Adenauers Politik dagegen ausdrücklich missbilligt.⁴⁴³

Als Sukarno einen schärferen Kurs gegen die vormalige Kolonialmacht Nieder­
lande einschlug, sah die DDR ihre Chance gekommen, über den „Antiimperialismus“
Gemeinsamkeiten mit Indonesien zu finden. Die Eskalation des Westirian-Konflikts
begleitete die DDR-Vertretung mit propagandistischen Solidaritätsadressen für die
„Rückgabe“ des niederländisch gehaltenen Westteils Neuguineas. Diese Bekundun­
gen gingen so weit, den Indonesiern eine Ablösung der Niederländer im Import- und
Exportgeschäft anzubieten – dies wäre der DDR freilich schon aus logistischen Grün­
den nicht möglich gewesen. Botschafter Allardt mahnte dennoch, die propagandis­
tisch-psychologische Wirkung der lautstarken DDR-Solidaritätserklärungen nicht zu
unterschätzen.⁴⁴⁴ Zugleich ging es Ost-Berlins Auslandspropaganda darum, die ver­
meintliche koloniale Komplizenschaft des „Bonner Regimes“ mit den Niederlanden,
ja die „Bonner militaristische und faschistische Politik“ überhaupt zu entlarven.⁴⁴⁵
Der Versuch der DDR, sich das Großthema der nationalen Ehre Indonesiens anzu­
eignen, war allerdings nur mäßig erfolgreich. Bis Ende der fünfziger Jahre gelangen
der DDR keine größeren Geländegewinne in Indonesien. Mit Befriedigung vermerk­
ten die Dienstinstruktionen für den – Anfang 1959 in Jakarta akkreditierten – neuen
Botschafter Dietrich Freiherr von Mirbach, die Anstrengungen „der Außenstelle der
sowjetzonalen Kammer für Außenhandel“, auch nur das Zwischenziel von konsula­
rischen Beziehungen zu erreichen, hätten „zu keinem Erfolg geführt“. Die Regierung
Indonesiens beabsichtige nicht, „die gegenwärtigen Beziehungen zu beiden Teilen
Deutschlands“ zu ändern.⁴⁴⁶ Sichtbar wurde dies 1959, als das indonesische Kabinett
den Wunsch von DDR-Ministerpräsident Otto Grotewohl, Indonesien zu besuchen,
mit der expliziten Begründung zurückwies, man wolle gegenüber Bonn jede Miss­
stimmung vermeiden.⁴⁴⁷

Schon unter Helmut Allardt (1954–1958) hatte die Botschaft fortlaufend auf die
weltpolitische Bedeutung Indonesiens hingewiesen; seit Sukarnos Staatsbesuch vom
Juli 1956 machte sie ein gesteigertes indonesisches Interesse an Fragen der deutschen
Wiedervereinigung aus.⁴⁴⁸ Dennoch stufte die Bundesregierung die Bedeutung Indo­
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nesiens noch nicht als so hoch ein, dass sie einen Minister nach Jakarta entsandte.
Der erste hochrangige Besucher aus der Bundesrepublik war 1956 der SPD-Parteivor­
sitzende und Bonner Oppositionsführer Erich Ollenhauer, der sich vom 11. bis zum
16. November in Indonesien aufhielt. Dabei traf er neben Sukarno Vertreter der sozia­
listischen PSI, welche ähnlich der SPD in den fünfziger Jahren einen entschiedenen
Antikommunismus vertrat. In einer abschließenden Pressekonferenz äußerte sich Ol­
lenhauer ablehnend über den Kolonialismus und forderte für alle Völker das Recht
auf Selbstbestimmung.⁴⁴⁹ Politisch gewichtiger als Ollenhauers Visite war der Besuch
Walter Hallsteins im Februar 1957. Dabei traten erstmals Differenzen zwischen der in­
donesischen und der bundesdeutschen Seite über den Charakter der DDR hervor. In
der Rückschau lässt sich hier der Beginn einer schleichenden Entfremdung festma­
chen. Hallstein führte Besprechungenmit Sukarno, Ministerpräsident Sastroamidjojo
und seinem indonesischen counterpart Subandrio, demGeneralsekretär imAußenmi­
nisterium. Sukarno erwies sich gegenüber Hallstein und Allardt – ganz anders als bei
seiner Deutschlandreise im Vorjahr – als schwieriger Gesprächspartner.

„Das Gespräch mit dem Präsidenten Sukarno drehte sich um die Frage der Wiedervereinigung
Deutschlands, die Sukarno selbst anschnitt und an der er das Gespräch hartnäckig festhielt. Der
Schlüssel zurLösung liegebeiVerhandlungenmitPankow.Sukarnobestätigte, dass er bei seinem
Besuch in Moskau mit Bulganin und Khrushchev [sic!] über die Wiedervereinigung gesprochen
habe, wobei auch von unserem Memorandum die Rede gewesen sei. Als entscheidenden Punkt
hätten die Sowjets nicht unsere Zugehörigkeit zur NATO erklärt, sondern die Anerkennung Pan­
kows. Sukarno versucht eine Analogie zu seinen Verhandlungenmit von Holland ausgehaltenen
Teilregierungen zu ziehen. [. . . ] Er ließ erkennen, dass er Verständnis dafür hätte, dass das Sa­
tellitensystem durch die Preisgabe Pankows ins Wanken kommen würde. [. . . ] Der Hinweis auf
die Ereignisse in Ungarn wurde von Sukarno flüchtig mit der Bemerkung abgetan, in Ungarn be­
trügen die Verluste 25 000 Menschen, während die Holländer 40 000 Indonesier umgebracht
hätten.“⁴⁵⁰

In seinem Telegramm an Adenauer und Brentano fasste Hallstein die Begegnung mit
dem indonesischen Präsidenten zusammen: „Sukarno war allen geduldig vorgetra­
genen Gegenargumenten unzugänglich, sodass ich den Eindruck habe, dass er sich
auf Verhandlungen mit Pankow festgelegt hat.“⁴⁵¹ Eine diplomatische Anerkennung
der DDR durch Indonesien schien 1957 allerdings noch außerhalb jeder Diskussion
zu stehen.⁴⁵² Derweil entschied 1958 das Ministerium für Auswärtige Angelegenhei­
ten in Ost-Berlin, Indonesien zu einem der Zielländer ihres „Anerkennungsplans“ zu
machen. Die anderen vier waren Ägypten, Syrien, Indien und Birma.⁴⁵³
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Auch nachdem imNovember 1958 der mittlerweile zumAußenminister aufgestie­
gene Subandrio in der Bundesrepublik zu – sehr allgemein gehaltenen – Gesprächen
mit Brentano zusammentraf, änderte sich nichts an der Bonner Zurückhaltung in
der Besuchsdiplomatie.⁴⁵⁴ Die Mahnungen der Botschaft in Jakarta und der indone­
sischen Botschaft in Bonn, endlich einen Ministerbesuch vorzusehen, blieben einst­
weilen ohne Konsequenzen.⁴⁵⁵ Etwas weniger zurückhaltend als bei der Entsendung
hochrangiger Besucher, keineswegs aber hochambitioniert, war die Bundesregie­
rung in ihrer Entwicklungspolitik. Hatte Allardt 1957 darauf verwiesen, „die Frage
der Anerkennung der sogenannten DDR“ sei für Jakarta „in erster Linie ein Rechen­
exempel“ (was allerdings in einer gewissen Spannung zu den eigenen Aussagen im
gleichen Bericht stand)⁴⁵⁶, so beschränkte sich die westdeutsche Hilfe noch auf klei­
nere Vorhaben. Die wichtigsten Projektierungen in Indonesien waren der Bau einer
Zahnklinik in Medan, der Einrichtung einer Werkmeisterschule in Palembang sowie
ein „Reyon-Projekt“, also ein Vorhaben zur Herstellung von Viskosefasern.⁴⁵⁷ Die
Botschaft Jakarta riet dazu, die technische Hilfe für Indonesien nicht allzu aggres­
siv in die politische Öffentlichkeitsarbeit einzubeziehen. Die Indonesier würden die
Maßnahmen umso mehr wertschätzen, je weniger ihnen mit den „marktschreieri­
schen Methoden vornehmlich des Ostblocks“ und dessen überdeutlicher „Mahnung
zur Verbeugung vor dem großzügigen Spender“ Publizität gegeben werde; als Be­
zeichnung sei „Zusammenarbeit“ (kerjasama) der „Hilfeleistung“ (banutan) vorzu­
ziehen.⁴⁵⁸

Bis 1960 verhielt sich die indonesische Regierung gegenüber der DDR reser­
viert. Sie tat dies im Wesentlichen, weil sie immer noch hoffte, die Bundesrepublik
Deutschland werde die abgebrochenen Wirtschaftsbeziehungen mit den Niederlan­
den substituieren. Subandrio sprach der Bundesrepublik über die Wirtschaftsbezie­
hungen hinausgehend auch eine politische Mittlerrolle zwischen dem Westen und
Asien zu.⁴⁵⁹ Die Einrichtung eines DDR-Generalkonsulats in Ägypten – dem neben
Indien am meisten beachteten neutralistischen Staat – löste im Januar 1959 keine
Nachahmungsabsicht in Indonesien aus.⁴⁶⁰ Die indonesische Regierung lehnte En­
de 1959 einen Antrag der DDR-Handelsvertretung ab, nach Kairoer Vorbild in den
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Rang eines Generalkonsulats erhoben zu werden.⁴⁶¹ Ein indonesischer Spitzenbe­
amter ließ allerdings gegenüber Botschafter Mirbach durchblicken, es werde „immer
schwerer, sich den Vorstellungen des Ostblocks und der hiesigen SBZ-Handelsvertre­
tung zu entziehen“. Die Existenz der DDR könne nicht ständig ignoriert werden.⁴⁶²
Mirbach gab Bonn zu Bedenken, dass aus indonesischer Sicht bei der bundesdeut­
schen Hilfe für Entwicklungsländer ein Missverhältnis zwischen Versprechungen
und Praxis bestehe; Indonesien fühle sich „von uns als Entwicklungsland minde­
rer Güte klassifiziert“.⁴⁶³ In einer Unterredung mit Mirbach konkretisierte Subandrio
die Wahrnehmungen seiner Regierung: Jakarta befinde sich spätestens seit 1959 we­
gen seiner Ablehnung einer Anfrage des DDR-Ministerpräsidenten Otto Grotewohl,
auf einer großangelegten Reise auch Indonesien zu besuchen, „erheblich in Vor­
leistung“.⁴⁶⁴ Grotewohl wurde auf seiner Tour durch die wichtigsten bündnisfreien
Staaten in Kairo, Bagdad, Neu-Delhi und Rangun willkommen geheißen und traf
sich unter anderem mit Nasser und Nehru zu Besprechungen.⁴⁶⁵ Im Hinblick auf das
Verhalten der anderen Ungebundenen lag in der indonesischen Weigerung, den ehe­
maligen Sozialdemokraten Grotewohl zu empfangen, tatsächlich ein beträchtliches
Zugeständnis an die Bundesregierung. Zu den „Vorleistungen“ der indonesischen
Regierung zählte neben der Konsulatsfrage und der Ablehnung Grotewohls auch
die Zurückweisung von Annäherungsversuchen einer DDR-Delegation in China.⁴⁶⁶
Als Außenminister Brentano 1960 im Bundestag – auf die Ermahnung eines Abge­
ordneten hin – äußerte, die Beziehungen zu Indonesien seien „wohlbegründet und
sehr freundlich“ und gäben keinen Anlass zu Beschwerden, erlaubte sich Botschaf­
ter Mirbach eine etwas andere Akzentuierung als sein Dienstherr: Mirbach referierte
die Mitteilung von Subandrio an den deutschen Publizisten Klaus Mehnert, wonach
die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und Indonesien zwar der Form nach
„ausgezeichnet“ seien, es ihnen jedoch an „Herzlichkeit“ mangele.⁴⁶⁷ Zugleich be­
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richtete die Botschaft, „dass die SBZ sich [. . . ] veranlasst fühlt ‚die Tourenzahl höher
zu schrauben‘“.⁴⁶⁸

Im Sommer 1960 zeitigte die „mangelnde Herzlichkeit“ praktische Konsequen­
zen für die Nichtanerkennungspolitik der Bundesregierung. Zwischen dem 15. und
dem 20. August besuchte eine aus Diplomaten und Journalisten bestehende Ost-
Berliner Delegation Indonesien. Geleitet wurde sie vom DDR-Gesundheitsminister
und stellvertretendem Ministerpräsidenten Max Sefrin, einem Politiker der Ost-CDU.
Das Auswärtige Amt, das vorab von dem Besuch erfahren hatte, erwog kurzzeitig,
Botschafter Mirbach während der Anwesenheit der DDR-Abordnung aus Jakarta ab­
zuziehen. Schließlichwurde eine solcheMaßnahme jedoch verworfen. Der zuständige
Referatsleiter Hilmar Bassler verwies selbstkritisch auf die lange Reihe von verpass­
ten Gelegenheiten, die Indonesier durch eine Kombination von Besuchs- und Wirt­
schaftsdiplomatie freundlicher zu stimmen.⁴⁶⁹ Die DDR-Abordnung wurde zweimal
von Sukarno empfangen und nahm an den Feierlichkeiten zum 15. Jahrestag der Un­
abhängigkeitserklärung Indonesiens teil. Ihre Anwesenheit fand starke Beachtung in
der indonesischen Presse.⁴⁷⁰

Der Besuch der „hochoffiziell“⁴⁷¹ auftretenden Delegation brachte der DDR einen
Erfolg und der Bundesrepublik ein Ärgernis: Indonesien vereinbarte mit den Ost-Ber­
liner Emissären, das seit 1954 bestehende Büro der ostdeutschen Außenhandelskam­
mer in ein Generalkonsulat umzuwandeln. Bekanntgegeben wurde die Entscheidung
ausgerechnet am indonesischen Nationalfeiertag, dem 17. August, und zudem gleich­
zeitig mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu den Niederlanden.⁴⁷² In
Bonn legte Referatsleiter Bassler dem indonesischen Botschafter Zain dar, diese bei­
den Gesichtspunkte seien „besonders befremdend“; die Bundesregierung habe die
indonesische Entscheidung „angesichts der freundschaftlichen Beziehungen“ zwi­
schen Bonn und Jakarta weder erwartet, noch könne sie diese verstehen. Zain – der
laut Bassler über die konsularischen Beziehungen zur DDR alles andere als erfreut
war und Sukarno sogar seinen Rücktritt angeboten habe – verwies auf die Vernach­
lässigung Indonesiens durch Bonn, allerdings auch auf die ideologische Verhärtung
Sukarnos.⁴⁷³
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Am 6. Oktober 1960 nahm das DDR-Generalkonsulat unter Leitung von Kurt Nier
seine Arbeit auf.⁴⁷⁴ Ende des Jahres berichtete es nach Ost-Berlin, sein Bestehen sei
„politisch ein großer Erfolg, da damit ein gewisser Durchbruch im südostasiatischen
Raum erzielt wurde, der auchAuswirkungen auf andere Länder“ habe – allerdings ge­
be es in Indonesien nachwie vor starke Kräfte, die aus Rücksicht auf die Bundesrepu­
blik „gegen eine volleNormalisierungder Beziehungen zurDDR“ eintreten,weswegen
die Etablierung des Generalkonsulats das „maximal mögliche Ergebnis“ darstelle.⁴⁷⁵
Die DDR-Vertreter nutzten ihren neugewonnenen Spielraum, um ihre Reichweite aus­
zudehnen: Ab November 1960 boten sie deutsche Sprachkurse in Jakarta an. Mirbach
warnte, dadurch werde „das Monopol der Bundesrepublik am Deutschunterricht in
Indonesien [. . . ] zum ersten Mal durchbrochen“.⁴⁷⁶ Die britische Botschaft in Jakar­
ta beurteilte die Herstellung konsularischer Beziehungen als „important first step to­
wards the establishment of full diplomatic relations, at which the East Germans have
been longing for a long time“.⁴⁷⁷

Die Bundesregierung suchte den Schaden zu begrenzen: Das Auswärtige Amt
übergab der indonesischen Botschaft Bonn ein Aide-Memoire mit der Bitte, im Zu­
sammenhang mit dem Konsulat einige juristische Fragen klarzustellen.⁴⁷⁸ Die indo­
nesischen Antworten befriedigten die westdeutsche Seite weitgehend: In rechtlicher
Hinsicht bestand ein wesentlicher Unterschied des DDR-Generalkonsulats zu den an­
deren Generalkonsulaten in Indonesien. War es sonst allgemein üblich, ein formelles
Exequatur durch den Staatspräsidenten erteilen zu lassen, hatte der DDR-Vertre­
ter im Oktober 1960 nur ein Schreiben des indonesischen Außenministers erhalten.
Überdies enthielt das Schreiben eine „Vorbehaltsklausel über die völkerrechtliche
Nichtanerkennung“ der DDR.⁴⁷⁹ Die AA-Rechtsabteilung war daher der Auffassung,
der DDR-Vertreter Kurt Nier sei im völkerrechtlichen Sinne kein Konsul, sondern führe
nur diesen Titel und rangiere im konsularischen Korps an niedrigster Stelle.⁴⁸⁰

Die Botschaft in Jakarta notierte in ihrem Jahresbericht für 1960 über die Verän­
derung vomAugust 1960: „Die deutsch-indonesischen Beziehungen sind im Berichts­
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jahr erstmalig von politischen Spannungen nicht frei gewesen.“⁴⁸¹ Jedoch sei es auch
der Vernachlässigung durch Bonn zuzurechnen, dass Jakarta schließlich dem Drän­
gen der DDR nachgegeben habe. Angesichts der „Linksentwicklung“ Sukarnos und
einiger seiner Gefolgsleute sei sogar eine volle diplomatische Anerkennung des ande­
ren Teils Deutschlands zu befürchten gewesen; vor allem Außenminister Subandrio
sei es zu danken, Sukarno von einem solchen Schritt abgehalten zu haben.⁴⁸² Dieses
Urteil entsprach inhaltlich weitgehend der Wahrnehmung der DDR: Während Sukar­
no als Teil des „progressiven“ Lagers „für weitergehende Schritte zugängig“ gewesen
sei, habe er die ablehnende Haltung „reaktionärer“ Elemente in der Regierung gegen
eine weitere Annäherung an Ost-Berlin nicht überwinden können.⁴⁸³ In diesem Zu­
sammenhang wurde erwähnt, dass das indonesische Außenministerium nicht an der
Einrichtung eines indonesischen Generalkonsulats in der DDR interessiert sei. Auch
in dieser Frage hoffte man auf Sukarno.⁴⁸⁴

DieExistenz einesDDR-Generalkonsulats in Jakarta rückte Indonesien indenklei­
nen Kreis der Staaten, in denen ein Ausbruch des zweiten deutschen Staates aus sei­
ner internationalen Isolation zwar nicht in unmittelbarer Nähe, aber doch im Bereich
des mittelfristig Erreichbaren schien. In jedem Fall war dies ein beträchtlicher Erfolg
für Ost-Berlin: Vor dem August 1960 war es dem SED-Regime nur in zwei „neutralen“
Hauptstädten gelungen, ein Generalkonsulat einzurichten, nämlich in Kairo und Da­
maskus.⁴⁸⁵ Die wachsende Präsenz von DDR-Vertretern stellte erhöhte Anforderungen
an die bundesdeutschen Gegenspieler. Die Nichtanerkennungspolitik gegenüber der
DDR warmehr als eine von der Bundesregierung festgelegte Gesamtstrategie. Die Iso­
lierung der DDR erforderte ein Mikromanagement, das von der Arbeitsebene des Aus­
wärtigen Amts übernommen wurde. Die Botschaft in Jakarta nahm ihre Aufgabe aus­
gesprochen ernst und verfolgte sie mit einem scharfen Blick für Details. Nach eigener
Einschätzung befand sich die bundesdeutsche Botschaft seit 1960 in einem „kalten
Kleinkrieg“ mit der DDR-Mission.⁴⁸⁶ Exemplarisch für die Kuriosität, die dieser Klein­
krieg annehmen konnte, sind die von Botschafter Mirbach in einem bemerkenswert
selbstdistanzierten Bericht geschilderten Szenen auf einer indonesischen Buchaus­
stellung im April 1960, also noch vor der Existenz des DDR-Generalkonsulats:

„Vom 21. bis 25. April 1960 hat auf Veranlassung des indonesischen Übersetzerverbandes in Ja­
karta eine Ausstellung von Büchern stattgefunden, die aus dem Indonesischen in andere Spra­
chen oder aus anderen Sprachen ins Indonesische übersetztwurden. [. . . ] bemerkenswert ist aber
die beinahe tragikomische Form, die hier der Wettbewerb zwischen den Vertretern der beiden
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Deutschlandumdie Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit annehmen kann: Die SBZ hatte ebenfalls
ein rundes Dutzend Druckschriften aufgefahren. Die Ausstellungsleitung hatte diesen Beitrag
[. . . ] auf dem langen ‚internationalen‘ Tisch neben dem der Bundesrepublik platziert, ein Vor­
gehen, gegen das schwerlich etwas einzuwenden war, denn als Ordnungsprinzip galt die Spra­
che. Einer meiner Mitarbeiter [. . . ] stellte fest, dass die deutschen Werke aus West und Ost unter
den Schildern der beiden Deutschland kunterbunt durcheinander lagen. Er schob sie zurecht,
ordnete das Häuflein seiner heimischen Produktion und rückte den östlichen Nachbarstapel auf
zwei Zentimeter Distanz. Kaum hatte er sich in eine andere Ecke des Saales zurückgezogen, da
erschien ein Abgesandter der SBZ-Vertretung und arrangierte nunmehr sein ebenso karges Auf­
gebot attraktiver in die Breite, eine Aktion, die die Bundesrepublik mindestens vier Zentimeter
kostete. Die Ausstellung dauerte fünf Tage, in deren Verlauf aus beiden Lagern im Abstand von
wenigen Stunden reitende Boten ausgesandt wurden, um dafür zu sorgen, dass die Demarkati­
onslinie erhalten bleibt.“⁴⁸⁷

Durch die Einrichtung des DDR-Konsulats wurde der Bundesregierung und dem Aus­
wärtigen Amt deutlich, dass die deutsch-deutsche Rivalität in Indonesien vermehrte
Anstrengungen erfordern würde. Vor allem die Ostabteilung (Abteilung 7) des AA
drängte darauf, „dass wir der Entwicklung in Indonesien, dem zweitgrößten Land
der ungebundenenWelt, mehr Aufmerksamkeit widmen sollten“.⁴⁸⁸ Die indonesische
Führung rechnete mit einem baldigen Nachlassen der bundesdeutschen Verstim­
mung. Nach wie vor wartete sie ungeduldig auf einen Ministerbesuch aus Bonn.⁴⁸⁹
Ein indonesischer Diplomat in Bonn ließ im Januar 1961 wissen, der deutsche Bot­
schafter in Jakarta gehe „schweren Zeiten“ entgegen.⁴⁹⁰

Die Bundesregierung reagierte – anders als bei späteren Vorfällen – auf die indo­
nesische „Unbotmäßigkeit“ nicht mit Vergeltung, sondernmit einer Taktik des Entge­
genkommens: Ende 1960 wurde die Entsendung einer hochrangigen Delegation nach
Südostasien beschlossen, die unter anderem in Indonesien über deutsche Hilfsgel­
der verhandeln sollte. Eigentlich hätte Außenminister Brentano die Delegation leiten
sollen. Aufgrund einer Lungenentzündung Brentanos musste er jedoch von Hans-Joa­
chim von Merkatz, dem Bundesminister für Vertriebene sowie für Angelegenheiten
des Bundesrates, vertreten werden. Die Reise führte vom 22. Januar bis zum 8. Febru­
ar 1961 nach Birma, Thailand, Malaya, Indonesien und Ceylon.⁴⁹¹

Freilich ist die Entscheidung, Indonesien zu einemEmpfängerlandwestdeutscher
Zuwendungen zu machen, nicht allein aus der Einrichtung eines DDR-Generalkon­
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sulats zu erklären. Der konsularische „Geländegewinn“ der DDR in Indonesien fiel
zusammenmit dem Beginn der bundesdeutschen bilateralen Kapitalhilfe an die Län­
der der „Dritten Welt“. Die Jahre 1960/61 werden häufig als Geburtsstunde einer nen­
nenswerten Entwicklungspolitik der Bundesrepublik gesehen, auchwenn es schon in
den fünfziger Jahren entwicklungspolitische Maßnahmen gegeben hatte.⁴⁹² Bodemer
verweist in seiner Untersuchung der Anfänge deutscher Entwicklungspolitik darauf,
dass die Bundesregierung in den fünfziger Jahren den Vorrang privatwirtschaftli­
cher Förderung der Entwicklungsländer betonte. Öffentlichen Leistungen sollte nur
eine ergänzende Funktion zukommen. Dementsprechend wurden auch staatliche
Maßnahmen indirekter Exportförderung als „Entwicklungshilfe“ deklariert.⁴⁹³ Gegen
staatliche Kapitalhilfe im engeren Sinne wurden Argumente ordnungs-, haushalts-
und außenpolitischer Art angeführt. Dennoch gehörte die Bundesrepublik schon in
den fünfziger Jahren zu den Gebern „echter Entwicklungshilfe“ und war zwischen
1957 und 1959 sogar das Land, das in absoluten Zahlen die höchsten Beiträge an
multilaterale Entwicklungshilfeinstitutionen zahlte.⁴⁹⁴ Der Vorzug multilateraler vor
bilateraler Entwicklungshilfe lag unter anderem darin, dass hier die direkte Verant­
wortlichkeit für aufwändige und riskante Projekte in den jeweiligen Ländern nicht
übernommen werden musste.⁴⁹⁵ Erstmals waren 1956 50 Millionen DM des Bundes­
haushalts explizit „zur Förderung unterentwickelter Länder“ vorgesehen worden.
Charakteristisch für die fünfziger Jahre war ferner die Betonung der technischen Hilfe
(im Unterschied zur Kapitalhilfe). Diese technischeHilfe fand vor allem durch die Ein­
richtung von Ausbildungsstätten zur beruflichen Schulung von Fachkräften statt.⁴⁹⁶
Die für Indonesien einschlägigen Beispiele einer Zahnklinik und einer Handwerks­
schule sind bereits erwähnt worden.

Die Zurückhaltung der Bundesregierung bei der Aufnahme bilateraler Kapitalhil­
fe setzte sie zunehmend der Kritik und schließlich auch dem Druck der westlichen
Verbündeten aus, insbesondere durch die Eisenhower-Administration in ihrer Spät­
zeit. Auch der im November 1960 gewählte Präsident John F. Kennedy sah die „Dritte
Welt“ als entscheidenden Schauplatz der globalen Systemkonkurrenz: Entsprechend
forderte er die Verbündeten der USA zu mehr Anstrengungen und zu einem burden
sharing bei der amerikanisch orchestrierten Modernisierungsoffensive auf. Mit der
Festlegung auf jährliche Entwicklungshilfebeiträge 1960 und der Einrichtung des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit (unter Walter Scheel) 1961
vollzog die Bundesrepublik den Eintritt „in den Kreis der westlichen Kapitalgeber“.⁴⁹⁷
Zwischen 1960 und 1965 leistete sie insgesamt 10,95 Milliarden DM an öffentlichen
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bi- und multilateralen Leistungen an Länder der „Dritten Welt“. Dazu kamen private
Leistungen von mehr als 5,57 Milliarden DM.⁴⁹⁸

Bodemer wie Gray halten fest, dass es nicht ausschließlich allianz- oder deutsch­
landpolitische Motive waren, die die Bundesregierung zum Einstieg in die bilatera­
le Entwicklungshilfe bewegten.⁴⁹⁹ Entwicklungspolitik war und ist ein „Mehrzweck­
instrument“⁵⁰⁰, an dem unterschiedliche staatliche, halb-staatliche und private Ak­
teure aus unterschiedlichen Beweggründen mitwirken. Neben den Imperativen des
Kalten Krieges und des Alleinvertretungsanspruchs gab es auch starke exportpoliti­
sche, außerdemhumanitär-altruistische und sogarwährungspolitischeMotive: Durch
den um 1960 vorhandenen westdeutschen Exportüberschuss war die Deutsche Mark
im Kontext der festen Wechselkurse des Bretton-Woods-Systems unter Aufwertungs­
druck geraten. Der mit der Entwicklungshilfe verbundene Kapitalexport linderte die­
sen Druck.⁵⁰¹

Die (west-)deutsche Entwicklungshilfe wies einige Besonderheiten auf: Im Un­
terschied zur französischen und zur britischen Entwicklungshilfe beschränkte sie
sich nicht auf bestimmte Regionen, sondern erfolgte nach dem – später oft kriti­
sierten – „Gießkannenprinzip“ einer weltweiten Präsenz. Dieses Prinzip verdankte
sich deutschlandpolitischen Handlungszwängen, einer allgemeinen sicherheitspoli­
tischen Strategie ebenso wie der abgebrochenen kolonialen Tradition Deutschlands.
In dieser Hinsicht ähnelte die westdeutsche am ehesten der amerikanischen Entwick­
lungspolitik.⁵⁰² Die westdeutschen Kredite wurden jeweils für bestimmte Projekte
vergeben: Die Auswahl der durch Bonn finanzierten Projekte sollte grundsätzlich
auf Basis einer vom Empfängerstaat zu erstellenden Vorschlagsliste erfolgen. Die
eingereichten Vorschläge wurden danach von einem interministeriellen Steuerungs­
komitee beurteilt. Die Bundesregierung zahlte die Kredite nicht einfach aus, sondern
vergab sie in Form von Plafonds, also Zuwendungen bis zu einer festgelegten Höchst­
grenze.⁵⁰³ Ferner – hier war die Bundesrepublik großzügiger als die meisten anderen
Geber – bestand keine Bindung der Hilfsgelder an Importe aus der Bundesrepu­
blik.⁵⁰⁴ Die Hilfen sollten auf die begünstigten Regierungen wirken, aber auch auf die
öffentliche Meinung: „To maximize the favorable publicity, West German dignitaries
preferred to announce new aid agreements during extended tours to the affected re­
gions.“⁵⁰⁵ Aus diesem Grunde nahm nicht nur der Leiter der Ostabteilung, Georg Fer­
dinandDuckwitz, an der Südostasien-Mission vonMinisterMerkatz teil, sondern auch
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Fachleute für politische Öffentlichkeitsarbeit wie Karl-Günther von Hase und Günter
Diehl.⁵⁰⁶ Unter den insgesamt 23 Delegationsmitgliedern waren 14 Journalisten.⁵⁰⁷

Die DDR ergriff schon vor dem Merkatz-Besuch Gegenmaßnahmen. Zehn Tage
vor der Ankunft des westdeutschen Ministers ließ das DDR-Generalkonsulat Jakarta
„in einem quantitativ bisher nicht von ihm und kaum von anderen Stellen erreich­
ten Ausmaßmit Plakaten und Spruchbändern“ schmücken, die für eine von der DDR
organisierte Textilausstellung warben.⁵⁰⁸ Die Ausstellung verzichtete auf politische
Propaganda und präsentierte sich, so Botschafter Mirbach, in ihren Modenschauen
„eher sexbetont“.⁵⁰⁹ Mit bis zu 80 000 Besuchern – darunter Sukarno – brachte die
Textilausstellung einen weiteren großen „Prestige- und Sympathieerfolg der SBZ“.⁵¹⁰
Zusätzlich leisteten die ostdeutschen evangelischen Kirchen eine Kleidungs- und Me­
dikamentenspende an die Bevölkerung Sumatras.⁵¹¹

Der dreitägige Aufenthalt in Indonesien stellte laut Auswärtigem Amt „die wich­
tigste Etappe der Südostasienreise“ der Merkatz-Delegation dar.⁵¹² Merkatz traf unter
anderemmit Sukarno, Außenminister Subandrio undVerteidigungsminister Nasution
zusammen. Letzterer erhielt eine Einladung zu einem Deutschlandbesuch und auch
Sukarno wurde erklärt, die Bundesrepublik würde ihn stets willkommen heißen.⁵¹³
Die Bonner Abordnung stellte umgekehrt „mit Erstaunen fest, welch große Hoffnun­
gen man [in Indonesien] auf eine Zusammenarbeit mit Deutschland setzt“.⁵¹⁴ Für die
bilateralen Beziehungen bedeutete die Merkatz-Reise einen großen Schritt: Die Bun­
desregierung stellte Indonesien als Kapitalhilfe einenKredit von 100MillionenDMzur
Verfügung. Hinzu kam ein „besonderer Plafond“ von weiteren 100 Millionen an Bun­
desbürgschaften und -garantien für den deutschen Export nach Indonesien (Bundes­
bürgschaften kommen bei öffentlichen Geschäftspartnern zur Anwendung, Bundes­
garantien bei privaten). Zudem vereinbarten die Regierungen den Ausbau der techni­
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schen Zusammenarbeit; zu den bislang in Angriff genommenen Projekten kam noch
der Aufbau eines Forstingenieurinstituts.⁵¹⁵

Die Merkatz-Reise war das wichtigste bundesdeutsch-indonesische Ereignis seit
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 1952 und dem Sukarno-Staatsbesuch in
Bonn 1956. Auch wenn es einige kritische Kommentare aus südostasiatischen Diplo­
matenkreisen gab, galt die Mission in Bonn als Erfolg.⁵¹⁶ Hans-Joachim von Merkatz
unterrichtete nach seiner Rückkehr ausführlich das Bundeskabinett.⁵¹⁷ In der Folge­
zeit blieb er ein Ansprechpartner indonesischer Stellen und sprach sich gegenüber
der Bundesregierung im Zweifelsfall dafür aus, indonesischen Wünschen entgegen­
zukommen. So befürwortete Merkatz nach einer persönlichen Bitte des indonesischen
Botschafters im April 1962 die Lieferung von Rüstungsgütern deutscher Unternehmen
an Indonesien, darunter Fallschirme und Übungsmunition.⁵¹⁸

Die auf der Südostasienreise abgegebenenHilfszusagenerforderten eine intensive
NachbereitungdurchdieArbeitsebenen verschiedenerMinisterien inBonnund Jakar­
ta. Im März 1961 traf ein gemischter deutsch-indonesischer Regierungsausschuss aus
Beamten zuBesprechungenweiterer Arbeitsschritte zusammen. Die Bundesregierung
erneuerte ihreAbsicht, „nachKräften zurwirtschaftlichenEntwicklung Indonesiens–
auch imRahmen des Achtjahresplans – beizutragen“.⁵¹⁹ Geplant warnoch für 1961 die
Entsendung einer Regierungsdelegation nach Indonesien, umdie Einzelheiten der bi­
lateralen Wirtschaftsbeziehungen auszuhandeln.

Die weitreichenden Zusagen erforderten eine interne Festlegung der Bonner Mi­
nisterialbürokratie,welcheAbsichtenundwelchesVorgehenmit denHilfsgeldernver­
bunden sein sollten. Als Grundsatz für die Projektförderung in Entwicklungsländern
galt demWirtschaftsministerium, dass „nur solche Vorhaben berücksichtigt werden“
könnten, die geeignet seien, das Wirtschaftswachstum im jeweiligen Land zu beför­
dern. Die technische und betriebswirtschaftliche Ausgereiftheit von Projekten sollte
ein entscheidendes Kriterium sein, um die Förderungswürdigkeit zu beurteilen. Um
die richtigen Anreize zu setzen, sollten „keinesfalls“ die Gesamtsummen „auf einmal
transferiert [werden], sondern in Teilbeträgen, je nachdem Fortschreiten des Aufbaus
des jeweiligen Projekts“.⁵²⁰ Im Grundsatz vertrat das stärker sicherheits- und allianz­
politisch denkende Auswärtige Amt dieselbe Linie: Brentano hatte 1959 an Adenauer
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geschrieben, „auch eine aus primär außenpolitischenMotiven gewährte Hilfe“ könne
ihren Zweck nur erfüllen, „wenn sie in einem doppelten Sinn wirtschaftlich vernünf­
tig“ sei, also sowohl aus Sicht des Geberlandes wie aus der des Empfängerlandes.⁵²¹
Diese Kriterien sollten sich schon wenig später als schwer vereinbar mit deutschland-
und stabilitätspolitischen Imperativen erweisen.

Im Zuge der nunmehr aufgewerteten Beziehungen wechselte der indonesische
Botschafter in Bonn: Auf Zahir Zain folgte Lukman Hakim, der zuvor Finanzminis­
ter und Gouverneur der indonesischen Nationalbank gewesen war. Die Wahl eines
Wirtschaftsfachmannswar Ausdruck der indonesischen Prioritäten.⁵²² Anlässlich der
Vereidigung des neuen Botschafters Lukman Hakim – in Jakarta, vor seiner Abreise
nach Bonn – pries Sukarno am 2. April 1961 die Bundesrepublik Deutschland „als
eines der wichtigsten Länder der Welt“. Für Indonesien sei es „deshalb von größter
Bedeutung, gute Beziehungen zu ihr zu unterhalten“. Sukarno, so eine Nachrichten­
agentur, „erging sich noch in weiteren Lobpreisungen der deutschen kulturellen und
wirtschaftlichen Leistungen“.⁵²³ In Anbetracht dieser Entwicklungen stellte Botschaf­
ter Mirbach im Juni 1961 fest: „Die deutsch-indonesischen Beziehungen haben durch
den Besuch des Bundesministers von Merkatz und seiner Delegation einen spürba­
ren Auftrieb erhalten.“⁵²⁴ Zugleich warnte er davor, sich gleichsam auf den Lorbeeren
auszuruhen:

„Wir dürfen jedoch nicht der Auffassung anheimfallen, dass wir durch diesen Besuch eine Hy­
pothek abgetragen hätten, dass wir nunmehr befriedigt die Däumchen drehen könnten. Wir ha­
ben, da unsere Kolonialzeit ziemlich vergessen ist und wir trotz der wilhelminischen und hitle­
ristischen Epochen im Allgemeinen nicht als Imperialisten hier gelten, da wir zudem durch das
Treiben Pankows dazu gehetzt werden, auch für denWesten die Verpflichtung übernommen ‚bei
der Stange zu bleiben‘. [. . . ] Ich möchte nicht in den Ruf geraten, ‚Indonesien-minded‘ zu sein.
Aber ein Blick auf die Landkarte sollte es jedem verständlich machen, dass nach dem Verlust
von Laos Indonesien mehr als bisher an Gewicht gewinnen muss. Ein Abrutschen Indonesiens
in das östliche Lager würde alle Bemühungen desWestens um die Freiheit des südostasiatischen
Ländergürtels umsonst machen. Wollen wir daher unser politisches Interesse und unsere Ent­
wicklungshilfe gezielt ansetzen, dann wage ich zu behaupten, dass die Neutralität der Malakka-
Straße kaumweniger wichtig für denWesten ist als die Verteidigung des Bosporus. Dem Erfinder
der ‚Guided Democracy‘ [Sukarno] seinen titoistischen ‚Sozialismus à la Indonesia‘ auszureden,
dürfte uns sowieso nicht gelingen, jedochmüssenwir viel Mühe undGeld darauf verwenden, ihn
im politischen Gleichgewicht zu halten.“⁵²⁵

Die Worte des Botschafters über „viel Mühe und Geld“ sollten sich schon bald als zu­
treffend erweisen.
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